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Ausgangslage

Seit dem Inkrafttreten des Reformvertrages
von Lissabon im Dezember 2009 ist der ter-
ritoriale Zusammenhalt neben dem 06ko-
nomischen und dem sozialen Zusammen-
halt gleichberechtigte Zielsetzung europé-
ischer Politik. Im Juni 2010 wurde die Euro-
pa 2020-Strategie als neues, die Lissabon-
Strategie ablosendes Wirtschaftsprogramm
im Europdischen Rat verabschiedet. Im Mai
2011 schliefflich wurde die Territoriale Agen-
da 2020 (TA2020) auf einem informellen Tref-
fen der nationalen Fachminister als Grundla-
ge der mitgliedstaatlichen Zusammenarbeit
im Bereich der Raumentwicklung angenom-
men. Die TA2020 fordert eine stdrkere Integ-
ration rdumlicher Belange der Fachpolitiken.

Parallel dazu hat die Europdische Kommissi-
on im Jahr 2011 mit ersten Verordnungsvor-
schldgen die Debatte um die Gestaltung der
EU-Kohisionspolitik in der neuen Férderpe-
riode 2014-2020 eingeleitet. Diese findet nun
im Spannungsfeld der oben genannten Stra-
tegien und Ziele statt. In allen raumrelevanten
Verordnungen lassen sich bislang deutliche
Beziige zur Europa 2020-Strategie erkennen,
die — wie auch schon die Lissabon-Strategie —
stark sektoral orientiert ist und die territoriale
Vielfalt Europas nicht hinreichend berticksich-
tigt. Gerade die Erfahrungen mit der Lissabon-
Strategie haben aber belegt, dass Wachstums-
ziele ohne die Einbeziehung der unterschied-
lichen Entwicklungspotenziale und Charak-
teristika aller Regionen nicht realisiert wer-
den kénnen.

Es besteht also Handlungsbedarf, Ansatzpunk-
te und Moglichkeiten fiir eine Starkung rdum-
licher Zielsetzungen zu erarbeiten. Fiir diese
Starkung ist es wichtig aufzuzeigen, dass fiir
die Fachpolitiken Synergien und Effizienz-
steigerungen erzielt werden kénnen, wenn
sie raumliche Aspekte einbeziehen. An dieser
Stelle setzt das Ressortforschungsprojekt ,Die
territoriale Dimension in der zukiinftigen EU-
Kohisionspolitik“ an, indem es fiir verschie-
dene Fachpolitiken untersucht, welche Hand-
lungsmoglichkeiten bestehen, um den terri-
torialen Zusammenhalt addquat zu bertiick-
sichtigen. Um diese Handlungsmoglichkei-
ten aufzuzeigen, bedarf es u. a. der Identifi-
kation jener Politiken, bei denen eine Integ-
ration rdumlicher Zielsetzungen am erfolgver-
sprechendsten ist.

Dies beinhaltet neben der Raumrelevanz der
Politiken auch die Abschédtzung der méglichen
gegenseitigen Einflussnahme im Prozess der
Politikentwicklung.

Verstdndnis des territorialen
Zusammenhalts

Im Diskurs zum Verstidndnis des territorialen
Zusammenhalts sind in den letzten Jahren
vielfdltige Interpretationen entwickelt worden.
Wihrend beispielsweise in der Territorialen
Agenda (TAEU) deutlich wird, dass der terri-
toriale Zusammenhalt keinen anzustrebenden
Zustand, sondern vielmehr einen stindigen
»Prozess der politischen, organisatorischen
und technischen Zusammenarbeit aller Ak-
teure der Raumentwicklung“ (TAEU 2007: 1)
darstellt, interpretieren Battis und Kersten den
territorialen Zusammenbhalt in ihrem Rechts-
gutachten als dreidimensionales Konzept, das
auf den territorialen Ausgleich, die horizonta-
le und vertikale Integration von Fachpolitiken
und die Vernetzung europdischer Raumakteu-
re zielt (Battis und Kersten 2008: 10f.).

Eine Befragung von fast 330 Raumakteuren
hat ergeben, dass territorialer Zusammenhalt
vornehmlich als ausgewogene rdumliche Ent-
wicklung und als Entwicklung und Nutzung
vielfdltiger endogener Potenziale verstan-
den wird. Fiir die deutschen Akteure sind da-
ritber hinaus Aspekte der nachhaltigen Ent-
wicklung und des Klimawandels fiir die Rea-
lisierung des territorialen Zusammenhalts von
grofer Bedeutung.

Als relevante Themenfelder zur Umsetzung
des territorialen Zusammenbhalts identifizie-
ren die befragten Experten die Wirtschafts-
forderung, die Daseinsvorsorge im landlichen
Raum, den demografischen Wandel, den Kli-
mawandel, den Zugang und Ausbau von Ver-
kehrsinfrastrukturen sowie die Vertiefung
von Stadt-Land-Beziehungen. Bezogen auf
die Umsetzung wird die regionale Ebene als
herausragend fiir die Realisierung des terri-
torialen Zusammenhalts eingestuft, beziig-
lich der Finanzierung wird vor allem der eu-
ropdischen Ebene Bedeutung beigemessen.
Diese Einschédtzungen sind weitere Belege fiir
die Komplexitdt des Begriffs des territorialen
Zusammenhalts.
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Territorialer Zusammenhalt in
ausgewdbhlten Themenfeldern

In einem dreistufigen Filterverfahren wur-
den fachiibergreifende Themenfelder identi-
fiziert, die fiir eine territorial orientierte Poli-
tikgestaltung und eine bessere Integration des
territorialen Zusammenhalts besonders geeig-
net sind, da sie Beziige zur TA2020 sowie zur
Europa 2020-Strategie aufweisen:

e Stadt-Land-Beziehungen

e Daseinsvorsorge im landlichen Raum

* Verkehrskernnetze

e Verkehrsiiberlastung in Ballungsrdumen

e Anpassungvon Infrastrukturen an Heraus-
forderungen des Klimawandels und

¢ Energienetze.

Diese Themenfelder werden auch von den Ex-
perten in der Befragung bestétigt. Im Hinblick
auf den territorialen Zusammenhalt werden
sie als besonders wichtig eingestuft.

Neben den Beziigen zur TA2020 und zur Eu-
ropa 2020-Strategie wurden fiir jedes The-
menfeld der politische Kontext aufgearbei-
tet und unter Ergdnzung von Beispielprojek-
ten raumpolitische Ansatzpunkte und Hand-
lungsempfehlungen entwickelt. Die Beispiel-
projekte weisen auf die herausragende Rolle
lokaler und regionaler Akteure hin und bele-
gen somit die Niitzlichkeit des ,place based ap-
proach’. Die themenspezifischen Ansatzpunk-
te zur Starkung der rdumlichen Aspekte rei-
chen von der reinen Moderation und Infor-
mation bis hin zur Mitgestaltung von Verord-
nungen, Strategien und Programmen. Beson-
dere Bedeutung messen die Experten der Ent-
wicklung und Mitgestaltung von Dokumenten
und Prozessen auf strategischer Ebene sowie
auf Programmebene bei.

Voraussetzung fiir eine Starkung des territo-
rialen Zusammenbhalts ist die Erkenntnis der
lokalen Akteure, dass ihre Malnahmen Ein-
fluss auf die rdumliche Entwicklung Europas
haben. Um diese Selbsteinschidtzung zu stir-
ken und zu erreichen, dass sie sich einer Stér-
kung des territorialen Zusammenhalts ver-
schreiben, ist ihre Einbeziehung in wieder-
kehrende Dialoge unerlésslich. Es wird deut-
lich, dass die vertikale Zusammenarbeit aller
rdumlichen Ebenen von grundlegender Be-
deutung fiir die Realisierung rdumlicher Ziele
ist. So spielt u. a. die regionale Ebene eine be-
deutende Rolle, da sie einerseits als Vermitt-
lerin zwischen der lokalen und der europdi-
schen bzw. nationalen Ebene agiert, anderer-
seits aber auch als Ebene mit wichtiger Gestal-
tungs- und Koordinationsrolle gestarkt wer-
den sollte.

Transnationale Zusammenarbeit —
INTERREG B

Die transnationale Zusammenarbeit stellt ein
besonderes Instrument zur Umsetzung des
territorialen Zusammenbhalts dar, da sie in ih-
ren Urspriingen einen klaren Bezug zu raum-
lichen Strategien und Visionen hatte. Im Lau-
fe der aktuellen Férderperiode (2007-2013)
wurden mit der Europa 2020-Strategie, dem
Griinbuch zum territorialen Zusammenbhalt,
der TA2020 sowie den Dokumenten der ver-
schiedenen Ratsprasidentschaften zahlrei-
che Dokumente erarbeitet, die als Referenz-
rahmen fiir die transnationale Zusammenar-
beit (besser bekannt unter dem Programmti-
tel INTERREG B) in der nidchsten Forderpe-
riode 2014-2020 dienen sollten. Um Beitrédge
der zukiinftigen Programme zur Erreichung
der Ziele der Europa 2020-Strategie und der
TA2020 zu entwickeln, konnen verbindende
Themen und Zusammenhénge herausgear-
beitet und zu Schliisselthemen zusammen-
gefasst werden.

Die aktuellen Verordnungsvorschlidge sehen
eine deutliche thematische Fokussierung
der Programmridume vor. Die Vorschldge der
Kommission sind allerdings stark sektoral aus-
gerichtet, so dass eine Schwédchung raumli-
cher Belange zu befiirchten ist, wenn thema-
tisch integrierende Ansétze kaum bis gar nicht
realisiert werden konnen. Zur Starkung rdum-
licher Belange und des Ansatzes der integrier-
ten Raumentwicklung ist ein expliziter Bezug
zur TA2020 in der Allgemeinen EFRE-Verord-
nung und vor allem in der ETZ-Verordnung
erforderlich. Auf diese Weise wiirde auch si-
chergestellt, dass spezifische raumliche Ent-
wicklungsfragen nicht durch die sektoral be-
stimmte Themenliste der Allgemeinen EFRE-
Verordnung ausgeklammert wiirden.

Die rdumlichen Belange miissen jedoch nicht
nur in den Verordnungen und Programmpri-
oritdten verankert, sondern auch in der Pro-
grammumsetzung, etwa bei Projektausschrei-
bungen und der Bewertung von Projektantra-
gen berticksichtigt werden.

Territoriale Zusammenarbeit —
Makroregionale Strategien

Makroregionale Strategien sind ein vergleichs-
weise neues Instrument in der EU, das im
Prinzip auf verschiedene Initiativen zur regio-
nalen Profilierung zuriickgeht. Auch wenn die
makroregionalen Strategien und INTERREG B
auf den ersten Blick einem dhnlichen Ansatz
folgen, basieren sie auf unterschiedlichen An-
nahmen und verfolgen unterschiedliche Zie-
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le. Die makroregionalen Strategien basieren
auf der Ubereinkuntft, dass es keine neuen For-
dergelder und Forderprogramme, keine neu-
en Institutionen und keine neuen EU-Geset-
ze fiir sie geben wird. Dennoch wurde ein Be-
darf der Zusammenarbeit erkannt. Die Makro-
regionen sollen daher nicht in Konkurrenz zu
bestehenden Instrumenten stehen, sondern
vielmehr eine Koordinationsplattform bieten.
Trotz einer offensichtlichen Raumrelevanz ha-
ben die meisten Themen jedoch einen starken
sektoralen Fokus. Nichtsdestotrotz scheint es
realistisch, dass die INTERREG-Rdaume auch in
Zukunft eine Schliisselrolle bei der Umsetzung
der makroregionalen Strategien spielen und
beide ndher zusammenriicken werden. Mog-
liche Ansitze hierfiir reichen von einer stérke-
ren Orientierung der territorialen Programme
an den Prioritdten der Makroregionen bis zu
gemeinsamen Sekretariaten von Makroregio-
nen und INTERREG-Rdumen. Dies ist jedoch
nicht mit einer ,Vermischung' der Rdume und
Ansétze zu verwechseln.

Handlungsempfehlungen

Je nach raumrelevanter Fachpolitik bzw. The-
menfeld ldsst sich zumeist eine ganze Reihe
potenzieller Handlungsansitze und -optionen
identifizieren, die geeignet ist, den rdumlichen
Zielen angemessen Rechnung zu tragen. Um
aus dieser Vielzahl von Optionen, die héufig
auch sehr spezifisch auf das jeweilige The-
menfeld zugeschnitten sind, die wichtigsten
Malnahmen herauszukristallisieren, ist je-
weils zu hinterfragen, welche MaBnahmen
iiber eine potenziell groBe Hebelwirkung ver-
fiigen und besonders erfolgversprechend sind.

Besondere Bedeutung kommt demnach der
Strategie- und Programmentwicklung zu. Je
nach Verwaltungsebene sind verschiedene
raumpolitische Ansatzpunkte hervorzuheben.
Auf européischer Ebene steht derzeit die Be-
einflussung zukiinftiger Programme im Mit-
telpunkt. Dies gilt es auch auf Landesebene zu
beachten. Und fiir die regionale Ebene wurden
vor allem Potenziale im Zusammenhang mit
der konkreten Zusammenarbeit identifiziert.

Um diese Beeinflussung zu realisieren ist eine
Reihe von fachpolitik- und Ebenen iibergrei-
fender Aktivitdten hilfreich. Dazu gehoren fiir
die fachpolitikiibergreifende Politikgestaltung
insbesondere

e Dialoge mitverschiedenen relevanten Mi-
nisterien und Fachbehdrden

e die strategische Nutzung der europdi-
schen Gremien

e die fachpolitisch integrative Gestaltung
von Rahmendokumenten

e dieEinflussnahme auf zukiinftige EU-Pro-
gramme und -Verordnungen sowie

e eine laufende Raumbeobachtung von
Fachpolitiken.

Fiir die Ebenen iibergreifende Politikgestal-
tung lassen sich ebenfalls einige spezifische
Malnahmen identifizieren:

* Mehrebenen-Governance

e die Einbindung ,lokaler Eliten‘ in die
Politikgestaltung

e die Erarbeitung von Referenzen zu bei-
spielhaften Querschnittsthemen und

o vertikal ausgerichtete Dialoge mit den
Bundesldndern.
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Initial Situation

After the adoption of the Lisbon Treaty in De-
cember 2009, territorial cohesion has become
an objective of European policies equal to eco-
nomic and social cohesion. In June 2010, the
Europe 2020 Strategy was adopted by the Eu-
ropean Council as a new economic policy
framework replacing the Lisbon Strategy. Fi-
nally, in May 2011, the Territorial Agenda 2020
(TA2020) was agreed at an informal meeting of
national ministers responsible for spatial plan-
ning and territorial development. The TA2020
replaces the Territorial Agenda of 2007 (TAEU)
and provides the basis for the Member States’
cooperation in the field of spatial planning. It
asks for stronger integration of territorial con-
cerns in sector policies.

At the same time, the European Commission
induced the debate about the formulation of
the next programming period’s EU cohesion
policy. The drafts of the respective regulation
proposals were published in October 2011.
The debate takes place referring to the above-
mentioned strategies and objectives. So far, all
regulation proposals, which are spatially rele-
vant, have clear links to the Europe 2020 Stra-
tegy. Similar to the Lisbon Strategy, the Euro-
pe 2020 Strategy is highly sector-oriented and
does not take sufficient account of the Euro-
pean territorial diversity. However, the expe-
riences of the Lisbon Strategy have shown that
growth objectives cannot be realized without
taking the different regional development po-
tentials and characteristics into account.

Thus, there is a need to identif y starting points
and opportunities for strengthening territori-
al objectives. It is important to indicate how
sector policies may benefit from synergies
and policy efficiency increases if territorial as-
pects are considered. This is the point of de-
parture for the research project “The territori-
al dimension of future EU cohesion policy”. In
the context of the project, different sector poli-
cies were analysed regarding possible options
of action to integrate the objective of territorial
cohesion adequately. In order to indicate the-
se possible options of action, it is necessary to
identify those policies for which an integrati-
on of territorial objectives is most promising.
Besides the question whether a policy is of ter-
ritorial relevance, the identification includes
an assessment of potential mutual influence
within the policy development process.
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Understanding of Territorial Cohesion

In the course of discussions about the me-
aning of territorial cohesion, various inter-
pretations have been developed over the last
couple of years. For instance, in the Territori-
al Agenda (TAEU) it is pointed out that terri-
torial cohesion is less an aspired situation but
should involve various stakeholders relevant
for territorial development in a permanent
and cooperative process (TAEU 2007). In con-
trast to this, Battis and Kersten in their legal
opinion understand territorial cohesion as a
three-dimensional concept aiming at territori-
al balance, horizontal and vertical integration
of sector policies and networking of European
stakeholders in the field of territorial develop-
ment (Battis and Kersten 2008: 10 et seq.).

A survey of nearly 330 stakeholders working in
the field of territorial development has made
clear that territorial cohesion is predominant-
ly understood as a balanced territorial deve-
lopment and as a process developing and uti-
lizing a variety of endogenous regional poten-
tials. In addition, German stakeholders consi-
der issues of sustainable development and cli-
mate change to be crucial for realizing territo-
rial cohesion.

The experts furthermore mentioned a number
of policy themes they considered to be parti-
cularly relevant for realizing territorial cohesi-
on. These were especially business promotion,
providing basic services in rural areas, demo-
graphic change, climate change, access and
improvement of transport infrastructures as
well as deepening urban-rural-relations. The
regional level was considered to play an im-
portant role for implementing territorial co-
hesion and the European level appears to be
most important for providing the necessary fi-
nancial means. These assessments further un-
derline the indicated complexity of the objec-
tive of territorial cohesion.

Territorial Cohesion in the Context of
Selected Policy Themes

By means of a stepwise process the cross-sec-
tor themes which appeared to be particularly
useful for better integrating territorial cohesi-
on were identified. All themes identified show
strong links to both the TA2020 and the Euro-
pe 2020 Strategy:

e urban-rural relations
e providing basic services in rural areas
e transport core networks
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e transport congestion in agglomerations

e adjustinginfrastructures to climate change
challenges and

e energy networks.

These themes were also confirmed by the ex-
perts in the aforementioned survey. With re-
gard to the implementation of territorial co-
hesion they were considered to be particular-
ly important.

For each of these themes not only their rela-
tion to the TA2020 and the Europe 2020 Stra-
tegy were analysed but also their general po-
litical context. Considering project examples
allowed to stress potential starting points for
territorial policies and policy recommenda-
tions for integrating territorial cohesion con-
cerns. The project examples utilized indicate
the prominent role of local and regional sta-
keholders and thereby illustrate the utility of
the place-based approach. The theme-specific
starting points for strengthening spatial con-
cerns include pure moderation and informa-
tion activities as well as to participate in the
formulation of regulations, strategies and pro-
grammes. The experts assessed the develop-
ment of documents and processes at a strate-
gic level and for EU programmes to be parti-
cularly promising.

If the objective of territorial cohesion is to be
strengthened, local stakeholders need to be
aware that their activities affect European spa-
tial development. In order to strengthen this
self-assessment and to support their commit-
ment it is essential to include these stakehol-
ders in repeated dialogues. It becomes clear
that the vertical collaboration of all territorial
levels — from the European, national and re-
gional levels to the local level - is crucial for
implementing territorial objectives. For in-
stance, the regional level is an important bro-
ker between local and national/European le-
vels. At the same time, the regional level could
be strengthened in terms of its shaping and co-
ordinating responsibilities.

Transnational Cooperation — INTERREG B

Transnational cooperation is a specific inst-
rument for implementing territorial cohesi-
on, as it origins have a clear relation to spati-
al strategies and visions. In the course of the
current programming period (2007-2013), va-
rious documents were prepared, which will re-
present a framework for transnational coope-
ration in the next programming period (2014-
2020). These are especially the Europe 2020
Strategy, the Green Paper on Territorial Co-
hesion, the TA2020 as well as documents of

different EU Council Presidencies. In order to
realize a contribution of future programmes
to the objectives of the Europe 2020 Strategy
and the TA2020, it is useful to identify related
themes and contexts and to summarise them
in key subjects.

The proposal on new EU cohesion policy re-
gulations from October 2011 suggests a clear
thematic focus for the cooperation areas. The
Commission’s proposals have a strong secto-
ral orientation, which might weaken territori-
al concerns as it will be difficult to realize the-
matically integrating approaches. In order to
strengthen territorial concerns and the integ-
rated development approach, it is necessary
to include an explicit reference to the TA2020
in the general ERDF regulation and the regu-
lation for transnational cooperation. This ap-
proach would ensure that specific territorial
development aspects are not excluded within
the sector-oriented themes of the general
ERDF regulation.

However, it is not sufficient to include territo-
rial concerns in regulations and programme
priorities. They also need to be referred to in
the programme implementation, e.g. in calls
and when evaluating project proposals.

Territorial Cooperation — Macro-Regional
Strategies

Macro-Regional Strategies are a comparatively
new EU instrument, which were born of dif-
ferent initiatives of regional profiling. At first
glance, Macro-Regional Strategies and INTER-
REG B appear to follow similar approaches.
However, they are based on different assump-
tions and have different objectives. For Mac-
ro-Regional Strategies, no additional funds or
programmes are provided and no new institu-
tions and EU legislation are developed. At the
same time, the need for cooperation was re-
cognized. Therefore, macro-regions shall not
compete with existing instruments but offer a
platform for coordination. Despite the appa-
rent territorial relevance, most of the macro-
regional themes are strongly sector-oriented.
It is, nevertheless, reasonable to assume that
INTERREG cooperation areas will continue
to be crucial for the implementation of Mac-
ro-Regional Strategies and that they will close
ranks. Possible approaches vary from a stron-
ger orientation of territorial cooperation pro-
grammes along the macro-regions’ priorities
to common secretariats of macro-regions and
INTERREG cooperation areas. This, however,
is not to be misunderstood as a combination
or mixture of territorial areas and approaches.
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Recommendations

Depending on the territorially relevant sector
policies and themes, there is quite a number
of potential approaches and options to take
appropriate account of territorial objectives.
In order to identify the most important activi-
ties out of this variety of options, it needs to be
asked which approaches and options are most
effective and particularly promising.

The development of strategies and program-
mes is of particular importance. Depending on
the administrative level, different potential st-
arting points for territorial policies are crucial.
At the European level, it is currently of utmost
importance to influence future programmes.
This similarly goes for the federal state level.
For the regional level, the strongest potenti-
als were identified with respect to concrete co-
operation activities.
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In order to realize this kind of influence, it is
necessary to take a number of cross-sector po-
licy and multilevel measures. With regard to
the cross-sector policy development, measu-
res should concentrate on

e dialogueswith different relevant ministries
and agencies

e strategically using European bodies

e integratively formulating framework
documents

e influencing future EU programmes and re-
gulations as well as

e continuous spatial monitoring of sector
policies.

For a multilevel policy development as well,
some specific measures can be identified:

e establishing multilevel governance

e including ,local elites’ in policy design
processes

e developingreferences for exemplary cross-
sector themes and

e running vertical dialogues with the federal
states.



1 FEinleitung

Das Ziel des territorialen Zusammenhalts bzw.
der territorialen Kohdsion' ist seit einigen Jah-
ren zunehmend neben die Ziele der 6kono-
mischen und sozialen Kohdsion getreten. Seit
dem Reformvertragvon Lissabon ist es auch of-
fiziell Zielsetzung der EU-Politik. Damit wurde
inder EU die wissenschaftliche Debatte um die
Rechtfertigung vonregionalen Ausgleichsmaf-
nahmen, deren Zielsetzungen und deren Wir-
kungen? auf die politische Agenda gehoben.

Die bereits begonnenen Verhandlungen des
EU-Budgets und zur Neuausrichtung bzw. zur
Ausgestaltung der Strukturfonds fiir die Pro-
grammperiode 2014-2020 werden richtungs-
weisend fiir die zukiinftige Interpretation und
Rolle des territorialen Zusammenbhalts in den
EU-Politiken sein. Die grundlegende Strate-
gie fiir die zukiinftige EU-Politik, die Europa
2020-Strategie, ist auf Wirtschaftswachstum
ausgerichtet, ohne dabei die rdumliche Viel-
falt der EU zu beriicksichtigen. Dabei haben
die Erfahrungen mit der Lissabon-Strategie ge-
zeigt, dass ambitionierte Wachstumsziele ohne
die Einbeziehung der unterschiedlichen Ent-
wicklungspotenziale und Charakteristika al-
ler Regionen nicht realisiert werden kénnen.
Die Beziige zur Europa 2020-Strategie sind in
den Dokumenten und Verordnungsentwiirfen
der verschiedenen EU-Politiken aus den letz-
ten beiden Jahren deutlich sichtbar. Beispiele
dafiir sind das Common Strategic Framework
(SWD(2012) 61 final 2012) die Energiestrate-
gie (KOM(2010) 639 endgiiltig 2010), die Aus-
fithrungen zur zukiinftigen Gemeinsamen Ag-
rarpolitik (KOM(2010) 672 endgiiltig2010), das
WeiBbuch Verkehr (KOM(2011) 144 endgiiltig
2011) sowie der Verordnungsentwurf fiir den
Kohisionsfonds (KOM(2011) 612 endgiiltig
2011). Fiir die weitere Ausrichtung der nichs-
ten Programmperiode besteht somit Anlass,
die Mdglichkeiten einer starkeren Beriicksich-
tigung rdumlicher Zielsetzungen in den EU-
Politiken auszuloten.

Im Mai 2011 wurde die Territoriale Agenda
2020 (TA2020) auf einem informellen Tref-
fen der EU-Fachminister angenommen. Als
Grundlage der mitgliedstaatlichen Zusam-
menarbeit im Bereich der Raumentwicklung
fordert die TA2020 — genauso wie ihr Vorgéin-
ger, die TAEU - eine Stidrkung rdumlicher Zie-
le in den Fachpolitiken. Die bisherigen Erfah-
rungen zeigen, dass die Integration rdumli-
cher Zielsetzungen in unterschiedliche EU-
Politiken keine leichte Herausforderung ist.
Die ebenfalls beginnende Debatte um eine
Kiirzung des EU-Budgets und somit der Bud-

gets der unterschiedlichen EU-Fachpolitiken
dirfte dies noch erschweren. Knappe Ressour-
cen gehen zumeist mit einer Konzentration auf
die Kernanliegen der Fachpolitiken einher und
erschweren somit die Bertiicksichtigung von
Querschnittsthemen wie beispielsweise raum-
politischen Anliegen.

Fiir eine Stdarkung der rdumlichen Belange
ist es daher wichtig aufzuzeigen, dass fiir die
Fachpolitiken Synergien und Effizienzsteige-
rungen erzielt werden konnen, wenn sie raum-
liche Aspekte einbeziehen. An dieser Stelle
setzt das Ressortforschungsprojekt ,Die ter-
ritoriale Dimension in der zukiinftigen EU-Ko-
hésionspolitik” an, indem es fiir verschiedene
Fachpolitiken untersucht, welche Handlungs-
moglichkeiten bestehen, um den territorialen
Zusammenhalt addquat zu beriicksichtigen.
Um diese Handlungsmoglichkeiten aufzuzei-
gen, bedarfesu. a. der Identifizierungjener Po-
litiken, bei denen eine Integration raumlicher
Zielsetzungen am erfolgversprechendsten ist.
Dies beinhaltet neben der Raumrelevanz der
Politiken auch die Abschdtzung der méglichen
gegenseitigen Einflussnahme im Prozess der
Politikentwicklung.

Vor diesem Hintergrund ergeben sich folgen-
de Aufgabenstellungen, die zwischen 2010 und
2012 in diesem Ressortforschungsprojekt be-
arbeitet wurden:

e Verstdndnis von territorialer Kohdésion
aufarbeiten

o Moglichkeiten der Integration rdumlicher
Entwicklungsziele, -mdoglichkeiten und -er-
fordernisse in ausgewdhlten EU-Fachpoliti-
ken eruieren

o Moglichkeiten der Starkung der territorialen
Kohiésion durch transnationale Zusammen-
arbeit aufzeigen

¢ Handlungsempfehlungen fiir BMVBS und
BBSR fiir eine zukiinftig bessere Berticksich-
tigung von territorialer Kohdsion entwickeln.

Das nachfolgende Kapitel 2 gibt einen Uber-
blick der sich aus diesen Aufgabenstellungen
ergebenden Arbeitsschritte und Methoden.
Eine weitere Grundlage fiir das spitere Ver-
stdndnis der entwickelten Handlungsempfeh-
lungen wird in Kapitel 3 gelegt, indem der zu-
mindest ambivalente Begriff der territorialen
Kohésion diskutiert wird. Die Handlungsmog-
lichkeiten und die spezifischen Empfehlungen
fiir ausgewdhlte Politiken bzw. Themenfelder
werden in den Kapiteln 4 und 5 entwickelt und
in Kapitel 6 in zusammenfassende Handlungs-
empfehlungen iiberfiihrt.

m

Beide Begriffe werden in die-
sem Bericht synonym verwen-
det.

2

Zu der entsprechenden wissen-
schaftliche Diskussion vgl. z. B.
den zusammenfassenden Bei-
trag von Storper (2011).
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2 Arbeitsschritte und Methode

Neben der Aufarbeitung des Verstidndnis-
ses vom territorialen Zusammenhalt war die
Identifizierung von Potenzialen zur Integra-
tion rdumlicher Belange in EU-Fachpolitiken
und INTERREG grundlegend fiir das Projekt.
Die Aufarbeitung des Verstdndnisses wur-
de mittels einer umfassenden Literatur- und
Dokumentenanalyse erarbeitet und im Ver-
lauf des Projekts u. a. nach der Annahme der
TA2020 aktualisiert. Neben dem begrifflichen
Verstdndnis wurde insbesondere die Prozess-
dimension des territorialen Zusammenhalts
beleuchtet, um herauszuarbeiten, welche Pro-
zesse Moglichkeiten bieten, riumliche Belan-
ge in EU-Fachpolitiken zu integrieren.

2.1 Moglichkeiten der Integration
rdumlicher Belange in EU-
Fachpolitiken

Um aus der Vielfalt der EU-Fachpolitiken jene
zu bestimmen, die fiir die Beriicksichtigung
rdumlicher Ziele interessant sind, mussten
zundchst die Fachpolitiken identifiziert wer-
den, die raumrelevant sind. Dazu wurde zu-
néchst eine Literaturanalyse von Studien zur
Raumrelevanz von EU-Fachpolitiken durch-
gefiihrt. In der Literatur wird eine Raumrele-
vanz im Wesentlichen dann unterstellt, wenn
die jeweilige Politik rdiumliche Entwicklungen,
deren Voraussetzungen oder Hindernisse be-
einflusst. Dies kann z. B. Einfliisse auf die Be-
volkerungsentwicklung, die sozio-6konomi-
sche Regionalentwicklung, den Verkehr so-
wie naturrdumliche Verdnderungen beinhal-
ten oder sich auf einen durch die Fachpolitik
verursachten Anpassungsbedarf der Raument-
wicklung beziehen (vgl. Deutscher Verband
fiir Wohnungswesen, Stidtebau und Raum-
ordnung e.V. 2009: 5).

Die auf diese Weise bestimmte Auswahl von
EU-Fachpolitiken besagt jedoch noch nichts
tiber den Grad der Eignung der Politiken fiir
eine stiarkere Integration der rdumlichen Zie-
le. Deshalb wurden im néchsten Schritt zwei
weitere Kriterien entwickelt, die fiir eine weite-
re Reduzierung der in frage kommenden EU-
Fachpolitiken herangezogen wurden, soge-
nannte Filterkriterien (Abb. 1). Demnach ent-
spricht die fiir die Literaturanalyse relevante
Frage der Raumrelevanz dem ersten Filterkri-
terium. Daran schlie8t sich das Kriterium ei-
ner europdischen Raumrelevanz an. Bei der
Integration des Ziels des territorialen Zusam-
menbhalts steht immer die européische Dimen-

sion im Mittelpunkt, da es um den Zusam-
menhalt von Stddten und Regionen in Euro-
pa geht. Die auszuwéhlenden Politiken sollten
(a) die européischen Entwicklungsdisparita-
ten oder (b) die Rolle und Funktion einer Stadt
oder Region in Europa beeinflussen bzw. (c)
der Koordinierung zwischen den Mitgliedstaa-
ten bedtirfen. Solche europarelevanten Wir-
kungen konnen z. B. die Verdnderung der in-
ternationalen Erreichbarkeit oder der Attrak-
tivitdt von Standorten umfassen.

Abbildung 1: Filterkriterien flr die Identifizierung
geeigneter EU-Fachpolitiken

Raumrelevanz

Europaische Relevanz

,Handhabbarkeit”

Quelle: eigene Darstellung

Nur jene Fachpolitiken, die sowohl das Krite-
rium der Raumrelevanz als auch das der euro-
péischen Relevanz erfiillten, wurden hinsicht-
lich des dritten Kriteriums tiberpriift, welches
sich unter dem Begriff der ,Handhabbarkeit
subsumieren ldsst. Dieses Kriterium wurde he-
rangezogen, um jene Mallnahmenkomplexe
der europédisch raumrelevanten Fachpoliti-
ken zu identifizieren, die sich unter Beriick-
sichtigung der Einflussmdglichkeiten (Auf-
wand vs. Nutzen) tatsdchlich fiir eine Integ-
ration rdumlicher Zielsetzungen eignen. Um
dieses Kriterium zu tiberpriifen, wurde zum ei-
nen gefragt, ob ein raumordnungspolitisches
bzw. raumentwicklungspolitisches Interesse
an dem fachpolitischen Gegenstand besteht.
Zum anderen wurde iiberpriift, ob es fachpo-
litische Prozesse gibt, bei denen eine Integrati-
on dieser Ziele z. B. iber Konsultationen oder
andere Interaktionen moglich ist.

Auf diese Weise wurden die Regional-, die Ver-
kehrs-, die Agrar-, Energie- und Klimapolitik
als jene Fachpolitiken identifiziert, die nicht
nur hinreichend raumrelevant sind, son-
dern sich auch am ehesten fiir die Integration
rdaumlicher Ziele eignen. Diese EU-Fachpoli-
tiken dienten als Ausgangspunkt fiir die weite-
ren Analysen zur Integration rdumlicher Ziele
in fachpolitische Anliegen. Nicht zuletzt auf-
grund der Breite der Themen und Manah-
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men einzelner raumrelevanter Fachpolitiken
war es notwendig, innerhalb der Fachpolitiken
Themen von besonders raumpolitischem In-
teresse auszuwdhlen. Dartiiber hinaus stellte
sich heraus, dass einige Themen von beson-
ders raumpolitischem Interesse mehrere der
identifizierten EU-Fachpolitiken betreffen.
Fiir diese Politiken und Themen wurden die
fiir die zukiinftige Politikgestaltung relevan-
ten Prozesse eruiert, um mogliche Zeitpunkte
und Dokumente zu identifizieren, bei denen
es sinnvoll und realistisch erscheint, die rium-
lichen Zielsetzungen einzubringen.

2.1.1 Vertiefte Analyse ausgewéhlter
Themenfelder

Aus den identifizierten Politikbereichen wur-
den sechs Themenfelder ausgewdhlt, fiir die
die Frage der Integration raumlicher Belange
in die Fachpolitiken ndher beleuchtet werden
sollte. Dabei handelt es sich tiberwiegend um
Themen, die fiir eine addquate Berticksichti-
gung rdumlicher Ziele fachiibergreifend be-
handelt werden miissen. Ausgewdhlt wurden
die Themenfelder (a) Stadt-Land-Beziehun-
gen, (b) Daseinsvorsorge im ldndlichen Raum,
(c) Verkehrskernnetze, (d) Verkehrsiiberlas-
tung in Ballungsrdumen, (e) Anpassung von
Infrastrukturen an Herausforderungen des
Klimawandels und (f) Energienetze.

Fiir einen moglichst konkreten Einstieg in die-
se Themenfelder bot sich die Untersuchung
von beispielhaften Projekten und Mafnah-
men, sogenannten Praxisbeispielen an, um

Schliisselcharakteristika fiir eine erfolgreiche
Integration raumlicher Ziele in der Vergangen-
heit zu identifizieren. Unter Praxisbeispielen
werden dabei interessante und relevante Bei-
spiele aus der Praxis der fachpolitischen Im-
plementierung verstanden. Diese konnten so-
wohl relevante Politikdokumente, durchge-
fiihrte Studien, Investitionsmalknahmen, Po-
litikprogramme und -projekte als auch politi-
sche Verhandlungsprozesse umfassen und auf
unterschiedlichen Raumebenen realisiert wor-
den sein. Der Analysefokus lag in jedem Fall
auf der Beriicksichtigung von rdumlichen Wir-
kungen bei der Entwicklung, Planung und Im-
plementierung von raumwirksamen Politiken.

Die konkrete Auswahl der Praxisbeispiele
unterlag einer Reihe von Kriterien (Abb. 2),
mittels derer erkennbar sein sollte, wo mog-
lichst prézise Ansatzpunkte fiir die Integration
rdumlicher Belange liegen kdnnen, ohne dass
die Beispiele ,ideal‘ im Sinne der territorialen
Kohision sein mussten. Die Kriterien lassen
sich wie folgt beschreiben:

¢ Raumrelevanz & Europdische Raumrele-
vanz: Diese entsprechen im Wesentlichen
den oben genannten ersten beiden Filter-
kriterien. Sie wurde hier mit einbezogen,
da von der europdischen Raumrelevanz
einer Politik nicht automatisch auf die ei-
nes Instruments oder einer Manahme ge-
schlossen werden kann.

¢ Beteiligung ,raumentwicklungspoliti-
scher’ Akteure: Dieses Kriterium bezieht
sich auf die Prozessdimension und fragt

Abbildung 2: Kriterien fiir die Identifizierung und Analyse von Praxisbeispielen

Beteiligung
,raumentwick-

Explizite
Wahrnehmung
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Praxis-
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Quelle: eigene Darstellung
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insbesondere nach der Beteiligung von
Akteuren im horizontalen und vertikalen
Politikdialog.

e Explizite Wahrnehmung rdumlicher Be-
lange: Unabhéngig von der Beteiligung
raumentwicklungspolitischer Akteure sind
interessante Praxisbeispiele auch fiir den
Fall denkbar, dass die raumlichen Belan-
ge durch andere Prozesse Eingang in Pro-
jekt- oder Politikdokumente gefunden ha-
ben und dort explizit sichtbar sind.

*  Réumliche Wirkungsweise: Es wurden nur
solche Praxisbeispiele als relevant erach-
tet, fiir die rdumliche Effekte beobachtbar
waren oder sind bzw. fiir die rdumliche Ef-
fekte z. B. in einer Evaluation explizit dis-
kutiert werden.

* Beeinflussungspotenzial: Da die Studie
sich vornehmlich mit der Frage beschaf-
tigt, inwiefern rdumliche Ziele in Fach-
politiken gestdrkt werden kénnen, waren
Praxisbeispiele, die das Beeinflussungs-
potenzial illustrieren, von besonderem
Interesse.

e Qualitdt hinsichtlich des originédren fach-
politischen Ziels: SchlieRlich sollten die
Praxisbeispiele aus fachpolitischer Pers-
pektive {iberzeugen und auf diese Weise
fiir die Fachpolitik idealerweise Synergi-
en bzw. einen Mehrwert durch die Einbin-
dungrdumlicher Zielsetzungen aufzeigen.

Fiir jeden zuvor benannten Themenbereich
wurden die bis dahin erlangten Erkenntnisse
zusammengefithrt und entlang von drei As-
pekten gegliedert:

e Beziehung zu TA2020-Prioritdten und der
Europa 2020-Strategie

e Politischer Kontext

e Mogliche Ansatzpunkte und Handlungs-
empfehlungen zur stidrkeren Integration
rdumlicher Ziele.

Im weiteren Projektverlauf wurde diese Glie-
derung beibehalten und die Inhalte entspre-
chend der weiteren gewonnenen Erkenntnis-
se angepasst. Dabei handelte es sich insbeson-
dere um Erkenntnisse aufgrund der im Herbst
2011 erschienenen Verordnungsentwiirfe der
EU-Kommission sowie einer im Sommer 2011
durchgefiihrten Delphi-Studie. Ziel der Del-
phi-Studie war es, die identifizierten raum-
politischen Ansatzpunkte, aus denen sich die
Handlungsempfehlungen ableiten, von Exper-
ten einschétzen zu lassen, um auf Basis em-
pirischer Ergebnisse ggf. Akzentverschiebun-
gen, Ergdnzungen und Konkretisierungen der
Empfehlungen vornehmen zu kénnen.

Um der Frage nachzugehen, ob sich die Be-
urteilungen der verschiedenen Ansatzpunkte
durch die deutschen Akteure signifikant von
den Einschdtzungen der Akteure anderer Lin-
der unterscheiden, wurde die Delphi-Studie
in zwei angepassten Versionen an Akteure in
Deutschland sowie an Akteure in allen ande-
ren EU-Landern versendet. In einem zweistu-
figen Verfahren wurden die Teilnehmer mit
den zusammengefassten Ergebnissen der ers-
ten Runde konfrontiert und um eine erneute
Beantwortung der Fragen gebeten.

Abbildung 3: Fragebogenstruktur der Delphi-Studie
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Befragt wurden jeweils etwa 700 Experten in
Deutschland und in anderen EU-Lindern. Die
Riicklaufquoten lagen bei 27 % (Deutschland)
bzw. etwa 20 % (andere EU-Lédnder). Die Ex-
perten waren auf unterschiedlichen Raum-
ebenen titig, von kommunaler bis EU- bzw.
internationaler Ebene. Die Mehrzahl konnte
den fachlichen Schwerpunkten Regionalent-
wicklung und Raumordnung zugeordnet wer-
den, aber auch Experten der anderen raumbe-
zogenen Fachpolitiken wurden umfassend in
die Studie einbezogen. Der Fragebogen war
in insgesamt vier Teilbereiche gegliedert und
stellte neben Verstdndnisfragen zur territoria-
len Kohésion insbesondere darauf ab, die zu-
vor ermittelten Moglichkeiten zur Integration
rdumlicher Zielsetzungen und zu Potenzialen
fiir und Hindernissen bei der Umsetzung des
Ziels der territorialen Kohédsion zu hinterfra-
gen (vgl. Abb. 3).

2.1.2 Ad-hoc-Papiere und
Handlungsempfehlungen

Im Rahmen dieses Ressortforschungspro-
jekts wurden mehrere Arten von Handlungs-
empfehlungen erarbeitet. Zum einen wurden
aus den fachpolitischen bzw. den vertiefen-
den themenspezifischen Analysen und ent-
wickelten Ansatzpunkten zahlreiche spezifi-
sche Handlungsempfehlungen abgeleitet. Die-
se stellen die jeweiligen fachpolitisch bzw. the-
matisch wichtigen und prozessbezogenen An-
satzpunkte dar, die fiir eine bessere Integrati-
on des territorialen Zusammenhalts genutzt
werden kdnnen.

Zweitens wurden auf dieser Grundlage und
mit Bezugnahme auf die Ebenen der hori-
zontalen und vertikalen Politikintegration pro-
zess- und akteurbezogene Empfehlungen er-
arbeitet, die fiir BMVBS und BBSR strategische
Ansatzpunkte zur Integration der territorialen
Kohésion darstellen kénnten. Diese haben oft-
mals einen themen- und fachpolitikiibergrei-
fenden Charakter.

Dariiber hinaus wurden weitere Handlungs-
empfehlungen bzw. Antworten zu aktuellen
Fragen der territorialen Kohésion entspre-
chend dem kurzfristigen Beratungsbedarf von
BMVBS und BBSR entwickelt. Dieser kurzfris-
tige Beratungsbedarf wurde im Rahmen von
Ad-hoc-Papieren bearbeitet. Neben internem
Beratungsbedarf wurden u. a. Ad-hoc-Papiere
zur Institutionalisierung der territorialen Ko-
hision und den im Oktober 2011 veréffentlich-
ten Strukturfondsverordnungsentwiirfen erar-
beitet®. Die aus den Ad-hoc-Papieren resultie-
renden Empfehlungen wurden in die Hand-

lungsempfehlungen der Kapitel 4 bis 6 inso-
weit integriert, als sie fiir das Gesamtprojekt
relevant sind.

2.2 Transnationale
Zusammenarbeit

Fiir die Analyse zu Moglichkeiten der verbes-
serten Integration territorialer Belange im
Rahmen der transnationalen Zusammenar-
beit INTERREG B) wurde eine etwas andere
Herangehensweise gewdhlt, da die transna-
tionale Zusammenarbeit an sich bereits auf
einem rdumlich orientierten Ansatz basiert.
Nichtsdestotrotz wird immer wieder die Fra-
ge nach einer explizit(er)en Integration rdum-
licher Ziele auch im Rahmen der transnationa-
len Zusammenarbeit aufgeworfen. Hinsicht-
lich der transnationalen Zusammenarbeit ging
es darum,

¢ dem Auftraggeber Argumentationshilfen
fiir die Integration des Raumbezugs in IN-
TERREG B-Programme zu liefern

e die Beziehung zwischen INTERREG und
der TA2020 deutlicher zu machen

¢ die Relevanz rdumlicher Fragestellungen
in INTERREG zu operationalisieren und

e Moglichkeiten der Verankerung raumli-
cher Zielsetzungen in den Makroregio-
nen aufzuzeigen.

Um diesen Aufgabenstellungen gerecht zu
werden, wurde eine mehrdimensionale, ak-
teurszentrierte Analyse der rdumlichen As-
pekte in der transnationalen Zusammenar-
beit durchgefiihrt. Dabei ging es darum, die
unterschiedlichen Ansatzpunkte, die sich fiir
eine explizite Integration des Ziels der terri-
torialen Kohédsion eignen, herauszuarbeiten.
Dazu wurde insbesondere zwischen der EU-
Ebene (Verordnungen) sowie Programm- und
Projektebene unterschieden. Geleitet wurden
die Uberlegungen auf den verschiedenen Ana-
lyseebenen vom Mehrwert des raumintegrie-
renden Ansatzes in der transnationalen Zu-
sammenarbeit. Mit anderen Worten: es wur-
de gefragt, wann, wo und in welcher Weise
das Ziel der territorialen Kohédsion in den Pro-
grammen und Projekten explizit gemacht wer-
den sollte, um das angestrebte Ergebnis auch
aus rdumlicher Perspektive zu optimieren. Um
den Programmen der transnationalen Zusam-
menarbeit moglichst konkrete Hinweise an
die Hand zu geben, wurden dazu Checklis-
ten mit auf den Raum bezugnehmenden Fra-
gen fiir die Projektentwicklung und -bewer-
tung entwickelt.

11
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Fiir die EU-Ebene wurden auf Grundlage des
Verordnungsvorschlags zur Europdischen Ter-
ritorialen Zusammenarbeit (ETZ) Uberlegun-
gen zu moglichen zukiinftigen Entwicklungen
der transnationalen Zusammenarbeit aufge-
stellt. Diese machen deutlich, an welchen Stel-
len des Verordnungsvorschlags die raumli-
chen Belange bisher ,unterbelichtet’ sind.
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Ergidnzend zu den Fragen der transnationalen
Zusammenarbeit im Rahmen von INTERREG
B wurde auch das Zusammenspiel dieser Zu-
sammenarbeit mit dem neuen Instrument der
makroregionalen Strategien untersucht, um
deutlich zu machen, wo diese beiden Ansétze
Gemeinsamkeiten und Unterschiede aufwei-
sen und wie sie sich hinsichtlich raumlicher
Fragestellungen voneinander abgrenzen und
ergdnzen konnten.



3 Die territoriale Kohdsion — Verstdndnis

und Prozesse

Die wirtschaftlichen Ziele der EU und ihrer
Mitgliedstaaten konnen langfristig nur er-
reicht werden, wenn die raumliche Vielfalt
Europas - im Sinne von unterschiedlichen
Potenzialen und Hindernissen - beriicksich-
tigt wird. Lokale und regionale Besonderhei-
ten sind wichtige Entwicklungspotenziale und
die Erreichung der Ziele der Europa 2020-Stra-
tegie bedarf der Mobilisierung aller Potenziale.

Die territoriale Kohésion ist ein wesentliches
Instrument, um die rdumliche Vielfalt Euro-
pas fiir Entwicklungsziele, z. B. die der Europa
2020-Strategie nutzen zu kénnen. Dazu miis-
sen sich die entsprechenden Fachpolitiken
aber auch der Raumrelevanz und -wirksam-
keit ihrer Politik bewusst werden. Es gibt keine
einheitliche Definition des Begriffs der territo-
rialen Kohision: Die konkreten inhaltlichen
Ziele, die mit dem Begriff verbunden werden,
variieren je nach Autor und verdndern sich vor
allem auch im Laufe der Zeit (vgl. z. B. Faludi,
2010; Bohme und Gloersen 2011).

3.1 Verstindnis vom territorialen
Zusammenhalt

Es gibt eine Vielzahl von Dokumenten, die
sich mit dem Begriff der territorialen Kohési-
on auseinandergesetzt und variierende und
ergdnzende Zielvorstellungen formuliert ha-
ben. Dies macht deutlich, dass das Verstand-
nis eines Europas der territorialen Kohésion
alles andere als eindeutig ist. Vielmehr veran-
schaulichen die verschiedenen Dokumente,
dass es sich um ein Konzept handelt, das ver-
schiedene rdumliche Elemente zusammen-
fiihren und rdumlichen Unterschieden ge-
recht werden soll.

Der Beginn der Herausbildung des Ziels des
territorialen Zusammenhalts geht inzwischen
iiber 10 Jahre zuriick auf die Entwicklung des
Europdischen Raumentwicklungskonzepts
(EUREK) (European Commission 1999) — ob-
gleich zu dieser Zeit dieser Begriff noch nicht
explizit verwendet wurde — und ist bereits
langer impliziter Bestandteil des Vertrags zur
Griindung der Europdischen Gemeinschaft
(EGV) (vgl. Battis und Kersten 2008: 8f.). In
der Folge wurden zahlreiche Dokumente ver-
abschiedet, aus denen sukzessive das Ziel des
territorialen Zusammenhalts entwickelt wur-
de. Zu nennen sind hier insbesondere die Lis-
sabon-Strategie, die Territoriale Agenda der

Européischen Union (2007), die Territoriale
Agenda 2020 (2011), das Griinbuch zur ter-
ritorialen Kohésion (2008), der Barca-Report
(2009), das DG Regio Arbeitspapier zu Terri-
torien mit besonderen geografischen Heraus-
forderungen (2009) und der 5. Kohésionsbe-
richt (2011) sowie der Vertrag von Lissabon,
in dem die territoriale Kohésion als Ziel ne-
ben der wirtschaftlichen und sozialen Kohi-
sion explizit {iber die Regionalpolitik hinaus
in der EU verankert wurde.

Die DG Regio formulierte bereits im Jahre 2004
im Zwischenbericht zum territorialen Zusam-
menbhalt eine erste Konkretisierung und bezog
sich dabei auf den Vertrag zur Griindung der
Europdischen Gemeinschaft: ,Der territoriale
Zusammenbhalt, d. h. die ausgewogene raumli-
che Verteilung der menschlichen Tatigkeiten,
ergdnzt den wirtschaftlichen und den sozialen
Zusammenhalt. Er stellt somit die rdumliche
Umsetzung des von der Union angestrebten
Ziels einer ausgewogenen und nachhaltigen
Entwicklung (Artikel 2 des Vertrags) dar. Ter-
ritorialer Zusammenhalt bedeutet insbeson-
dere den gleichen Zugang von Biirgern und
Wirtschaftsakteuren zu den Diensten von all-
gemeinem wirtschaftlichem Interesse unab-
héngig von dem Gebiet, in dem sie ansissig
sind (Artikel 16 des Vertrags).“ (GD Regional-
politik 2004: 3).

Eines der ersten Kerndokumente fiir die po-
litische Umsetzung des Ziels des territoria-
len Zusammenbhalts ist die Territoriale Agen-
da (TAEU). Mit ihr haben die fiir Raument-
wicklung verantwortlichen Minister der EU-
Mitgliedstaaten 2007 den territorialen Zusam-
menbhalt - vor dem Hintergrund einer Reihe
von Herausforderungen - als die Zukunfts-
aufgabe identifiziert. Unter territorialem Zu-
sammenbhalt wird darin ein stédndiger ,Prozess
der politischen, organisatorischen und tech-
nischen Zusammenarbeit aller Akteure der
Raumentwicklung“ (TAEU 2007: 1) verstan-
den. Dabei wurde realisiert, dass alle fiir die
Raumentwicklung relevanten Akteure mit ei-
nem ,intensiven und kontinuierlichen Dia-
log“ (TAEU 2007: 6) zum Erfolg dieses Prozes-
ses beitragen miissen und eine engere Verzah-
nung der raumwirksamen Politiken auf den
unterschiedlichen rdumlichen Ebenen zur
Zielerreichung notwendig ist. So spricht die
Territoriale Agenda sowohl die europdischen
Institutionen und die Mitgliedstaaten der EU

13
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als auch deren Stddte und Regionen an und
fordert sie zur engen Zusammenarbeit auf, die
um gemeinsame mitgliedstaatliche Mallnah-
men zu ergdnzen ist. Damit ldsst sich der Be-
griff des territorialen Zusammenbhalts sowohl
innerhalb der TAEU als auch im Reformver-
trag von Lissabon von 2009 als dreidimensio-
nales Konzept verstehen, welches auf (1) einen
Ausgleich von rdumlichen Ungleichgewich-
ten, (2) eine horizontale und vertikale Integ-
ration von Fachpolitiken sowie (3) eine Ver-
netzung europdischer Raumakteure auf allen
relevanten Ebenen (Governance) ausgerich-
tet ist (Battis und Kersten 2008: 10 f.). Prizi-
siert wurde das Ziel des territorialen Zusam-
menhalts in der TAEU in sechs Prioritdten so-
wie im Aktionsprogramm zur Umsetzung der
TAEU (vgl. z. B. Bohme und Zillmer 2010: 568).

Ergdnzend dazu initiierte die Europédische
Kommission im Jahr 2008 im Rahmen des
Griinbuches zur territorialen Kohésion (Euro-
pdische Kommission 2008) eine Debatte tiber
diese Zielsetzung. Anders als in der Territori-
alen Agenda wurde in dieser Diskussion das
Ziel des territorialen Zusammenhalts weniger
in Form von rdumlichen Spezifika diskutiert,
vielmehr wurden verschiedene raumbezogene
Dimensionen herausgestellt: (1) eine Dichte-
dimension, die die Existenz rdumlicher Clus-
ter wirtschaftlicher Aktivitaten anerkennt; (2)
eine Distanzdimension, die sich mit den In-
frastrukturen zur Verkniipfung verschiede-
ner Regionen auseinandersetzt; (3) eine Di-
mension der Differenzierung, die dazu auf-
fordert, Disparitdten durch Kooperation ab-
zubauen und (4) eine Dimension der geogra-
fischen Besonderheiten, die darauf aufmerk-
sam macht, dass sich Regionen aufgrund ihrer
Stdrken und Schwichen bzw. geografischen
Gegebenheiten voneinander unterscheiden
(Europdische Kommission 2008). Diese letzte
Dimension findet sich auch in dem oben ge-
nannten Arbeitspapier der DG Regio zu Terri-
torien mit besonderen geografischen Heraus-
forderungen wieder (Monfort 2009).

Am 19. Mai 2011 wurde die Territoriale Agenda
2020 (TA2020) auf dem informellen Minister-
treffen in G6dollo angenommen. Der territo-
riale Zusammenhalt ist wesentlicher Bestand-
teil der inhaltlichen Ausrichtung der Priorita-
ten in der TA2020. In ihr wird der territoriale
Zusammenhalt im Sinne einer harmonischen,
ausgeglichenen, effizienten und nachhaltigen
rdumlichen Entwicklung verstanden. Ferner
wird die Bedeutung der rdumlichen Vielfalt,
des ,place-based approach’, und rdumlicher
Charakteristika, Potenziale und Identitdaten
fiir die Starkung des territorialen Zusammen-
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halts unterstrichen. Eine bessere Nutzung des
Raums kann positiv zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung, zu fairem Zugang zu ,services of ge-
neral interest‘ (Daseinsvorsorge), Infrastruk-
tur und 6ffentlichen Giitern sowie zum klu-
gen Umgang mit dem Natur- und Kulturerbe
beitragen, heif3t es in der TA2020.

TA2020 - Territoriale Prioritaten bei der
Entwicklung der Europaischen Union

1. Foérderung einer polyzentri-
schen und ausgewogenen
Raumentwicklung

2. Forderung der integrierten Entwick-
lung in Stadten, landlichen Gebieten
und Sonderregionen

3. Territoriale Integration in grenztber-
schreitenden und transnationalen
funktionalen Regionen

4. Gewahrleistung der globalen Wett-
bewerbsféhigkeit von Regionen
durch eine starke lokale Wirtschaft

5. Verbesserung der territorialen An-
bindung fur den Einzelnen, fur Ge-
meinden und Unternehmen

6. Verwaltung und Verkntpfung der
Umwelt, Landschafts und Kulturgu-
ter von Regionen

Die TA2020 bezieht sich nicht nur auf den
territorialen Zusammenbhalt, sondern auch
auf die Ziele der Europa 2020-Strategie. So-
mit stellt sie einen Bezug zwischen territo-
rialem Zusammenhalt und dem angestreb-
ten intelligenten, nachhaltigen und integra-
tiven Wachstum her. Dabei unterstreicht die
TA2020, dass sie zur Erreichung der Ziele der
Europa 2020-Strategie beitragen mochte.

In Sinne der simultanen Beriicksichtigung
der Europa 2020-Ziele hat die polnische EU-
Ratsprésidentschaft 2011 eine Roadmap fiir
die Umsetzung der TA2020 prasentiert. Auf-
bauend auf dem Hintergrundbericht der Rats-
présidentschaft (Bohme u. a. 2011) wurde da-
bei der Fokus auf die Umsetzung der Ziele der
TA2020 zur Unterstiitzung anderer fachpoli-
tischer Ziele gelegt. Dabei sind die Idee des
,place-based approach‘ (Barca 2009) und der
Dialog mit relevanten Akteuren von besonde-
rer Bedeutung.

Im Rahmen der Diskussionen zu den genann-
ten Dokumenten (insbesondere Griinbuch,
TAEU, TA2020 und deren Roadmaps) wurde
die Vielschichtigkeit des Ziels der territorialen
Kohésion deutlich. So wurden von verschiede-
nen Autoren u. a. unterschiedliche Kategori-
en zur Prazisierung dieses Ziels vorgeschlagen
(vgl. z. B. Diihr, Colomb, und Nadin 2010; Fa-
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ludi 2010; Evers u. a. 2009). Eine weitere Dis-
kussionsgrundlage bieten die diskursiven Ka-
tegorien des Ziels des territorialen Zusammen-
halts, wie sie von Servillo (2010: 404 ff.) vor-
gestellt werden. Fiir die Integration des terri-
torialen Zusammenhalts in EU-Fachpolitiken
besonders interessant sind die Uberlegungen
zu den Kommunikations- und Governance-
prozessen, die zur Entwicklung strategischer
Entwicklungsziele beitragen, sowie der Wan-
del des begrifflichen Verstdndnisses im Zeit-
verlauf: Das Konzept der territorialen Koha-
sion hat unterschiedliche Schwerpunkte er-
halten, von einem Fokus auf Ausgleich hin zu
einem stdrkeren Fokus auf den Zusammen-
hang zwischen Wachstum und Entwicklung.
Dabei wird jeweils der Bedeutung des Territo-
riums, also rdumlichen Unterschieden Rech-
nung getragen.

Ergdnzend zu den verschiedenen Operatio-
nalisierungsansédtzen hat sich eine ARL-Ar-
beitsgruppe mit der Begriindung fiir eine Po-
litik des territorialen Zusammenhalts ausei-
nandergesetzt und dabei vier Begriindungen
herausgearbeitet (Bohme u. a. 2008: 2£.): (1)
Die Reduzierung der Kosten, die durch unko-
ordinierte MaBnahmen der EU-Politiken ver-
ursacht werden, wenn sie — zumindest teilwei-
se —widerspriichlich sind; (2) die Ausnutzung
der raumlichen Unterschiede, um zur Errei-
chung der grundlegenden Ziele der Lissabon-
und Goteborg-Agenden beizutragen; (3) die Si-

cherung einer ausgewogenen Entwicklung des
Binnenmarktes, um damit nicht beabsichtig-
te Nebeneffekte des Binnenmarktes aus sozi-
aler, 6konomischer und raumlicher Sicht ab-
zumildern; (4) die Verbesserung der Solidari-
tdt zwischen den Mitgliedern der EU, um die
europdische Idee und die bisherigen Errun-
genschaften zu verteidigen und voranzutrei-
ben. Insbesondere diese Argumentationslini-
en zur Begriindung einer Politik des territo-
rialen Zusammenhalts kdnnen einen niitzli-
chen Ansatzpunkt fiir die Integration rdum-
licher Ziele in EU-Fachpolitiken darstellen
und werden in den folgenden Kapiteln wie-
der aufgegriffen.

Um diesem breiten Verstdndnis von territori-
alem Zusammenhalt gerecht zu werden, be-
tont die Europdische Kommission im 5. Ko-
hésionsbericht, dass zur Umsetzung der Eu-
ropa 2020-Strategie eine stirkere Integration
der EU-Politiken notwendig sei. Dieses brei-
te Verstdndnis ldsst sich anhand von sechs
sogenannten ,Storylines‘ systematisieren,
die jeweils auf unterschiedlichen Aspekten
des breiten Verstdndnisses basieren (Bbhme
und Gleersen 2011). Anhand dieser ,Storyli-
nes‘ wurde im Rahmen der oben dargestell-
ten Delphi-Studie getestet, welche Aspekte in
der Wahrnehmung dominieren.

Die Befragung von 192 deutschen und 135 Ex-
perten in anderen EU-Mitgliedstaaten in der

Abbildung 4: Die Bedeutung* der sechs ,Storylines’ fiir das Verstandnis territorialer Kohésion
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Die Prozentzahlen in der Ab-
bildung geben den Anteil der
Punkte der jeweiligen Ent-
wicklungslinie an den insge-
samt verteilten Punkten durch
die Expertengruppe wieder.
Es wurde eine gestufte Aus-
wahl von drei aus sechs Ent-
wicklungslinien getroffen. Die
Platzierungen wurden entspre-
chend gewichtet (Platz 1 = 3
Punkte, Platz 2 = 2 Punkte,
Platz 3 = 1 Punkt); deren Sum-
me ergibt die Gesamtpunkte fiir
jede Entwicklungslinie.
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Delphi-Studie zeigt, dass territoriale Kohési-
on vornehmlich als ausgewogene rdumliche
Entwicklung und als die Nutzung endogener
Potenziale verstanden wird, wobei die Exper-
ten aus anderen EU-Mitgliedstaaten ein etwas
groleres Gewicht auf die endogenen Potenzi-
ale legen als die deutschen Experten (vgl. Abb.
4). Neben diesen beiden Themen ist vor allem
fiir die deutschen Experten das Themengebiet
»Nachhaltige Entwicklung, Umwelt und Kli-
mawandel“ ein wichtiger Bestandteil der terri-
torialen Kohésion. Uberraschenderweise wird
dem Themenfeld ,Wachstumspolitik in einem
wettbewerbsorientierten und polyzentrischen
Europa“ sowie neuen Governance-Formen re-
lativ wenig Bedeutung beigemessen.

3.2 Prozesse der Umsetzung des
territorialen Zusammenhalts

Das sich in den letzten Jahren gewandelte Be-
griffsverstdndnis des territorialen Zusammen-
halts macht die Prozesshaftigkeit der Zielfin-
dung deutlich: ,The hypothesis is that ... the
TC [Territorial Cohesion] objective circula-
tes through the diffusion of discursive chains
that feed into the theoretical and methodo-
logical framework of ESP [European Spatial
Planning]. Through these discursive chains,
the TC policy concept can shape spatial po-
licies across Europe despite their different
national/regional contexts“ (Servillo 2010:
398). Mittels dieser diskursiven Argumenta-
tionsketten, die sich in einem Mehrebenen-
und Mehrsektorenumfeld bewegen, kann das
Verhalten von Akteuren und Organisationen
in verschiedenen Bereichen und Ebenen be-
einflusst werden.

Ein anderer Beleg fiir die Rolle der Prozessdi-
mension ist die Etablierung eines Netzwerkes
von leitenden Verwaltungsbeamten im Be-
reich der Raumplanung und Raumentwick-
lung auf europdischer Ebene. Dieses wurde im
Laufe der Zeit unterschiedlich formalisiert. Im
Zusammenhang mit dem EUREK stand vor al-
lem das Committee on Spatial Development
(CSD) im Vordergrund, das spéter schrittwei-
se in andere Formationen aufging. Derzeit
erfolgt die Zusammenarbeit zur Umsetzung
der Territorialen Agenda vor allem im Rahmen
des Network of Territorial Cohesion Contact
Points (NTCCP). Die unterschiedlichen Aus-
schiisse und Netzwerke gehen einher mit un-
terschiedlichen Formalisierungsgraden.
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Diese Anpassungen sind ein Hinweis auf das
Spannungsfeld, in dem sich die europdische
Raumentwicklungspolitik bewegt (Bbhme und
Zillmer 2010), da etablierte und unumstritte-
ne Strukturen kaum derartigen Anpassungen
ausgesetzt werden.

Lange Zeit war die mitgliedstaatliche Zusam-
menarbeit — neben den Aktivitdten der EU-
Kommission - eine wichtige Triebkraft fiir die
rdumlichen Zielsetzungen auf europdischer
Ebene. Dabei gibt es verschiedene, teilweise
voneinander abweichende Ansichten zur Be-
ziehung der mitgliedstaatlichen Zusammen-
arbeit zur Arbeit der EU-Kommission. Durch
das EU-Vertragswerk von Lissabon wurde die
Rolle der EU-Kommission auf dem Gebiet der
territorialen Kohédsion deutlich gestérkt, was
nicht zuletzt durch den letzten Kohédsionsbe-
richt bestétigt wird. Das Griinbuch zur territo-
rialen Kohdsion reflektiert die derzeitige Posi-
tionsbestimmungsdebatte der Kommission,
d. h., wie sie die neugewonnene Kompetenz
interpretieren und gestalten mochte (Bohme
und Zillmer 2010).

Der interdisziplindre Dialog wird sowohl im
Vertrag von Lissabon als auch in der TAEU ge-
fordert. Durch diesen Dialog sollen die Fach-
politiken von der Bedeutung rdumlicher Be-
lange tiberzeugt und auf die Wirkungen ihrer
Fachpolitiken auf Regionen aufmerksam ge-
macht werden. Dieser Dialog stellt somit ei-
nen methodischen Ansatzpunkt fiir die Inte-
gration rdumlicher Zielsetzungen in Fachpo-
litiken dar.

Bei der Zusammenarbeit auf verschiedenen
rdumlichen Ebenen und den angesproche-
nen Dialogen geht es primdr um den Ausgleich
von Interessen: Je préziser die Formulierun-
gen und Zielsetzungen sind, umso eher wer-
den Interessenskonflikte deutlich.

Somit erweist sich die Prozessdimension als
der Schliissel zur Umsetzung und Erreichung
der gesteckten Ziele. Es ist offensichtlich ent-
scheidend, wer von wem in welcher Weise in
die Diskussion zur Erreichung des Ziels des
territorialen Zusammenhalts einbezogen wird.
Je nach spezifischer Akteurskonstellation kann
ein Interessenausgleich dabei zu unterschied-
lichen Konkretisierungen (im Sinne des 5. Ko-
hésionsberichts) fiihren - dies gilt sowohl aus
rdumlicher Sicht als auch interdisziplinér zwi-
schen verschiedenen Fachpolitiken.

Um Schlussfolgerungen zur Bedeutung un-
terschiedlicher Prozesse aus der Delphi-Stu-
die ziehen zu konnen, wurden die Experten in
Deutschland und anderen EU-Mitgliedstaaten
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u. a. nach den aus ihrer Sicht wichtigsten Um-
setzungsfeldern gefragt. Auf diese Weise wur-
de der Frage der Konkretisierung der territo-
rialen Kohdsion fiir verschiedene Fachpoliti-
ken nachgegangen.

Das wichtigste Themen- und Politikfeld fiir
die Umsetzung der territorialen Kohésion ist
nach Einschitzung der Experten die Regional-
entwicklung, was sich zum Teil aus der Domi-
nanz der Akteure der Regionalentwicklung un-
ter den befragten Experten erklart. Die weite-
ren relevanten Themenfelder betreffen —in ab-
steigender Reihenfolge — die Wirtschaftsforde-
rung und die Daseinsvorsorge im landlichen
Raum, den demografischen Wandel und den
Klimawandel, den Zugang und Ausbau von
Verkehrsinfrastrukturen sowie die Vertiefung
von Stadt-Land-Beziehungen. Somit wurden
fast alle Fachpolitiken, die jeweils vertiefend
in den folgenden Kapiteln behandelt werden,
auch von den Experten als relevant identifi-
ziert. Die meisten Potenziale fiir die Realisie-
rung territorialer Kohésion sahen die Experten
unterhalb der nationalen Ebene. Neben den
Ankniipfungspunkten der nationalen Ebene,
die sich aus deren Aufgaben und Verantwor-
tung ergeben, ist folglich eine Starkung von
Akteuren, Instrumenten und Ansédtzen auf
Landes-, regionaler und kommunaler Ebene
fiir eine Umsetzung der territorialen Kohdsi-
on unverzichtbar.

Die Experten wurden mit Blick auf die ver-
schiedenen, fiir die Integration rdumlicher
Ziele in frage kommenden Prozesse auch nach
der Bedeutung verschiedener Instrumente

bzw. raumpolitischer Ansatzpunkte gefragt.
Sie mallen der ,Integration rdumlicher Aspek-
te in politische Strategien und Ziele“ und der
»Programmentwicklung“ bzw. den , finanziel-
len Instrumenten zur Umsetzung rdumlicher
Ziele innerhalb von Fachpolitiken“ eine deut-
lich hohere Bedeutung bei als den anderen
Ansatzpunkten (vgl. Abb. 5). Zusammen mit
dem oben diskutierten Verstdndnis von ter-
ritorialer Kohédsion ldsst sich daraus die iiber-
greifende Empfehlung ableiten, dass mittels
politischer Strategien, Programme und finan-
zieller Instrumente eine ausgewogene Raum-
entwicklung und die Entwicklung endogener
Potenziale gefordert werden sollten.

Im Lichte der Zielsetzung erscheinen aus Sicht
der Experten , Instrumente zur verbindlichen
Verankerung rdumlicher Aspekte“, d. h. un-
terschiedliche Rechtsinstrumente, als wenig
zielfiihrend. Dies diirfte darauf zuriickzufiih-
ren sein, dass es vermutlich schwierig ist, ein
relativ vages Konzept wie das der territoria-
len Kohésion in definierte rechtliche Aspek-
te zu libersetzen und das Konzept auf die-
sem Wege umzusetzen. Auch die verschiede-
nen, auf kommunikative Prozesse abzielen-
den Ansatzpunkte wurden von den Experten
vergleichsweise niedrig bewertet. Dies kann
als Indiz dafiir gewertet werden, dass diese
Prozesse allein nicht ausreichend und ziel-
fiihrend sind. Sie erscheinen jedoch als Mit-
tel zum Zweck hilfreich, um den Erfolg bei an-
deren Ansatzpunkten zu unterstiitzen und da-
mit das Ziel der territorialen Kohdsion mog-
lichst kraftvoll zu verfolgen.

Abbildung 5: Die Bedeutung* verschiedener Anséatze der Programmentwicklung bzw. der finanziellen
Instrumente fiir die Umsetzung des territorialen Zusammenhalts
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Den sechs Interventionspo-
tenzialen wurden von jedem
Experten Rénge zugeordnet:
Rang 1 bis Rang 6. Die Sum-
me der entsprechenden Ge-
wichtung der Range (Rang 1 =
6 Punkte, ..., Rang 6 = 1 Punkt)
ergibt die Gesamtpunkte fir je-
des Interventionspotenzial. Die
Prozentzahlen in der Abbildung
geben den Anteil der Punkte
der jeweiligen Interventions-
moglichkeit an den insgesamt
verteilten Punkten in der Exper-
tengruppe wieder.

Die europaische Studie um-
fasst ausschlieBlich Exper-
ten aus EU-Landern auBerhalb
Deutschlands.
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Die Balken in der Abbildung ge-
ben den Anteil der Punkte der
jeweiligen Auswahlmaéglichkeit
an den insgesamt verteilten
Punkten durch die Experten-
gruppe wieder. Die Umrech-
nung der Antworten in Punkte
erfolgte nach einem Gewich-
tungsschema (6-5-4-3-2-1).
Die europaische Studie um-
fasst ausschlieBlich Exper-
ten aus EU-Landern auBerhalb
Deutschlands.

Abbildung 6: Die Bedeutung* der raumpolitischen Ansatzpunkte in Deutschland und anderen europé-

ischen Landern

"Europaéische territoriale Zusammenarbeit" (Européaischer
Fonds fiir regionale Entwicklung EFRE)

"Regionale Wettbewerbsféhigkeit und Beschéftigung”
(Européischer Fonds fiir regionale Entwicklung EFRE)

"Konvergenz" (Européischer Fonds fiir regionale
Entwicklung EFRE)

Européischer Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
landlichen Raums (ELER)

Européischer Sozialfonds (ESF)
Investitionsprogramme der Européischen Investitionsbank
Européischer Garantiefonds fiir die Landwirtschaft (EGFL)

Andere mit hoher oder sehr hoher Bedeutung

Deutsche Studie

m Europdische Studie

) 4

geringe Bedeutung

Quelle: eigene Berechnungen

Eine detaillierte Abfrage der verschiedenen
Raumebenen zeigt, dass die EU-Finanzmittel
tendenziell als wichtiger eingeschétzt werden
als die national und regional aufgebrachten
Mittel. Gleichzeitig wird der EU-Ebene bei der
Integration rdumlicher Aspekte in politische
Ziele und Strategien jedoch keine herausgeho-
bene Bedeutung zugemessen. Vielmehr wer-
den die Ebenen unterhalb des Nationalstaa-
tes fiir die Umsetzung als besonders bedeut-
sam eingeschdtzt. Somit ergibt sich ein Span-
nungsfeld zwischen den Raumebenen bzgl.
der Finanzierung und der Umsetzung.

Die bisherigen Uberlegungen machen deut-
lich, dass die Prozesse der Programmentwick-
lung mit EU-Finanzmitteln als ein besonders

hohe Bedeutung

erfolgversprechender Ansatzpunkt seitens der
Experten eingeschétzt wurden. Fiir diesen An-
satzpunkt ist es somit sinnvoll weiter auszu-
differenzieren, um zu eruieren, welche EU-
Finanzmittel und -Prozesse im Vordergrund
der Bemiihungen zur Integration rdumlicher
Zielsetzungen stehen sollten. Die Experten-
einschdtzung macht deutlich, dass besonders
der Europdische Fonds fiir regionale Entwick-
lung (EFRE) und der Europdische Landwirt-
schaftsfonds fiir die Entwicklung des landli-
chen Raumes (ELER) als raumrelevante An-
satzpunkte angesehen werden (vgl. Abb. 6).
Dieser Erkenntnis wird bei der Identifizierung
und Entwicklung von fachpolitischen Ansatz-
punkten und Handlungsempfehlungen im fol-
genden Kapitel Rechnung getragen.



4 Integration des territorialen Zusammen-
halts in ausgewidhlte Themenfelder

Fiir die sechs Themenfelder, die entsprechend
der in Kapitel 2 vorgestellten Methode identifi-
ziert wurden, ist der Frage nachgegangen wor-
den, wie dort jeweils rdumliche Belange inte-
griert werden konnen.

Die ausgewdhlten Themenfelder sind (a)
Stadt-Land-Beziehungen, (b) Daseinsvorsor-
ge im ldndlichen Raum, (c) Verkehrskernnet-
ze, (d) Verkehrsiiberlastung in Ballungsriu-
men, (e) Anpassung von Infrastrukturen an
Herausforderungen des Klimawandels, und
(f) Energienetze. Einige dieser Themenfelder
beziehen sich auf mehrere Fachpolitiken. Mit
Ausnahme der Meeres- und Fischereipolitik
werden dadurch alle hochgradig raumrele-
vanten Fachpolitiken im Rahmen der vorlie-
genden Studie angesprochen (vgl. dazu Deut-
scher Verband fiir Wohnungswesen, Stddte-
bau und Raumordnung e.V. 2009). Die TA2020
bildet den Bezugsrahmen der Analyse dieser
Themenfelder, fiir die vor allem die Struktur-
fonds der EU einen wichtigen Analyseaspekt
darstellen. Die Analysen beschrianken sich je-
doch nicht auf die Strukturfonds, sondern be-
ziehen auch weitere fiir das jeweilige Themen-
feld relevante Aspekte und Politiken ein.

Die aktuelle Diskussion iiber die Fortfithrung
der Kohésions- und Strukturpolitik fiir die Pe-
riode 2014-2020 findet im Spannungsfeld der
EU-Haushaltsdebatte, der Debatte um die
;richtige’ zukiinftige Regionalpolitik (hinsicht-
lich der Ziele, Strategien, Steuerungskonzep-
te, der Europa 2020-Strategie etc.) sowie der
Forderungen der verschiedenen Fachpoliti-
ken, ihre fachpolitischen Ziele stirker in der
Strukturpolitik zu berticksichtigen, statt. Der
Zeitplan fiir die Aufstellung der grundlegen-
den Dokumente gliedert sich wie folgt:

e Mehrjdhriger Finanzrahmen 2014-2020
(MFR): Vorschlag fiir den MFR liegt seit
Ende Juni 2011 vor, Verabschiedung des
MFR voraussichtlich Ende 2012

e Strukturfonds-Verordnungen: Entwiirfe
liegen seit Oktober 2011 vor, Verabschie-
dung der Verordnungen bis spétestens
Ende 2013, Konsultationsverfahren lauft
derzeit

¢ Arbeitspapier der Kommission zum Ge-
meinsamen Strategischen Rahmen wur-
de im Mérz 2012 prédsentiert

e Verhandlung der Partnerschaftsvereinba-
rungen (geplantes Nachfolgedokument zu
den Nationalen Strategischen Rahmenpla-

nen) zwischen Kommission und Mitglied-
staaten: ab Friihjahr 2013

e Aufstellung der Operationellen Program-
me: Parallel zur Erstellung der Partner-
schaftsvereinbarungen 2012/13.

In der laufenden Forderperiode 2007-2013 ste-
hen knapp 350 Mrd. Euro fiir die Kohésions-
politik zur Verfligung. Laut Vorschlag fiir den
MFR sind fiir 2014-2020 276 Mrd. Euro einge-
plant (vgl. KOM(2011) 500 endgiiltig 2011: 31).
Im Vergleich zur laufenden Férderperiode sol-
len gemdl dem Common Strategic Framework
weniger Prioritdten geférdert werden. Dafiir
soll eine klarere strategische Rahmensetzung
eingefiihrt werden. Inhaltlich soll die Regi-
onalpolitik ab 2014 vor allem an der Europa
2020-Strategie ausgerichtet werden und die
Umsetzung eines intelligenten, nachhaltigen
und integrativen Wachstums fordern.

Fiir Deutschland koordiniert das Bundesmi-
nisterium fiir Wirtschaft und Technologie
(BMWi) den Abstimmungsprozess zur Zukunft
des EFRE. Analog koordiniert das Bundesmi-
nisterium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) den
Abstimmungsprozess zum Europiischen So-
zialfonds (ESF) und das Bundesministerium
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz (BMELV) jenen zum ELER. Arbei-
tet man die Programmarchitektur systema-
tisch durch, so ergeben sich vor allem an zwei
Prozessschritten im Forderverfahren Einfluss-
moglichkeiten hinsichtlich einer Starkung der
rdumlichen Belange: Erstens bei der Aufstel-
lung der Rechtsgrundlagen (Erstellung der
Verordnungen und Leitlinien), bei der auf
europdischer Ebene die Férdervorgaben fest-
gelegt werden, und zweitens im Rahmen der
Strategieentwicklung (Partnerschaftsverein-
barung und Programmaufstellung), bei der
auf nationaler und regionaler Ebene Forder-
schwerpunkte definiert werden. In allen, auf
diese beiden Prozessschritte folgenden Phasen
der Programmumsetzung werden im Wesent-
lichen die dort festgelegten Zielsetzungen ab-
gearbeitet. Die nachtrégliche Integration einer
Starkung der rdumlichen Belange erscheint
dabei sehr unwahrscheinlich.

Fiir jedes der oben identifizierten Themenfel-
der wird im Folgenden der Bezug zur TA2020
und Europa 2020-Strategie hergestellt und an-
schlieBend der politische Kontext einschlie3-
lich der relevanten Fachpolitik/en dargestellt.
Diese Ausfithrungen dienen dem Verstdndnis
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der jeweils anschlieBend ausfiihrlich heraus-
gearbeiteten raumpolitischen Ansatzpunkte.
Diese raumpolitischen Ansatzpunkte bilden
die Basis fiir die Handlungsempfehlungen in
Kapitel 6.

4.1 Stadt-Land-Beziehungen

Nach der Abgrenzung der ESPON Studie 1.1.2
»Urban-rural relations in Europe“ leben etwa
70 % der europdischen Bevdlkerung in stidti-
schen, rund 30 % inldndlichen Rdumen (Bengs
und Schmidt-Thomé 2006: 455f.). Zusitzlich
zu diesem sehr deutlichen Unterschied im Be-
volkerungsverhdltnis gibt es weitere struktu-
relle Unterschiede zwischen Stadt und Land.
Einige davon sind offensichtlich und unaban-
derlich, wie beispielsweise die Bevolkerungs-
dichte (Bengs und Schmidt-Thomé 2006: 465).
Andere hingegen sind wirtschaftlich und poli-
tisch bedingt, wie beispielsweise die Arbeitslo-
senquote. Es ist also fiir die Europdische Uni-
on naheliegend, dieses Verhéltnis in politi-
scher Hinsicht besonders zu wiirdigen. Dies
ist bereits im Entstehungsprozess der TA2020
geschehen. In der TA2020 werden die zahlrei-
chen Verflechtungen zwischen Stadt und Land
gewiirdigt und die regionalen Planungsinsti-
tutionen dazu angeregt, entsprechende Part-
nerschaften zu unterstiitzen. Die TA2020 be-
tont die Notwendigkeit einer effektiven Ver-
kehrsanbindung, um die wirtschaftliche Ver-
netzung beispielsweise durch stérkere Pend-
lerverflechtungen zu verstédrken (TA2020 2011:
9). In der Europa 2020-Strategie sind zum The-
ma Stadt-Land-Beziehungen hingegen keine
konkreten Ziele formuliert.

4.1.1 Politischer Kontext

Stadt und Land als gemeinsamer
Funktionsraum

Die Einteilung in stddtische und ldndliche
Rdume ist aufgrund der vielfiltigen struktu-
rellen Unterschiede komplex. Traditionell
sind Stadt und Land zwar dulRerst verschieden,
dennoch gab es in der Vergangenheit verschie-
dene Entwicklungen, die diese Unterschiede
sukzessive einschrankten und die Grenze zwi-
schen stddtischen und ldandlichen Rdumen
verdnderten. Die gro8te Bedeutung kommt
dabei der Suburbanisierung zu. Aufgrund der
stark entwickelten Motorisierung haben sich
die stddtischen Grenzen weit ins Umland ver-
schoben. Dieser Prozess wird durch eine im-
mer effektivere Kommunikationsinfrastruktur
unterstiitzt, die im Zusammenhang mit einem
gut ausgebauten Verkehrsnetz vielen flachen-
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intensiven Betrieben die Moglichkeit gibt, sich
praktisch iiberall anzusiedeln. Es bietet sich
daher an, Stadt und Land als einen gemein-
samen Funktionsraum zu sehen, dessen urba-
ner Einfluss je nach Region stark variiert (vgl.
Bengs und Schmidt-Thomé 2006: 455f).

Auch auf europdischer Ebene wird diskutiert,
dass Stadt-Land-Beziehungen auch {iber ad-
ministrative Grenzen hinweg beriicksichtigt
werden miissen (ESPON 2010a: 16). So wird
etwa beim ,Urban Audit‘ zwischen der Stadt
als administrativem Raum und der Stadt als
funktionalem Verflechtungsraum (FUA: Func-
tional Urban Area) unterschieden. Diese Er-
kenntnis setzt sich auch in der Européischen
Kommission durch:

»Wdihrend die meisten Politiken sich auf eine
einzige administrativ-geografische Ebene kon-
zentrieren, ist fiir die Umsetzung von territo-
rialem Zusammenhalt ein funktionalerer und
flexiblerer Ansatz erforderlich. Je nach The-
matik reicht die zweckmé@Rige geografische
Dimension von der Makroregion (z. B. Ost-
see- und Donauraum) iiber die Grofstadtre-
gion und die grenziibergreifende Region bis
zu Gruppen ldndlicher Gebiete und Kleinstad-
ten. Eine solche flexible Geografie ist eher in
der Lage, die positiven und negativen Auswir-
kungen von Konzentrationen aufzufangen, fiir
bessere Verbindungen zu sorgen und Zusam-
menarbeit zu erleichtern, und bietet somit
bessere Voraussetzungen, um den territoria-
len Zusammenhalt wirksam zu unterstiitzen.
(Europdische Kommission 2010: 24)

Unter Stadt-Land-Beziehungen werden folg-
lich die Verflechtungen in diesen Funktions-
rdumen verstanden. Diese sind nicht nur geo-
grafisch, sondern auch thematisch dulerst
vielfdltig. Sie erstrecken sich von gemeinsam
genutzten Dienstleistungen, wie beispiels-
weise Verwaltungs- und Bildungseinrich-
tungen, {iber regionale Produktionsfliisse bis
hin zu komplexen Raumentwicklungsprozes-
sen, wie beispielsweise Pendlerverflechtun-
gen und Binnenmigration. Die Anzahl dieser
funktionalen Beziehungen nimmt zu und der
betroffene Raum weitet sich daher langsam
aus. Das liegt mitunter an Globalisierungs-
prozessen, beispielsweise an der Vergrol3e-
rung des Einzugsbereichs von multinational
vertriebenen Giitern. Aber auch lokal wach-
sen die Angebotsvielfalt und das Einzugsge-
biet von Arbeitsmarkten. Des Weiteren vergro-
Bert sich die Konsumentenbasis aufgrund der
erhdhten Mobilitdt (Bengs und Schmidt-Tho-
mé 2006: 21).
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Verbesserung der Stadt-Land-Beziehungen
durch interregionale Kooperation

Von den Austauschbeziehungen zwischen
Stadt und Land profitieren diejenigen ldnd-
lichen Rdume am meisten, die in unmittel-
barer Stadtnéhe liegen. Hier sind die Pend-
lerverflechtungen am groBten und der ldnd-
liche Raum wird von der stddtischen Bevolke-
rung mitgenutzt, beispielsweise zur Naherho-
lung. Je groRer die Entfernung zwischen Stadt
und Land jedoch ist, desto schwieriger ist es
fiir landliche Gemeinden, von den Verflech-
tungen wirtschaftlich zu profitieren, weil die
notigen Konsumenten fehlen. Im Gegensatz
dazu ziehen stadtnahe landliche Gemeinden
mitunter einen sehr grolen Nutzen aus diesen
funktionalen Verflechtungen, hdufig jedoch
sehr stark auf Kosten der Nachhaltigkeit. Das
héngt vor allem damit zusammen, dass der
Ausbau des Strallenverkehrsnetzes schnel-
ler erfolgt ist als der Ausbau des 6ffentlichen
Verkehrs. Dies fiihrt dazu, dass suburbane und
stadtnahe landliche Rdume sehr viel Individu-
alverkehr verursachen (Bengs und Schmidt-
Thomé 2006: 22). Die Autoren des ESPON-Pro-
jekts METROBORDER - Cross-border Polycen-
tric Metropolitan Regions sehen in diesem
Kontext auch in grenziiberschreitenden Me-
tropolregionen Entwicklungspotenziale (vgl.
ESPON 2010b). Die funktionalen Stadt-Land-
Verflechtungen sind also nicht mehr zwangs-
laufig nur nationalstaatlich, sondern in vielen
Fillen auch grenziiberschreitend ausgeprégt.

In der Diskussion zur TA2020 wird vorgeschla-
gen, Stadt-Land-Verflechtungen folgenderma-
Ben zu behandeln:

»,Urban-rural interdependence should be
tackled through multi-level governance inclu-
ding integrated planning based on a broad-
based partnership. Within these frameworks
there is much potential in place-based strate-
gies developed locally to address local condi-
tions. Small and medium-sized centres might
have a crucial role in this field in rural areas;
therefore it is important to improve the ac-
cessibility of urban centres from rural territo-
ries and so enhance people’s access to job op-
portunities and services of general interest.“
(Ministry of National Development Hungary
2011:81)

Da die Stadt-Land-Verflechtungen duRerst
vielfdltig sind, werden die unterschiedlichen
Teilaspekte innerhalb der folgenden Fach-
politiken bearbeitet: Agrarpolitik, Regional-
politik (u. a. die Teilbereiche Wirtschaftsent-
wicklung, Tourismus, Regionalvermarktung),
Verkehrspolitik, Energiepolitik sowie Gesund-

heits- und Sozialpolitik (Demografischer Wan-
del, Daseinsvorsorge). Wie ESPON aufzeigt, ist
das Bewusstsein fiir Stadt-Land-Beziehungen
innerhalb der Fachpolitiken jedoch eher ge-
ring ausgeprégt (Bengs und Schmidt-Thomé
2006: 17).

Stadt-Land-Beziehungen in der EU-
Strukturforderung

Innerhalb des fiir die Regionalpolitik zent-
ralen Europdischen Fonds fiir Regionalent-
wicklung (EFRE) zielt in der laufenden For-
derperiode 2007-2013 eine Prioritédt inner-
halb des Teilziels ,Européische territoriale
Zusammenarbeit“ auf die Verbesserung von
Stadt-Land-Beziehungen:

»1. Entwicklung von grenziibergreifenden
wirtschaftlichen, sozialen und 6kologischen
Tétigkeiten durch gemeinsame Strategien fiir
eine nachhaltige territoriale Entwicklung, in
erster Linie durch (...) ¢) Starkung der Verbin-
dungen zwischen stiddtischen und landlichen
Gebieten“ (Verordnung (EG) Nr. 1080/2006
2006: 5).

Im Verordnungsentwurf fiir die Férderperiode
2014-2020 dagegen fehlt der Bezug zu Stadt-
Land-Beziehungen bisher vollig. Der starke
Fokus auf die Forderung von Stadtentwick-
lung (vgl. KOM(2011) 614 endgiiltig 2011: 16)
konnte einer Entwicklung von Stadt-Land-Ko-
operationen sogar entgegenstehen.

Daneben sind Stadt-Land-Kooperationen im-
plizit im Europdischen Landwirtschaftsfonds
fiir die Entwicklung des ldndlichen Raumes
(ELER) erwdhnt. Hier werden in der Ach-
se 4 (LEADER) transnationale und interregi-
onale Kooperationen gefordert (DG Agricul-
ture 2009: 25). Hierunter fallen auch iiberre-
gionale Partnerschaften. So sollen Stadtregi-
onen unterschiedlicher GréBe und ldndliche
Gebiete, als gleichberechtigte Partner ihre ge-
meinsamen Potenziale identifizieren und ge-
meinsame Entwicklungsstrategien erarbeiten
(TAEU 2007: 4). Eine direkte Verankerung von
Stadt-Land-Beziehungen in der Verkehrspoli-
tik konnte nicht herausgearbeitet werden. Die-
ser Befund deckt sich mit den ESPON-Ergeb-
nissen von Bengs und Schmidt-Thomé (2006:
17). Auch in der Energiepolitik spielt das The-
ma bisher keine direkte Rolle.

4.1.2 Raumpolitische Ansatzpunkte und
Handlungsempfehlungen

Lokale Initiativen tragen erheblich zu einer

funktionierenden Stadt-Land-Beziehung bei.

Sie kennen die lokalen Potenziale und Bediirf-
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nisse am besten, sind meist bereits horizontal
vernetzt und tragen durch ihre Zusammenar-
beit somit zum regionalen Zusammenhalt bei.
Es zeigt sich also bei den Stadt-Land-Bezie-
hungen, dass der ,place-based approach’ sinn-
voll ist. Zwei bereits etablierte Beispiele fiir lo-
kale Initiativen interkommunaler Kooperation
sind die ,Europdische Metropolregion Niirn-
berg“ sowie die , Vision Rheintal“. Aber auch
ein Negativbeispiel sei hier genannt, die tiber-
regionale Partnerschaft , Wissen, Kooperati-

on, Innovation®.

Die Europaische Metropolregion Nirnberg (EMN) (vgl. BBSR 2010)
bietet regionalen Akteuren Raum zur interkommunalen Kooperati-
on. Sie ist in sieben thematische Foren gegliedert und wird von wirt-
schaftlichen wie auch kommunalpolitischen Vertretern gesteuert.
Eine zentrale Initiative ist die Werbeplattform , Original Regional*.
Hier kénnen kleine und mittlere Unternehmen aus Stadt und Umland
ihre Produkte gemeinsam und selbstbewusst vermarkten.

Um das starke Wachstum der Region sinnvoll und strukturiert zu ge-
stalten, entwickelten 29 stadtische und landliche Gemeinden im 8s-
terreichischen Vorarlberg gemeinsam eine Vision Rheintal, d. h. Leit-
bilder fur die Regionalentwicklung (vgl. Assmann und Burtscher
2009). In diesem Rahmen wurden viele, thematisch unterschiedliche
Projekte unterstitzt und unter gleichberechtigter Mitwirkung von regi-
onalen und Uberregionalen Vertretern gesteuert.

Die Uberregionale Partnerschaft Wissen, Kooperation, Innovation
(vgl. BBSR 2010) war eine Zusammenarbeit von vier Regionen im
Sudwesten Deutschlands, die ihre vorhandenen Starken, vorrangig
im Bereich der ,Life Sciences'’, besser vernetzen wollten. Die Zusam-
menarbeit endete zum 31.12.2009 vorzeitig, nachdem bereits Mit-

te des Jahres die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main aus der Part-
nerschaft austrat. Als Grund fur das Scheitern des Projekts ist haupt-
sachlich die Organisationsform zu sehen. So wurde die Modellregion
ohne eine verbindliche Entscheidungsstruktur gesteuert. Dies wurde
insbesondere im Hinblick auf die inhaltliche Fokussierung auf ein be-
stimmtes Thema problematisch, weil dieses Thema stark vom ,lead
partner' dominiert wurde. Somit hing ein GroBteil der Entscheidungs-
prozesse inhaltlich und organisatorisch von einigen wenigen Perso-
nen ab, was den Aufbau einer gleichberechtigten Netzwerkstruktur
erschwerte.

Im Rahmen der Regionalpolitik auf europi-
scher Ebene ergeben sich vor allem innerhalb
der Strukturfonds EFRE und ESF Ansatzpunk-
te fiir raumpolitische Interventionen mit ei-
nem Fokus auf Stadt-Land-Beziehungen. Die-
se Einschitzung teilen auch die in der Delphi-
Studie befragten Experten. So sieht die Mehr-
heit der Befragten die raumlich ausgewoge-
ne Entwicklung und Anbindung aller Regio-
nen als besonders wichtig an, um die territo-
riale Kohédsion umzusetzen. Der von den Ex-
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perten meistgenannte Ansatzpunkt hierfiir ist
die Regionalentwicklung. Weiterhin sieht etwa
ein Drittel aller Befragten die meisten Poten-
ziale fiir die Umsetzung der territorialen Ko-
hésion auf der europdischen Ebene.

Rechtsetzung in der Regionalpolitik

In der Forderperiode 2007-2013 ist das The-
ma Stadt-Land-Beziehungen in der Allgemei-
nen Verordnung 1083/2006 nur implizit be-
nannt: ,Angesichts der Bedeutung der nach-
haltigen stddtischen Entwicklung und des
Beitrags der Stddte, insbesondere der Stadte
mittlerer Grofe, zur Regionalentwicklung soll-
te die Rolle der Stddte bei der Programmpla-
nung stérker berticksichtigt werden, um die
Stadterneuerung zu begiinstigen.“ (Verord-
nung (EG) Nr. 1083/2006 2006: 13). In der EF-
RE-Verordnung 1080/2006 wird es konkreter:
,Artikel 3 Interventionsbereiche (...) (2) Aus
dem EFRE wird Finanzhilfe geleistet fiir (...)
¢) (...) die Zusammenarbeit sowie den Erfah-
rungsaustausch zwischen den Regionen, Stad-
ten sowie den relevanten Akteuren aus der Ge-
sellschaft, der Wirtschaft und dem Umweltbe-
reich“ (Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 2006:
3). Fiir das Teilziel Européische territoriale Zu-
sammenarbeit ist die Zielsetzung sogar bereits
explizit benannt: ,Artikel 6 Européische ter-
ritoriale Zusammenarbeit (...) c¢) ,Starkung
der Verbindungen zwischen stadtischen und
landlichen Gebieten® (Verordnung (EG) Nr.
1080/2006 2006: 5). Die Verordnungsentwiirfe
fiir die neue Forderperiode greifen das Thema
Stadt-Land-Beziehungen gar nicht auf, wih-
rend die Stadtentwicklung im Entwurf fiir die
neue EFRE-VO in Artikel 7 auch finanziell pro-
minent platziert ist, indem mindestens 5 % der
EFRE-Mittel dafiir eingesetzt werden sollen.

In der ESF-Verordnung 1081/2006 werden
Stadt-Land-Beziehungen bisher gar nicht
beriicksichtigt (vgl. Verordnung (EG) Nr.
1081/2006 2006). Dies setzt sich im Entwurf fiir
die neue Forderperiode fort (vgl. KOM(2011)
607 endgiiltig 2011). Gerade die sich mit der
Daseinsvorsorge iiberschneidenden Teilbe-
reiche des Themas Stadt-Land-Beziehungen
(Umgang mit dem Demografischen Wandel,
etwa Organisation von Pflege, drztlicher Ver-
sorgung, Kinderbetreuung, Bildung) sind je-
doch ESF-spezifische Themen.

Das BMVBS sollte sich im Rahmen der Res-
sortabstimmung zu den Entwiirfen der Struk-
turfondsverordnungen dafiir einsetzen, dass
das Thema Stadt-Land-Beziehungen in die
Verordnungen aufgenommen wird. Ansatz-
punkte dafiir konnten sein:
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e Artikel 7 ,Nachhaltige Stadtentwicklung”
der neuen EFRE-VO

e Artikel 9 ,Thematische Ziele“ der neuen
Allgemeinen VO und die darauf aufbau-
enden Artikel 5 der neuen EFRE-VO und
Art. 3 der neuen ESF-VO

e Artikel 14, Inhalt der Partnerschaftsverein-
barung“ der neuen Allgemeinen VO.

Der Abstimmungsprozess fiir die Allgemeine
VO und die EFRE-VO wird federfithrend vom
BMWi durchgefiihrt, der Abstimmungsprozess
fiir die ESF-VO vom BMAS.

Strategieentwicklung in der Regionalpolitik

Im Entwurf fiir die neue Allgemeine Verord-
nung wird dargestellt, wie die Strategieent-
wicklung in der kommenden Forderperiode
aussehen soll. Kerndokumente sollen dabei
der Gemeinsame Strategische Rahmen GSR
sowie die Partnerschaftsvereinbarungen sein.
Der GSR wird ein von der Kommission erstell-
tes Rahmendokument sein, in dem die Ziele
und Vorsdtze der Europa 2020-Strategie in
zentrale Aktionen fiir die GSR-Fonds tibertra-
gen werden. Dadurch soll eine stérkere Kon-
zentration der Fonds auf die Ziele dieser Stra-
tegie erreicht werden. Die Partnerschaftsver-
einbarungen werden zwischen der Kommis-
sion und den einzelnen Mitgliedstaaten ge-
schlossen und sollen sicherstellen, dass die
GSR-Fonds in Ubereinstimmung mit der Eu-
ropa 2020-Strategie umgesetzt werden. Unter
anderem sollen die Partnerschaftsvereinba-
rungen nach Artikel 14 (b) jeweils einen inte-
grierten Ansatz zur territorialen Entwicklung,
die durch samtliche einschldgige EU-Struktur-
fonds gestiitzt wird, beinhalten sowie Ziele, die
auf gemeinsam erarbeiteten Indikatoren, stra-
tegischen Investitionen und einer Reihe von
Konditionalitdten beruhen. Beide Dokumente
- GSR und Partnerschaftsvereinbarung — bie-
ten Ansatzpunkte fiir die verbesserte Einbin-
dung des Themas Stadt-Land-Beziehungen in
den strategischen Rahmen der Strukturférde-
rung (KOM(2011) 615 endgiiltig 2011: 39-43).

Das BMVBS kann im Rahmen der Diskussion
um die Erstellung der Partnerschaftsverein-
barung in Deutschland Argumente dafiir ein-
bringen, dass Stadt-Land-Beziehungen bei der
Aufstellung der Partnerschaftsvereinbarung
einbezogen werden. Ansatzpunkte sind dabei
die Diskussionen iiber die stddtische Dimensi-
on in den Strukturfonds sowie {iber den im 5.
Kohésionsbericht benannten Ansatz der funk-
tionalen geografischen Gebiete.

Im oben beschriebenen Konsultationsprozess
zur Entwicklung der Verordnungen und Leit-
liniendokumente fiir die EU-Forderperiode
2014-2020 kdnnte das BMVBS darauf hinwir-
ken, dass die Zielsetzungen der TA2020 und
damit auch implizit das Thema Stadt-Land-
Beziehungen in der sozio-6konomischen Ana-
lyse, der Starken-Schwichen-Analyse (SWOT),
der ex-ante-Evaluierung (hier insbesondere in
den Kohédrenzpriifungen) und der Strategie-
entwicklung zu beriicksichtigen sind.

Um das Thema Stadt-Land-Beziehungen auch
im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik
(GAP) aufzugreifen, bietet sich vor allem die
dritte Achse des ELER , Steigerung der Lebens-
qualitdt im landlichen Raum und Férderung
der Diversifizierung der Wirtschaft“ an. Weite-
re Informationen zur GAP und zum ELER fin-
den sich in Kapitel 4.2, welches die Daseins-
vorsorge im ldndlichen Raum behandelt.

Verankerung auf regionaler Ebene

Neben der Verankerung in den Strukturfonds
erscheint auch eine Verankerung auf regiona-
ler Ebene sinnvoll. BMVBS und BBSR stellen
beispielsweise {iber die Modellvorhaben zur
Raumordnung (MORO) Informationen be-
reit, die Kommunen und Regionen sehr viele
gute Moglichkeiten aufzeigen, wie sie die Pro-
bleme, mit denen sie konfrontiert sind, ange-
hen kénnen. Besonders interessante MORO-
Forschungsfelder sind in diesem Zusammen-
hang das abgeschlossene MORO ,, Uberregi-
onale Partnerschaften - Innovative Projek-
te zur stadtregionalen Kooperation, Vernet-
zung und gemeinsamen groBrdumigen Ver-
antwortung“ sowie das laufende Forschungs-
feld , Uberregionale Partnerschaften in grenz-
iiberschreitenden Verflechtungsrdumen - In-
novative Projekte zur stadtregionalen Koope-
ration, Vernetzung und gemeinsamen groR3-
rdumigen Verantwortung®.

Um eine Verankerung des Themas auf regio-
naler Ebene zu férdern, konnte das BBSR ver-
suchen, die bereits vorhandenen Forschungs-
ergebnisse aus den Modellvorhaben noch stér-
ker fiir Kommunen und Regionen zuginglich
zu machen. Hierzu kénnten mithilfe der vor-
liegenden Ergebnisse und Informationsma-
terialien im Rahmen von Informationsveran-
staltungen interessierten Regionen Koopera-
tionsmoglichkeiten aufgezeigt werden. Auch
die Vorstellung von Good-Practice-Projekten
oder die allgemeine Platzierung des Themas
zum Beispiel in Diskussionsveranstaltungen
zum Raumordnungsbericht ist denkbar.
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Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass In-
itiativen von lokalen Akteuren unterstiitzt wer-
den, damit das dort vorhandene ,tacit know-
ledge’ (personengebundenes Wissen) sinnvoll
eingebunden wird.

4.2 Daseinsvorsorge im lindlichen
Raum

Obgleich auch der ersten Sdule der GAP rdum-
liche Wirkungen nicht abgesprochen werden
konnen (Deutscher Verband fiir Wohnungs-
wesen, Stddtebau und Raumordnung e.V.
2009: 33), ist aus rdumlicher Sicht vor allem
die Daseinsvorsorge im ldndlichen Raum im
Rahmen der zweiten Sdule der GAP bedeut-
sam und entfaltet europdische Raumrelevanz.
Dies wird im Rahmen der TA2020 insbesonde-
re im Zusammenhang mit den Herausforde-
rungen deutlich, die im Zuge rdumlich diffe-
renzierter demografischer Entwicklungen ent-
stehen: ,Bevolkerungsalterung und -schwund
werden Verdnderungen in vielen Regionen,
darunter ldndlichen und peripheren Gebie-
ten, mit sich bringen und gravierende Aus-
wirkungen auf den sozialen und territorialen
Zusammenhalt, die Erbringung 6ffentlicher
Dienstleistungen, den Arbeitsmarkt und die
Wohnungssituation haben“ (TA2020 2011: 5).

Aus dieser Herausforderung wird in der
TA2020 die Prioritdt 5 abgeleitet. Diese Pri-
oritdt stellt die Bedeutung materieller Infra-
strukturen sowie 6ffentlicher Dienstleistun-
gen fiir die Verbesserung der Wettbewerbsfa-
higkeit, nachhaltige Entwicklung und territori-
alen Zusammenbhalt heraus. Die Formulierung
dieser Prioritdt macht deutlich, dass dies ver-
schiedene Dimensionen des alltdglichen Le-
bens umfasst und alle Biirger der EU betrifft,
unabhéngig von der Region, in der sie leben
(TA2020 2011: 10f.).

Die Europa 2020-Strategie nimmt eher implizit
Bezug auf Fragestellungen der Daseinsvorsor-
ge im ldndlichen Raum. Es wird zwar im Zu-
sammenhang mit der Zielsetzung des integ-
rativen Wachstums u. a. auf den territorialen
Zusammenhalt hingewiesen, aber nur punk-
tuell auf die Einbeziehung ldandlicher Réu-
me oder auch Gebiete in dulerster Randla-
ge verwiesen, indem betont wird, dass in die-
sen Gebieten, wie iiberall in der EU, ,,alle Men-
schen Zugangsmoglichkeiten und Chancen®
(KOM(2010) 2020 endgiiltig 2010: 21) haben
sollen, am Wachstum zu partizipieren.
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4.2.1 Politischer Kontext

Die Daseinsvorsorge wird vom Sozialstaats-
prinzip (Art. 20 I Grundgesetz) abgeleitet und
umfasst die Bereitstellung einer Reihe von
Infrastrukturen und Dienstleistungen, fiir die
ein besonderes dffentliches Interesse besteht.
Diese Aufgabe wird von verschiedenen 6ffent-
lichen und privaten Einrichtungen wahrge-
nommen und umfasst sowohl die Bereitstel-
lung sozialer als auch technischer Infrastruk-
turen. Dazu gehoren v. a. Infrastrukturen in
den Bereichen:

e Bildung und Forschung

¢ Gesundheit und Soziales

e  Kultur und Freizeit

e Verwaltung und Dienstleistungen
¢ Verkehr und Telekommunikation
e Ver- und Entsorgung.

Daseinsvorsorge unter
Schrumpfungsbedingungen

Insbesondere die Kosten zur Sicherung der
Daseinsvorsorge im landlichen Raum haben
die Diskussion in den letzten Jahren domi-
niert. So geht es zunehmend darum, wie be-
darfsgerechte Infrastrukturen vorgehalten
werden kdnnen, wenn gleichzeitig die bereits
begrenzten Finanzmittel aufgrund sinkender
Bevodlkerungszahlen weiter sinken (vgl. z. B.
Siedentop u. a. 2006: 31). Dies umfasst zahl-
reiche Aspekte der oben genannten Infrastruk-
turen (BMVBW/BBR 2005). Die MKRO hat be-
reits 2003 zu einer Uberpriifung von Konzep-
tionen, Strategien und Instrumenten der Da-
seinsvorsorge aufgefordert, um auch in Zu-
kunft gleichwertige Lebensbedingungen in al-
len Teilen Deutschlands gewédhrleisten zu kon-
nen. Die Diskussion der letzten Jahre hat ge-
zeigt, dass die Daseinsvorsorge im ldndlichen
Raum weitergehende Anpassungen notwen-
dig macht, wozu neben neuen raumordneri-
schen Konzepten auch ein neues Verstdndnis
des Leitbilds gleichwertiger Lebensverhiltnis-
se gehort. Dies hat Diskussionen um Grund-
und Kernfunktionen 6ffentlicher Infrastruk-
turen und die Notwendigkeit von regionsspe-
zifisch mafgeschneiderten Anpassungen aus-
gelost (BMVBW/BBR 2005: 21f.). Dartiber hi-
naus werden ergdnzende Diskussionen einer
Flexibilisierung der Infrastrukturangebote in
von Schrumpfung betroffenen und insbeson-
dere diinn besiedelten Regionen gefiihrt (Bei-
rat fiir Raumordnung 2009: 9ff.).

Aktuell findet die Aufgabe der Daseinsvorsorge
im ldndlichen Raum Entsprechung im raum-
ordnerischen Leitbild ,Daseinsvorsorge si-
chern®, welches explizit auf die Zwischenrdu-
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me zwischen den Zentren bzw. auf die ldnd-
lichen Rdume eingeht. Insbesondere vor dem
Hintergrund des demografischen Wandels mit
einer nicht nur alternden, sondern in landli-
chen Rdumen oftmals auch schrumpfenden
Bevolkerung wird derzeit eine Straffung der
Netze der Zentralen Orte gefordert, die mit
der bereits angesprochenen Flexibilisierung
der Angebote zur Daseinsvorsorge einherge-
hen muss (Spangenberg 2010: 2).

Daseinsvorsorge in der Gemeinsamen
Europdischen Agrarpolitik

Die Entwicklung des landlichen Raums ist ins-
besondere als Bestandteil der zweiten Sdule
der GAP verankert und wird aus Mitteln des
ELER finanziert. Innerhalb des Fonds ist der
Bezug zur Daseinsvorsorge im ldndlichen
Raum gegenwdrtig durch die dritte Achse
»Steigerung der Lebensqualitdt im landlichen
Raum und Foérderung der Diversifizierung der
Wirtschaft“ sowie durch den LEADER-Schwer-
punkt (vormals LEADER+) ,,Ortliche Strategi-
en fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums
durch ortliche Partnerschaften zwischen 6f-
fentlichem und privatem Sektor“ gegeben (DG
Agriculture 2009: 17f.). Neben dem Angebot
offentlicher Dienstleistungen wird in diesem
Zusammenhang insbesondere die Erarbeitung
von Entwicklungsstrategien zur Sicherung der
Lebensbedingungen gefordert. Dariiber hin-
aus besteht innerhalb der zweiten Séule der
GAP ein Zusammenhang zur Daseinsvorsor-
ge, da mit Mitteln des ELER auch die Diversi-
fizierung der landlichen Wirtschaft zur Stér-
kung der landlichen Entwicklung gefordert
wird (KOM(2010) 672 endgiiltig 2010: 9; Rat
der Europdischen Union 2006: 10). Diese Mal3-
nahmen sollen letztendlich auch die Moglich-
keiten der Daseinsvorsorge sichern.

Im Verordnungsentwurf der Europdischen
Kommission iiber die Férderung der ldndli-
chen Entwicklung durch den ELER ab 2014
wird die Daseinsvorsorge ebenfalls ange-
sprochen. Sie kann im Rahmen der letzten
von sechs EU-Prioritdten zur Entwicklung
des landlichen Raums gefordert werden. Diese
Prioritat widmet sich der ,Férderung der so-
zialen Eingliederung, der Armutsbekampfung
und der wirtschaftlichen Entwicklung in den
landlichen Gebieten“ (KOM(2011) 627 end-
giiltig/2 2011: 37). Analog zur aktuellen Ver-
ordnung {iber die Férderung des landlichen
Raums durch den ELER (Verordnung (EG)
Nr. 1698/2005 2005) werden auch im neuen
Verordnungsentwurf entsprechende Mal3-
nahmen vorgesehen: ,Basisdienstleistungen
und Dorferneuerung in ldndlichen Gebieten®

(KOM(2011) 627 endgiiltig/2 2011: 52f.) so-
wie die ,Lokalen Aktionsgruppen LEADER®
(KOM(2011) 627 endgiiltig/2 2011: 72ff.)

4.2.2 Raumpolitische Ansatzpunkte und
Handlungsempfehlungen

Bereits im ESPON-Programm 2006 wurden die
Mobilisierung und das Empowerment der lo-
kalen Ebene als die wesentlichen Faktoren fiir
eine erfolgreiche Umsetzung von Sektorpoliti-
ken herausgestellt. Durch ihre aktive Einbezie-
hung und die Ubertragung von Verantwortung
auf die lokale Ebene wird diese in die Lage ver-
setzt, raumliche Potenziale besser auszunut-
zen. Immaterielle Ressourcen gewinnen da-
bei an Bedeutung, lokale Kompetenzbildung
und Unternehmertum werden geférdert (ES-
PON 2006 Programme 2006: 54; 78). Die bei-
den in den Boxen dargestellten Projekte sind
Beispiele fiir einen derartigen, lokal basierten
Bottom-Up-Ansatz. Gleichwohl gibt es bei sol-
chen Ansétzen, die auf der Partizipation einer
breiten Zahl lokaler Akteure beruhen, hiufig
Probleme hinsichtlich der Sicherung der Kon-
tinuitdt der Beteiligung (Neumeier und Poller-
mann 2011: 38).

Taxibus (www.leaderplus.ec.europa.eu/cpdb/public/gpdb/Gp-
dbSearchFS.aspx?language=de) ist ein Projekt, in dem ein Netzwerk
von integrierten Transportsystemen im Gemeindeverband Alto Oltre-
po Pavese in der Provinz Pavia (Region Lombardei) in Norditalien
entwickelt wurde. Das von 2003 bis 2008 dauernde Projekt zielte auf
die Sicherung bzw. Entwicklung nachhaltiger Transportoptionen in
einer landlichen Region mit einer alternden und schrumpfenden Be-
volkerung ab und sollte damit die Lebensqualitat fur die nicht-moto-
risierte Bevolkerung der Region durch erleichterten Zugang zu me-
dizinischen Diensten und zu Kulturstatten erhéhen. Fur die Realisie-
rung war eine breite Beteiligung aller lokal betroffenen Akteure ent-
scheidend, welche die gesamte Projektlaufzeit anhielt und eine Ana-
lyse der lokalen Bedurfnisse bzgl. des 6¢ffentlichen Transports um-
fasste. Das Projekt wurde mit innovativen Organisationsmethoden re-
alisiert. Auf Basis dieser Pilotaktion konnte das Netzwerk auf die ge-
samte Region ausgedehnt werden. Es konnte gezeigt werden, dass
das entwickelte Transportnetzwerk funktionsféhig ist und dauerhaft
betrieben werden kann.

Das zweite Beispiel verdeutlicht dariiber hin-
aus, wie wichtig es ist, den rdumlichen Kon-
text zu beachten. Wenn notig, sollten der-
artig integrierte Ansédtze iber administrati-
ve Grenzen im Sinne des ,place-based ap-
proach‘ hinausgehen und so zu einer ange-
messenen Beriicksichtigung rdumlicher Fra-
gen beitragen. Dieser Ansatz wurde nicht zu-
letzt durch die Ergebnisse des BMELV-Modell-
vorhabens ,REGIONEN AKTIV* bestitigt. Da-
rin wurde festgestellt, dass die Politik fiir die
Entwicklung ldndlicher Rdume einer umfas-
senden Neuausrichtung bedarf: , Eine sekto-
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riibergreifende Férderung von Regionen, ba-
sierend auf mafgeschneiderten Entwicklungs-
konzepten, hat sich als effizienter und erfolg-
reicher als die bisherige sektorale Regelforde-
rung erwiesen. Eine staatliche Férderung mit
Zukunft sollte die Aktivierung lokaler Akteure
fiir mehr Eigeninitiative, Ubernahme von Ver-
antwortung und partnerschaftlicher Koopera-
tion mit dem Ziel im Auge haben, Innovatio-
nen anzustoflen und Investition zu mobilisie-
ren“ (BMELV 2008: 12).

Die regionale LEADER-Aktionsgruppe Eichsfeld (http://eichsfeldak-
tiv.de) baut auf vorangegangenen Regionalentwicklungsprozes-

sen auf und entwickelt ein neues Regionalentwicklungskonzept auf
Basis friiherer Uberlegungen im Rahmen eines Bottom-Up-Prozes-
ses. Ziel der Aktionsgruppe ist es, solche Projekte zu entwickeln, die
dazu beitragen, dass die Region (,Lebensraum Eichsfeld") fur jet-
zige und zukunftige Generationen lebenswert gestaltet wird. Dabei
geht es u. a. um eine ganzheitliche Verbesserung der Standortbe-
dingungen, welche die Sicherung der Zukunftsfahigkeit technischer
und sozialer Infrastrukturen sowie die regionale Energieversorgung
einschlieBt. Eine Besonderheit stellt der Landkreis- und Bundesland-
grenzen Uberschreitende Ansatz dar, in dem eine naturrdumlich, kul-
turlandschaftlich und kulturell homogene landliche Region zusam-
mengefasst ist.

Aus diesen Erkenntnissen ergeben sich ver-
schiedene raumpolitische Ansatzpunkte fiir
die Integration rdumlicher Ziele in diesem Po-
litikfeld, welche vor allem auf der Zusammen-
arbeit zwischen BMVBS bzw. BBSR und dem
BMELYV bzw. der BLE basiert:

EU-Verordnungen und Programme

An erster Stelle ist dabei die zukiinftige strate-
gische Ausrichtung der zweiten Sdule der Ge-
meinsamen Agrarpolitik (GAP) zu nennen. Die
Neuformulierung der Rechtsvorschriften der
GAP wird derzeit auf EU-Ebene erarbeitet und
der entsprechende Verordnungsentwurf wur-
de im Oktober 2011 unterbreitet (KOM(2011)
627 endgiiltig/2 2011). Die bisher verdffent-
lichten Handlungsoptionen der GAP deuten
auf eine zunehmende Verlagerung der Ag-
rarpolitik zugunsten der zweiten Sdule hin -
wenngleich diese Verlagerung geringer aus-
fallen diirfte als urspriinglich erwartet. Auler-
dem ist eine engere Verkniipfung der beiden
Sdulen der GAP absehbar, die eine verstark-
te Forderung des landlichen Raums inner-
halb der GAP erlaubt (Grajewski 2011: 39). Die-
se Verlagerung gilt es strategisch zu nutzen,
um die Rolle der Daseinsvorsorge im landli-
chen Raum innerhalb der GAP zu stiarken, zu-
mal die zukiinftige Férderung u. a. zur ausge-
wogenen raumlichen Entwicklung landlicher
Gebiete beitragen soll (KOM(2010) 672 end-
giiltig 2010: 12). Gleichwohl ist dabei zu be-

riicksichtigen, dass der bisherige Mittelabruf
in der laufenden Programmperiode im Mal3-
nahmenbereich ,Dienstleistungen zur Grund-
versorgung‘ im Vergleich zu anderen Manah-
men unterdurchschnittlich war (BMELV 2011:
42f). An die Stelle des derzeit giiltigen Stra-
tegieplans wird in der ndchsten Programm-
periode der fondsiibergreifende Partner-
schaftsvertrag riicken. Dessen Entwicklung
bedarf sowohl der horizontalen als auch ver-
tikalen Koordination aller zustdndigen Bun-
des- und Landesministerien (Grajewski 2011:
10f.). Das BMVBS sollte, sowohl im Rahmen
der formellen Beteiligungsprozesse als auch
durch informelle Dialoge auf ,Augenhdhe’,
den ,place-based approach* als integrativen
Ansatz in die Weiterentwicklung der Verord-
nungsentwiirfe und der Partnerschaftsvertri-
ge einbringen und damit das bisher erfolgrei-
che Vorgehen im LEADER-Schwerpunkt auf
eine breitere Basis stellen. Dies kann sowohl
MafRnahmen betreffen, die sich unmittelbar
auf die Sicherung der Daseinsvorsorge bezie-
hen, als auch solche, die durch wirtschaftliche
Diversifizierung zu einer ausgewogenen land-
lichen Entwicklung beitragen. Der bisherige
Verordnungsentwurf erlaubt einerseits erheb-
liche Freiheitsgrade fiir die Programmausge-
staltung zugunsten eines raumbezogenen An-
satzes im Sinne einer ausgewogenen Entwick-
lung landlicher Riume (Grajewski 2011: 116).
Andererseits wird der Beitrag des ELER zu ei-
ner rdumlich ausgewogenen Entwicklung bis-
her nicht hinreichend deutlich gemacht (Gra-
jewski 2011: 114). Das BMVBS kénnte sich fiir
eine Starkung des rdumlichen Bewusstseins
im weiteren Verlauf der Abstimmungsprozes-
se einsetzen, indem zum Beispiel im Artikel
9 des Verordnungsentwurfs ein expliziter Be-
zug zum territorialen Zusammenhalt als Be-
standteil der Entwicklungsprogramme integ-
riert wird (KOM(2011) 627 endgiiltig/2 2011: 39
ff.). Ebenso kdnnte die Qualitdt der Entwick-
lungsprogramme fiir den ldndlichen Raum
von europdischen und nationalen Netzwerken
fiir landliche Entwicklung u. a. einen Beitrag
zum territorialen Zusammenhalt als explizi-
tes Qualitdtsmerkmal aufnehmen (KOM(2011)
627 endgiiltig/2 2011: 78, 80). Weiterhin konn-
ten die Erfahrungen des Fischereifonds zur in-
tegrierten Meerespolitik als positives Beispiel
in die Diskussion um Verordnungs- und Pro-
grammentwicklung eingebracht werden (vgl.
KOM(2007) 575 endgiiltig 2007, KOM(2010)
494 endgiiltig 2010). Diese Vorschldge stehen
in Einklang mit den Ergebnissen der in die-
sem Projekt durchgefiihrten Delphi-Befragung
zu moglichen Ansatzpunkten der Integration
rdumlicher Ziele in Sektorpolitiken. Demnach
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werden fiir das Politikfeld der Daseinsvorsor-
ge im landlichen Raum von iiber 40 % der Be-
fragten vor allem vielversprechende Ansatz-
punkte bei der Entwicklung politischer Stra-
tegien und Ziele gesehen.

Ein weiterer Schwerpunkt zur Umsetzung
rdumlicher Ziele sollte entsprechend der Del-
phi-Befragung in der Programmentwicklung
liegen, um das Ziel der Daseinsvorsorge im
landlichen Raum unter angemessener Be-
riicksichtigung des territorialen Zusammen-
halts zu realisieren. Diese Mdoglichkeit wurde
von etwa 25 % der Befragten hervorgehoben.
Im Rahmen der Programmentwicklung gibt es
dabei im Wesentlichen zwei Ansatzpunkte: die
Integration in die Programme der transnatio-
nalen Zusammenarbeit mit deutscher Betei-
ligung sowie in die Programme der Bundes-
lander zur Forderung der landlichen Entwick-
lung. In den Prozessen der Programmentwick-
lung kdnnen dazu verschiedene Erfahrungen
eingebracht werden:

¢ Die Programmentwicklung und -umsetzung
des gegenwdrtigen LEADER-Schwerpunktes

e Erfahrungen aus dem BMELV-Modellvorha-
ben ,REGIONEN AKTIV*

 Erkenntnisse des BBSR zur ldndlichen Ent-
wicklung in Deutschland im Zusammen-
hang mit der Veroffentlichung des neuen
Raumordnungsberichts.

Horizontale und vertikale Dialoge

Die Umsetzung raumlicher Ziele im Rahmen
der Programmentwicklung kann u. a. mit-
tels unterschiedlicher Dialogformen gefor-
dert werden. Auch wenn die Ergebnisse der
Delphi-Befragung Moderationsmalnahmen
zur Férderung der interdisziplindren Zusam-
menarbeit nicht in den Mittelpunkt der favori-
sierten Interventionspotenziale riicken, emp-
fehlen wir verschiedene Dialogformen, um
die oben beschriebenen Akzentuierungen in
Strategie- und Programmentwicklungen ein-
zubringen. Neben den verschiedenen formel-
len und informellen Wegen der interministeri-
ellen Zusammenarbeit bietet sich dafiir auch
ein Dialog zur Daseinsvorsorge im landlichen
Raum im Zusammenhang mit dem aktuellen
Raumordnungsbericht (ROB) an, der sowohl
auf Bundes- als auch auf Landesebene und
ggf. unter Einbeziehung kommunaler Akteu-
re gefiihrt werden und sowohl {iber Fachpo-
litiken als auch {iber die verschiedenen féde-
ralen Ebenen hinweg zu einem besseren Ver-
stdndnis der territorialen Kohésion beitragen
konnte. Dieser Dialog konnte z. B. mittels ei-
nes gemeinsamen Workshops von BBSR und
BLE, in dem es um eine effizientere Ressour-

cennutzung gehen sollte, in Gang gesetzt wer-
den. Parallel dazu sollte das BMVBS den Kon-
takt zum BMELV in Hinblick auf Fragestel-
lungen der territorialen Kohédsion intensivie-
ren. Ankniipfungspunkte bestehen z. B. iiber
die interministerielle Arbeitsgruppe zur Ent-
wicklung ldndlicher Rdume und das MORO-
Aktionsprogramm ,Regionale Daseinsvorsor-
ge“. Dieses Vorgehen wiirde insofern den Er-
gebnissen der Delphi-Befragung entsprechen,
als ein mangelndes Bewusstsein des Ziels der
territorialen Kohédsion von einem erhebli-
chen Teil der Befragten als wichtiges Hinder-
nis wahrgenommen wurde.

4.3 Verkehrskernnetze

Der Ausbau der transeuropéischen Verkehrs-
netze gehort zu den Politikbereichen von un-
mittelbarer européischer Raumrelevanz. Effi-
ziente transeuropdische Verkehrsnetze sind
von grofler Bedeutung, um durch eine ver-
besserte Erreichbarkeit zur rdumlichen Ent-
wicklung beizutragen (Deutscher Verband fiir
Wohnungswesen, Stddtebau und Raumord-
nung e.V. 2009: 23). Die TA2020 zeigt vielfal-
tige Beziehungen zwischen Verkehrsnetzen
und rdumlich relevanten Herausforderun-
gen auf: Im Rahmen zunehmender Globali-
sierung kommt den Gateways eine besondere
Bedeutung zu; zunehmende Integration und
Abhingigkeit zwischen den Regionen verlangt
nach verbesserter Konnektivitit. Die Bedro-
hung von Biodiversitdt und Kulturlandschaf-
ten entsteht u. a. durch die Wirkungen unko-
ordinierter Schaffung von Verkehrsinfrastruk-
turen (TA2020 2011: 5). SchlieBlich gehort der
Verkehr zu den Verursachern des Klimawan-
dels und effektive und energieeffiziente Netze
konnen mildernde Wirkungen entfalten.

Nicht zuletzt aufgrund dieser Vielfalt von He-
rausforderungen, die im Zusammenhang mit
Verkehrsnetzen stehen, wird im zweiten Ab-
satz der Prioritdt 5 der TA2020 bzgl. der Ver-
besserung der Konnektivitdt durch Verkehrs-
kernnetze konstatiert: ,Der weitere Ausbau
der transeuropdischen Netze (TEN-V), die die
wichtigsten europdischen Zentren wie Haupt-
stddte, stadtische Ballungszentren und TEN-
Knoten miteinander verbinden und die Ver-
bindungen zwischen priméren und sekundér-
en Systemen verbessern, sollte ein wesentli-
cher Bestandteil des integrierten Netzes sein.“
(TA20202011: 10f.)

In der Europa 2020-Strategie wird die Bedeu-
tung der Verkehrskernnetze im Zusammen-
hang mit dem Ziel des nachhaltigen Wachs-
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tums aufgegriffen. In der Leitinitiative ,Res-
sourcenschonendes Europa“ wird der Aus-
bau der Verkehrsnetze im Zusammenhang ei-
nes umfassenden Ausbaus der europdischen
Netzwerke zur Realisierung einer emissionsar-
men Wirtschaft erwdhnt. Dariiber hinaus wird
in der Leitinitiative ,Eine Industriepolitik fiir
das Zeitalter der Globalisierung“ deutlich ge-
macht, dass die Verkehrsnetze einen wesent-
lichen Bestandteil der Sicherung des Zugangs
aller Unternehmen zu internationalen Mark-
ten darstellen und deshalb besonderer Auf-
merksamkeit bediirfen (KOM(2010) 2020 end-
giiltig 2010: 19f.).

4.3.1 Politischer Kontext

Da gut funktionierende Personen- und Giiter-
transportwege eine Voraussetzung fiir 6ko-
nomische, soziale und rdumliche Integration
sind, zielt die EU-Verkehrspolitik auf die Ent-
wicklung bzw. den Ausbau sauberer, sicherer
und effizienter Transportsysteme ab. Dabei
riickt die Ressourceneffizienz zunehmend in
den Mittelpunkt der Diskussion (KOM(2010)
2020 endgtiltig 2010: 18ff.). Die Bedeutung, die
die Férderung der europdischen Verkehrssys-
teme hat, wird nicht nur an der Vielzahl der
unterschiedlichen Arten von Verkehrstragern
deutlich, die in der EU-Verkehrspolitik Be-
achtung finden (Straenverkehrsnetz, Schie-
nennetz, Luftraum, Hochsee, Binnenwasser-
strallen), sondern auch am Ziel der Integrati-
on der modalen Netze (KOM(2011) 144 end-
giiltig 2011; TA2020 2011: 10). Dariiber hin-
aus wird die zukiinftige Rolle von ,Verkehrs-
kernnetzen‘ besonders herausgehoben. Das
Weilbuch Verkehr 2011 beschreibt ein Ver-
kehrskernnetz als ,,ein Netz von Korridoren,
die grole, konsolidierte Volumina im Giiter-
und Personenverkehr mit hoher Effizienz und
niedrigen Emissionen aufnehmen kénnen*
(KOM(2011) 144 endgiiltig 2011: 16).

Verstdndnis von Kernnetzen

Eine Studie zur Methodik der Planung von eu-
ropdischen Verkehrskernnetzen hat jedoch ge-
zeigt, dass es bisher noch keinen europaweiten
methodischen Ansatz gibt, um jenseits einer
politischen Diskussion die Verkehrskernnet-
ze zu definieren (De Ceuster u. a. 2010: 8). Die
Definition des Verkehrskernnetzes entspre-
chend des Weilbuches Verkehr (KOM(2011)
144 endgiiltig 2011: 16) ist in zweierlei Hin-
sicht raumrelevant: im Zusammenhang mit
der Trassenplanung und hinsichtlich der Be-
deutung der Stddte als Netzknoten.
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Seitens der verantwortlichen Generaldirektion
der EU-Kommission wird dies derzeit (noch)
nicht thematisiert. Es besteht lediglich die Auf-
fassung, dass die Verkehrskernnetze klaren eu-
ropdischen Zielen folgen und hdchste Prioritdt
genielen sollten. Dies gilt sowohl in der Ver-
kehrspolitik, der Kohdsionspolitik als auch in
anderen EU-Fachpolitiken (KOM(2009) 44
endgiiltig 2009: 14). Dariiber hinaus wird her-
vorgehoben, dass fiir die Realisierung des Ver-
kehrskernnetzansatzes eine addquate Bertiick-
sichtigung aller relevanten Akteure (,corridor
coordination approach‘) wichtig ist, damit si-
chergestellt werden kann, dass Verkehrskern-
netze entwickelt werden, die fiir alle Betrof-
fenen akzeptabel und gleichzeitig technolo-
gisch, 6konomisch und finanziell realistisch
sind (KOM(2009) 44 endgiiltig 2009: 17).

Deshalb wird bei der Entwicklung der raum-
politischen Ansatzpunkte und Handlungs-
empfehlungen insbesondere auf unterschied-
liche Moglichkeiten zur Einbindung der rele-
vanten Akteure unter Beriicksichtigung der
rdumlichen Aspekte eingegangen. Dies er-
scheint umso wichtiger, als einzelne der il-
lustrierenden Beispiele zeigen, wie die Ein-
bindung relevanter Akteure zum Erfolg oder
Misserfolg beitragen kann.

Mehrdimensionale fachpolitische Relevanz
von Kernnetzen

Die bisherigen Ausfithrungen haben bereits
deutlich gemacht, dass nicht nur die Ver-
kehrsnetze im Allgemeinen, sondern insbe-
sondere die Verkehrskernnetze raumrelevan-
te Effekte mit sich bringen, z. B. mit Wirkun-
gen auf die regionale Wirtschaft, die Umwelt
und soziale Entwicklungen. Gleichzeitig wird
den Verkehrsnetzen eine besondere Bedeu-
tung fiir regionale Entwicklungsoptionen zu-
geschrieben, so dass es nicht verwunderlich
ist, dass allein fiir die Planung und Realisie-
rung der Verkehrskernnetze verschiedene Fi-
nanzierungsquellen zur Verfiigung stehen. Ne-
ben dem TEN-T-Budget konnen fiir die Ver-
kehrskernnetze insbesondere Mittel des Ko-
hidsionsfonds sowie des EFRE verwendet wer-
den. Somit dienen Mittel der Kohésions- und
der Regionalpolitik ebenfalls dem Ausbau von
Verkehrs(kern)netzen. Damit ergibt sich fiir
die Verkehrskernnetze eine mehrdimensio-
nale fachpolitische Verankerung in Verkehrs-,
Kohésions- und Regionalpolitik.
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4.3.2 Raumpolitische Ansatzpunkte und
Handlungsempfehlungen

Die unmittelbaren Auswirkungen, die sich aus
Verkehrsinfrastrukturplanungen und -investi-
tionen ergeben, betreffen alle raumlichen Ebe-
nen. Dies gilt auch fiir die Verkehrskernnetze.
Allein schon durch den infrastrukturellen Ein-
griffist die lokale Ebene immer betroffen, auch
wenn dies insbesondere bei Kernnetzen nicht
unbedingt in aller Konsequenz von vornherein
wahrgenommen wird, was beispielsweise am
Projekt Stuttgart 21 deutlich wird.

Andere Beispiele machen deutlich, dass so-
wohl die horizontale und vertikale Einbin-
dung aller betroffenen Akteure als auch eine
umfassende Analyse der rdumlichen Effekte
vor Planungs- und Bauverzdgerungen sowie
spéteren Anpassungsmalinahmen schiitzen
koénnen. Gleichwohl ist ein derartig integrier-
tes Vorgehen keine Garantie fiir die Vermei-
dung solcher Probleme, sollte jedoch zu de-
ren Reduzierung beitragen.

Diese Beispiele zeigen, dass Kommunikation
und Dialoge eine groe Rolle fiir die erfolg-
reiche Integration rdumlicher Zielsetzungen
spielen. Diese bediirfen dariiber hinaus einer
entsprechenden Kompetenzverteilung, um die
angemessene Partizipation aller Betroffenen
sicherzustellen.

Weitere Beispiele einer derartig integrativen
und partizipativen Herangehensweise sind
z. B. die INTERREG IVB-Projekte Code 24 im
Nordwesteuropdischen Kooperationsraum,
welches auf die ,interconnection of economic
development, spatial, transport and ecologi-
cal planning along the trans-European rail-
way axis (TEN-T) no. 24 from Rotterdam to Ge-
noa“ (www.code-24.eu) abzielt, sowie Scan-
dria im Ostseeraum. Letzteres zielt darauf ab,
zur Entwicklung eines innovativen Transport-
korridors von Skandinavien bis zur Adria bei-
zutragen (www.scandriaproject.eu/).

Zusammenfassend lassen sich drei kritische
Aspekte nennen, die den gemeinsamen Kern
von Verkehrskernnetzplanungen darstellen
sollten:

e Raumorientierte Analysen zur Formulie-
rung von rdumlich relevanten Zielsetzun-
gen und unter Beriicksichtigung raumli-
cher Wirkungen

e Integrative Planungvon Verkehrskernnet-
zen, d. h. die Planungistimmer im Zusam-
menhang mit weiteren (Infrastruktur)Pro-
jekten auf unterschiedlichen Ebenen zu
sehen, ggf. auch unter Einbeziehung des
lokalen OPNV (de Meer und Ribalaygua
2011: 177f)

Integrative horizontale und vertikale Ab-
stimmungsprozesse, um einen breiten
Konsens zu erzielen und damit langfristig
Effizienzgewinne zu realisieren.

Anhand des Beispiels des vergleichsweise breit organisierten Pro-
tests gegen Stuttgart 21 lassen sich verschiedene potenzielle Mén-
gel bzgl. der Planungs- und Beteiligungsprozesse aus Sicht der Pro-
jektgegner aufzeigen (vgl. dazu www.kopfbahnhof-21.de). Aus raum-
licher Sicht erscheinen insbesondere die folgenden Punkte bedeu-
tend zu sein:

e Die Entscheidung fur Stuttgart 21 wird in der Region um Stuttgart
gleichzeitig als Entscheidung gegen andere transnationale Tras-
sen und kleinere Projekte angesehen, denen ein héherer Nutzen
fur die regionale Bevolkerung zugesprochen wird

e Es werden zahlreiche Planungsmangel kritisiert, die unrealisti-
sche Annahmen und Details enthalten. Zu diesen Mangeln ge-
hort neben notwendigen Neuberechnungen der Grundwasse-
rentnahme ohne neues Planfeststellungsverfahren u. a. eine
Sondergenehmigung durch Ministererlaubnis

e FEs wird beklagt, dass ein integraler Taktfahrplan in Stuttgart als
Verkehrsknotenpunkt nicht mehr méglich sein wird, was zu lange-
ren Reisezeiten im Regionalverkehr v. a. fur Pendler fuhrt.

e Als weitere Kritikpunkte werden von den Gegnern mangelnde
Burgerbeteiligung und mangelnde Berucksichtigung des Burger-
willens genannt.

Das aktuelle Operationelle Programm Verkehr EFRE Bund 2007-
2013 (BMVBS 2007) weist verschiedene Elemente des ,place-based
approach* auf. Es dient der Budgetierung und der Festlegung von
Auswahlverfahren der aus dem EFRE zu férdernden Verkehrsprojek-
te innerhalb der vom Bundesverkehrswegeplan vorgegebenen Inf-
rastrukturplanungen. Die EU-Mittelvergabe folgt dabei europaischen
Zielsetzungen und zielt auf die Verbesserung der Uberregionalen
Verkehrsinfrastruktur als Potenzialfaktor einer nachhaltigen Regio-
nalentwicklung (BMVBS 2007: 14). Das OP zeichnet sich durch zwei
wichtige Schritte hin zum ,place-based approach‘ aus: einer raum-
lich orientierten Analyse, einschlieBlich der Identifizierung von Kon-
flikten zwischen den raumrelevanten Zielsetzungen, sowie der Kom-
bination von GroB- und Kleinprojekten. Darlber hinaus zeigt dieses
Beispiel Moglichkeiten fur mehrstufige ressortlbergreifende Abstim-
mungsprozesse auf, indem alle relevanten Ministerien unter Leitung
des BMVBS inkl. der zustandigen Fachreferate sowie die Verkehrs-
ressorts der beteiligten Bundeslander, die Umweltbehérden auf Bun-
des- und Landerebene, die DB Netz AG sowie Wirtschafts- und So-
zialpartner und Umweltorganisationen eingebunden waren (BMVBS
2007: 171).
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Die Hochgeschwindigkeitsbahnverbindung Bretagne - Loiretal
(www.rff.fr und www.lgv-bpl.org) wird durch Neubau einer entspre-
chenden Bahntrasse realisiert. Sie ist die Verlangerung der bisheri-
gen Hochgeschwindigkeitsstrecke zwischen Paris und Le Mans. Das
Projekt dient der Verbesserung der Erreichbarkeit der westlichen
Landesteile und ist in weitere BahnentwicklungsmaBnahmen in der
Bretagne eingebettet. Es wurde im Rahmen einer umfassenden Ak-
teursbeteiligung sowohl horizontal zwischen den nationalen Minis-
terien (Staats-, Energie-, Umwelt- und Entwicklungsministerium so-
wie die RFF) als auch vertikal von der nationalen Ebene bis zur lokal
betroffenen Bevolkerung entwickelt. Insbesondere die vertikale Ak-
teursbeteiligung hat sich aufgrund der franzésischen Kompetenzver-
teilung fur Hochgeschwindigkeitsnetze ergeben (de Meer und Riba-
laygua 2011: 176). DarUber hinaus wurden verschiedene Strecken-
verlaufe unter Bericksichtigung unterschiedlicher Effekte und Inte-
ressen gegeneinander abgewogen und eine Lésung gesucht, die
den Bedurfnissen der Region entspricht, was fur eine adaquate Be-
rucksichtigung der rAumlichen Wirkungen spricht.

Vertikale und horizontale Dialoge

Die Veroffentlichung des ROB, die Planun-
gen fiir die nachste Forderperiode der Struk-
turfonds sowie die anstehende Uberarbeitung
des Bundesverkehrswegeplans bieten giinsti-
ge Gelegenheiten, um mit den verantwortli-
chen Akteuren der Verkehrskernnetze in Dia-
log zu treten und rdumliche Interessen in der
Entwicklung der EFRE-Verkehrsprogramme

der Lander zu berticksichtigen.

Es bestehen sowohl auf EU-Ebene als auch auf
Bundes- und Linderebene verschiedene An-
satzpunkte fiir diese Dialoge. Sie betreffen ei-
nerseits die Entwicklung von Richtlinien fiir
Verkehrsplanung und Programmentwicklung,
andererseits aber auch die Programmentwick-
lung selbst. Auf EU-Ebene bestehen Ansatz-
punkte im Zusammenhang mit der neu ge-
schaffenen Connecting Europe Facility. Die
Connecting Europe Facility soll die bisheri-
ge EFRE-Kohésionspolitik ergdnzen und zielt
explizit auf die Entwicklung moderner und
hochgradig leistungsfahiger transeuropédischer
Energie-, Transport- und Kommunikations-
netze ab (COM(2011) 665 2011: 55). Dement-
sprechend sollte eine explizite Verkniipfung
der EFRE-Programme mit dieser Fazilitit an-
gestrebt werden, sofern diese in Deutschland
eingefiihrt wird. Dies konnte beispielsweise
tiber einen Dialog rdumlicher Zielvorstellun-
gen im TEN-Ausschuss der Mitgliedstaaten re-

alisiert werden.
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EU-Programme und
Bundesverkehrswegeplan

Ein weiterer Ansatzpunkt bzgl. der Verkehrs-
netze insgesamt besteht auf EU-Ebene im
Rahmen der INTERREG B-Programmriume,
insbesondere bzgl. der bevorstehenden Pro-
grammentwicklung. Dies gilt umso mehr, als
hier bereits auf positive Beispiele zuriickge-
griffen werden kann, die es in der Program-
mentwicklung und -formulierung systema-
tisch zu implementieren gilt. Die sektoriiber-
greifenden Erfahrungen von INTERREG soll-
ten genutzt werden, um fiir eine fachpolitik-
iibergreifende Herangehensweise zu werben.
Dariiber hinaus sollte auf Bundes- und Lan-
desebene verdeutlicht werden, dass INTER-
REG-Projekte genutzt werden kénnen, um auf
die tatsdchlichen Bediirfnisse in den Regio-
nen zu reagieren. Dies kann {iber verschiede-
ne Dialoge realisiert werden, in die neben dem
BMVBS (inklusive der zustdndigen Fachrefe-
rate) die Verkehrsressorts der beteiligten Bun-
desldnder, die Umweltbehdrden auf Bundes-
und Lianderebene, ggf. die DB Netz AG sowie
Wirtschafts- und Sozialpartner und Umwelt-
organisationen eingebunden werden sollten,
um ein moglichst breites Spektrum raumrele-
vanter Interessen zu bertiicksichtigen.

Auf nationaler Ebene steht mit der Entwick-
lung des ndchsten Bundesverkehrswegeplans
eine konzeptionelle Weiterentwicklung der
deutschen Verkehrspolitik bevor, in der die
raumbezogenen Ansétze des Weilbuchs Ver-
kehr unter Beriicksichtigung der iiberarbeite-
ten TEN-T-Leitlinien (vgl. COM(2011) 650/2
2011) integriert und weiterentwickelt werden
konnen. Die Implementierung dieser Ansétze
sollte in den Landesverkehrsplanungen sowie
den verkehrlichen Bestandteilen der EFRE-
Landesprogramme analoge Beriicksichtigung
finden und unter Einbeziehung des BMWi rea-
lisiert werden. Wie bereits fiir INTERREG ver-
deutlicht, geht es auch bei der Entwicklung der
Landesprogramme um eine horizontale und
vertikale Integration der aus raumlicher Sicht
beteiligten Akteure.

Diese Ansatzpunkte stehen im Einklang mit
den in der Delphi-Befragung identifizierten
Potenzialbereichen zur Integration rdumlicher
Belange in Infrastrukturmafnahmen: Neben
der konkreten Zusammenarbeit zur Raument-
wicklung wurde fiir diese MaBnahmen die Be-
einflussung zukiinftiger Programme am hdu-
figsten genannt. Bisher scheint diese Integra-
tion, laut Delphi-Befragung, hauptsichlich an
einer mangelnden Abstimmung der Fachpoli-
tiken sowie an einem Mangel an Informatio-
nen zu scheitern (jeweils 20-25 % der Befrag-
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ten gaben diese Griinde bzgl. Infrastruktur-
entwicklungen an). Deshalb wird fiir die oben
dargestellten Ansatzpunkte u. a. eine koordi-
nierte Abstimmung der verkehrspolitischen
Elemente von Verkehrs-, Kohédsions- und Re-
gionalpolitik eingefordert.

4.4 Verkehrsiiberlastung in
Ballungsrdumen

Die Entwicklung von Transportsystemen hat
unmittelbare rdumliche Auswirkungen, wie
bereits in der Diskussion zu den Verkehrskern-
netzen deutlich geworden ist. Zur Verbesse-
rung der Konnektivitdt in Europa ist es jedoch
nicht hinreichend, die transeuropédischen Ver-
kehrsverbindungen und Sekundéirnetze aus-
zubauen. Vielmehr muss auch die lokale Er-
reichbarkeit innerhalb der Stddte, zu Flugha-
fen, Bahnhofen etc. effizient gestaltet werden,
um Staus zu vermeiden und die Integration
der verschiedenen Verkehrstriger zu fordern
(Deutscher Verband fiir Wohnungswesen,
Stddtebau und Raumordnung e.V. 2009: 23).
Wie bereits in Abschnitt 4.3 dargestellt, weist
die TA2020 auf verschiedene Beziehungen
zwischen Verkehrssystemen und den rdum-
lich relevanten Herausforderungen hin, die
auch im Zusammenhang mit der Verkehrs-
tiberlastung in Ballungsrdumen relevant sind.

Aufgrund der Kombination von vielféltigen
Herausforderungen, denen sich die Stiddte
stellen miissen, mit unterschiedlichen Funk-
tionen, die Stadte wahrnehmen, lésst sich fiir
das Thema der Verkehrsiiberlastung ein Be-
zug zu zwei Prioritdten der TA2020 herstel-
len. Die Prioritédt 2 wirbt u. a. fiir eine integ-
rierte Entwicklung von Stdadten und befiirwor-
tet alle Manahmen, die helfen, damit ,Stad-
te als Motor einer intelligenten, nachhaltigen
und integrativen Entwicklung fungieren und
zu attraktiven Wohn- und Arbeitsorten so-
wie zu Magneten fiir Besucher und Investo-
ren werden. Daher empfehlen wir die Nutzung
eines integrierten, mehrstufigen Ansatzes fiir
die Stadtentwicklungs- und -erneuerungspo-
litik“ (TA2020 2011: 8). Ergidnzt wird dies um
die explizite Forderung nach Multimodalitat
im zweiten Absatz der Prioritdt 5: , Wir spre-
chen uns fiir effektive intermodale Verkehrslo-
sungen insbesondere in stddtischen Regionen,
kombinierte See-/ Landverkehrsverbindungen
und effiziente Verbindungen zwischen Flug-
hifen und Bahnhofen aus® (TA2020 2011: 10).

In Kombination dieser Prioritdten wird damit
in der TA2020 fiir MaBnahmen geworben, die
sowohl die durch den Verkehr entstehenden

Belastungen vermindern als auch die Integra-
tion der verschiedenen Verkehrssysteme ver-
bessern. Dies steht in Einklang mit der Leit-
initiative eines ressourcenschonenden Euro-
pas in der Europa 2020-Strategie, die ein in-
telligentes Verkehrsmanagement im Rahmen
der Zielsetzung des nachhaltigen Wachstums
fordert (KOM(2010) 2020 endgiiltig 2010: 18).
Dabei wird jedoch nicht explizit auf die stadti-
sche Dimension eingegangen, sondern nur all-
gemein die Problematik des Verkehrsmanage-
ments auf die Tagesordnung gehoben.

4.4.1 Politischer Kontext

Die Verkehrsiiberlastung in Ballungsrdumen
hat vielfdltige Dimensionen. Verkehre aus den
unterschiedlichsten Motivationen treffen in
Ballungsrdumen zusammen. Sie nutzen alle
dort verfiigbaren Transportmodi, die von
Fahrriddern iiber diverse motorisierte Fortbe-
wegungsmittel und den OPNV bis hin zu Fern-
bahnen und Flugzeugen reichen. In Ballungs-
rdumen kommt es zu einer besonders hohen
Verkehrsdichte und temporéren Uberlastun-
gen, die zu Stop-and-go-Verkehr und Ver-
kehrsstillstand fithren (vgl. z. B. Beckers u.
a. 2007: 33ff.). Die Verkehrsdichte und damit
die Gefahr der Verkehrsiiberlastung potenziert
sich in Stddten mit Gateway-Funktionen (vgl.
z. B. Hoppe 2006).

Diese Uberlastungen gehen einher mit Be-
lastungen der Luftqualitdt und Larm. Sie ver-
schlechtern die Lebensqualitidt der Bevolke-
rung in Ballungsrdumen und fiithren fiir den
Verkehr und die Verkehrsteilnehmer selbst
zu zusédtzlichen Kosten (vgl. Beckers u. a.
2007: 38). Verschirft wurden diese Tenden-
zen in den letzten Jahrzehnten durch sied-
lungsstrukturelle Entwicklungen und neue
Lebens- und Arbeitsformen, die zu ldangeren
und/oder hdufigeren Wegen im Personenver-
kehr gefiihrt haben. Die Menschen sind mo-
biler als friiher, sie sind mehr unterwegs und
teilweise gibt es fiir sie keine Alternativen zur
Benutzung von Kfz. Die verschiedenen Aspek-
te der stddtischen Mobilitit, die Ursachen fiir
die sich ergebende Verkehrsiiberlastung und
die Zusammenhédnge zwischen méglichen Ur-
sachen und Wirkungen wurden in den vergan-
genen Jahren von einer Reihe von Autoren in-
tensiv diskutiert (vgl. z. B. Dalkmann, Lanzen-
dorf, und Scheiner 2004; Hesse und Kalten-
brunner 2005; Holz-Rau und Scheiner 2005;
Kutter 2005; Topp 2003).
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Ansditze zur Reduzierung der Belastung

Ergédnzt werden diese Studien zu Ursachen
und Wirkungen der Verkehrsiiberlastung in
Ballungsrdaumen durch Analysen zum Um-
gang mit dem Verkehr. Dabei wird z. B. der
Einsatz von Telematik fiir eine effizientere
und umweltvertrdgliche Gestaltung des Ver-
kehrs diskutiert (Halbritter u. a. 2002). Ande-
re diskutierte Themen sind das Verkehrsma-
nagement, welches zwischen Verkehrssteue-
rung, -leitung, -lenkung und -information un-
terscheidet (Rapp 2008: 111f.), sowie neue Ver-
kehrsdienstleistungen, die beispielsweise In-
termodalitédt fordern sollen (vgl. z. B. Stolzle
und Hoffmann 2006).

In der politischen Diskussion spielen Infra-
strukturausbau und -anpassung, Malinah-
men zur Verbesserung der Intermodalitdt
und der Reduzierung der verkehrlich verur-
sachten Emissionen, Etablierung von Anreiz-
strukturen sowie weiche Mafnahmen eine
Rolle. Das Weillbuch Verkehr der Européi-
schen Kommission formuliert insgesamt drei
Oberziele fiir einen wettbewerbsorientierten
und ressourcenschonenden Verkehr, die u. a.
auch auf eine Verringerung der Verkehrsiiber-
lastung in Ballungsrdumen abzielen und meh-
rere der oben genannten MaBnahmen umfas-
sen (KOM(2011) 144 endgiiltig 2011: 10f.):

e Entwicklung und Einfiihrung neu-
er und nachhaltiger Kraftstoffe und
Antriebssysteme

e Optimierung der Leistung multimoda-
ler Logistikketten, unter anderem durch
stirkere Nutzung energieeffizienterer
Verkehrstrager

e Steigerung der Effizienz des Verkehrs und
der Infrastrukturnutzung durch Informa-
tionssysteme und marktgestiitzte Anreize.

Verkehrsiiberlastung in der Verkehrs- und
Regionalpolitik

Auf europdischer Ebene sind Fragen der Ver-
kehrsiiberlastung in Ballungsrdumen prinzi-
piell in den Generaldirektionen fiir Mobilit4t
und Verkehr sowie fiir Regionalpolitik ange-
siedelt. Die CIVITAS-Initiative (CIty-VITAlity-
Sustainability) ist ein Programm der General-
direktion Mobilitdt und Verkehr. Mit dieser In-
itiative mochte die EU-Kommission dringen-
de Verkehrsprobleme in Stddten 16sen, die im
Aktionsplan urbane Mobilitdt in insgesamt 20
Aktionen niedergelegt sind (KOM(2009) 490
endgiiltig 2009) und dessen Implementierung
im Laufe des Jahres 2012 evaluiert werden
soll. Um dringende stddtische Verkehrspro-
bleme zu l6sen, werden innerhalb von CIVI-
TAS Umsetzungen integrierter Strategien ge-
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fordert und bewertet, die auf einen nachhalti-
gen stiddtischen Nahverkehr abzielen und sich
integrierter Losungsansitze bedienen. Diese
umfassen technische, energiebezogene und
verkehrspolitische Aspekte (vgl. www.civitas-
initiative.eu).

Eine zweite Verankerung der Problemlésung
von Verkehrsiiberlastungen in Ballungsrau-
men ist auf EU-Ebene innerhalb von UR-
BACT II moglich, welches den Austausch und
das Lernen im Sinne einer nachhaltigen Stadt-
entwicklung fordert und aus Mitteln des EFRE
und der Mitgliedsldnder finanziert wird. Das
Programm hilft den Stddten bei der Entwick-
lung pragmatischer Losungen, die verschie-
dene Dimensionen der stddtischen Entwick-
lung integrieren und gleichzeitig innovativ
und nachhaltig sind (vgl. www.urbact.eu). Ob-
gleich einzelne Themenfelder den Bezug zum
(inner)stadtischen Verkehr ermdoglichen, gibt
es gegenwdrtig jedoch keine entsprechenden
Projekte.

Die derzeitigen Formulierungen der Verord-
nungsvorschldge zum EFRE und zur territoria-
len Zusammenarbeit legen nahe, dass es auch
in Zukunft entsprechende Finanzierungsmog-
lichkeiten im Rahmen der Strukturfonds ge-
ben wird. So wird in dem Verordnungsvor-
schlag zum EFRE eine ,stirkere Fokussierung
auf nachhaltige Stadtentwicklung (...) durch
die Zweckbindung von mindestens 5 % der EF-
RE-Mittel“ vorgesehen (KOM(2011) 614 end-
giiltig 2011: 6). Und im Rahmen der Investiti-
onspriorititen werden explizit MaBnahmen
zur ,Entwicklung umweltfreundlicher Ver-
kehrssysteme mit geringen CO2-Emissionen
und Forderung einer nachhaltigen stddtischen
Mobilitdt“ genannt (KOM(2011) 614 endgiil-
tig 2011: 14).

Dariiber hinaus gibt es lokale Initiativen, die
keine spezielle fachpolitische Férderung er-
halten, sondern durch kommunale MalSnah-
men ermdglicht werden. Dies ist ein Beleg da-
fiir, dass der stdadtische Verkehr immer noch
tiberwiegend als ein lokales Problem aufge-
fasst wird, welches entsprechend der vertika-
len Kompetenzverteilung auch kommunal zu
16sen ist. Gleichwohl kann die européische Zu-
sammenarbeit, insbesondere durch gegensei-
tiges Lernen, innovative Losungen entwickeln
und verbreiten.

4.4.2 Raumpolitische Ansatzpunkte und
Handlungsempfehlungen

Die Bewiltigung innerstddtischer Verkehrs-
belastungen bedarf in erster Linie eines inte-
grativen Ansatzes auf kommunaler Ebene, wie
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am Beispiel des Verkehrsentwicklungsplanes
von Miinchen deutlich wird. Die lokalen Be-
dingungen sind entscheidend fiir den jeweili-
gen Ansatz zur Reduzierung der Verkehrsbe-
lastung. Dies ist nicht nur abhingig von der
GroRe des Ballungsraumes, sondern auch von
den bisher getétigten Infrastrukturmafnah-
men, der Wahrnehmung der Verkehrsbelas-
tung, der stddtischen Funktionen, der 6ffent-
lichen Bereitschaft zu Verhaltensdnderungen
usw.

Die Bedeutung, die moglichen Verhaltensin-
derungen zukommt, wird anhand des zweiten
Beispiels ,Cycle and Win‘ deutlich, welches ex-
plizit auf Verhaltensdnderungen der lokalen
Bevolkerung abzielt.

Vertikale Dialoge mit Kommunen

Zur Verminderung der stddtischen Verkehrs-
belastung bedarf es innovativer Lésungen auf
Grundlage einer vorhergehenden Definition
von rdumlichen Zielen und Bedarfsanalysen
- einem ,place-based approach’. Demzufolge
miissen alle Ansatzpunkte fiir Interventions-
potenziale von der kommunalen Ebene ausge-
hen. Die nationale Ebene kann sich vor allem
als Moderator bzw. ,Kommunikationszentra-
le’ anbieten. An diesem Prozess kénnte auf po-
litischer Ebene neben dem BMVBS beispiels-
weise der Deutsche Stddtetag beteiligt wer-
den. Das wissenschaftliche Pendant kénnten
u. a. das BBSR und das Difu bilden. Auf die-
se Weise wiirden nationale Erfahrungen und
Wissen gebiindelt und fiir die Stddte nutzbar
gemacht werden.

Besonders geeignet ist in diesem Zusammen-
hang die Plattform der Nationalen Stadtent-
wicklungspolitik. Obgleich innerhalb die-
ser Plattform u. a. Projekte zu den Themen-
schwerpunkten Klimaschutz und Wirtschaft
gefordert werden, gibt es bisher keinen (expli-
ziten) Bezug zu innerstidtischen Verkehrspro-
blemen. Dabei bietet sich die Integration eines
entsprechenden verkehrlichen Schwerpunk-
tes im Rahmen der nationalen Stadtentwick-
lungspolitik an, da die Gestaltung des Verkehrs
grundlegend fiir die zukiinftige Entwicklung
von lebendigen und innovativen Stddten ist.
Diese Integration entspréche den in den Bei-
spielen genannten Erfolgsfaktoren. Auf diese
Weise wiirden die kommunalen und nationa-
len Erfahrungen im Sinne einer integrierten
Herangehensweise und des ,place-based ap-
proach’ kombiniert werden. Dies bedarf auf-
grund der Verteilung der Zustdndigkeiten ei-
ner informellen, intra-ministeriellen Zusam-
menarbeit und kénnte das Verstdndnis vom

territorialen Zusammenhalt innerhalb des
BMVABS verbreitern. Entsprechende Pilotpro-
jekte konnten dann unterschiedliche Stddte-
strukturen aufgreifen, die sich fiir unterschied-
liche Manahmen eignen.

Der Verkehrsentwicklungsplan Miinchen 2006 (Landeshauptstadt
Munchen 2006: 8) wurde als Orientierungsrahmen fur eine nachhal-
tige und umweltorientierte Verkehrsentwicklung in Minchen entwi-
ckelt, um eine vorausschauende Planung zu erméglichen, die zu-
kunftige Entwicklungserfordernisse im Verkehr bertcksichtigt. Die
Ziele der Verkehrsentwicklung wurden aus den Zielen der Stadtent-
wicklung und der Regionalentwicklung, im Sinne einer integrativen
Herangehensweise, hergeleitet. Dabei erhielten MaBnahmen zur Ver-
kehrsverminderung und Verkehrsverlagerung auf umweltgerech-

te Verkehrsmittel die héchste Prioritdt und wurden erganzt um MaB-
nahmen zur Verbesserung der Verkehrsbedingungen fur den Wirt-
schaftsverkehr sowie eine stadtvertragliche Organisation des nicht
vermeidbaren Kfz-Verkehrs. Auf dieser Grundlage wurde eine Reihe
von Handlungen und Handlungsfeldern formuliert, die sowohl infra-
strukturelle Anpassungen als auch weiche MaBnahmen und finanzi-
elle Anreizsysteme umfassen. Eine breite Vielfalt lokaler Akteure war
an der Planentwicklung beteiligt und trug zur horizontalen Integration
bei. Dies umfasste neben kommunaler Verwaltung und Politik auch
Trager offentlicher Belange sowie verschiedene Institutionen, Fach-
verbande und die Offentlichkeit.

Das Beispiel Cycle and win (www.fietsberaad.nl und www.fiets-en-
win.nl) ist ein Entgeltsystem fur die Nutzung des Fahrrades fur Fahr-
ten in die Innenstadt in bisher drei niederlandischen Stadten. Durch
die Nutzung des Fahrrades anstelle des Autos soll die innerstadti-
sche Verkehrssituation entlastet und die Luftqualitat verbessert wer-
den. Es ist ein Projekt in Zusammenarbeit zwischen der jeweili-

gen Kommune und dem niederlandischen Kompetenzzentrum fur
Radfahren. Das auf nationaler Ebene prinzipiell vorhandene Know-
how des Kompetenzzentrums, welches u. a. auf Marktanalysen be-
ruht, wurde in diesem Projekt mit lokal abgestimmten Konzepten
kombiniert.

EFRE-Landesprogramme

Ergidnzend dazu sollte die konzeptionelle Ver-
kehrspolitik der Lander die stadtische Dimen-
sion explizit machen, indem sie in ihren Dis-
kussionen zum zukunftsfahigen Verkehr und
zu moglichen Szenarien zukiinftiger Mobilitédt
speziell auf die Verkehrsiiberlastung in Stad-
ten eingeht. Dies konnte beispielsweise bei
der Formulierung der Landesprogramme des
EFRE bertiicksichtigt werden. Dafiir sind die
Landesverkehrsminister wichtige Ansprech-
partner. Auf diese Weise konnten ebenfalls
die Erfahrungen und Wissensstidnde der un-
terschiedlichen Raumebenen zusammenge-
fithrt werden.

Insbesondere im Zusammenhang mit der
»Festlegung einer Liste von Stddten, in denen
integrierte Mallnahmen fiir eine nachhalti-
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ge Stadtentwicklung durchgefiihrt werden“
(KOM(2011) 614 endgiiltig 2011: 6), ist die Zu-
sammenarbeit zwischen Bundes- und Landes-
verkehrsministerien notwendig. Diese sollte
unter Beriicksichtigung des Ziels des territori-
alen Zusammenbhalts erfolgen, zumal die Lis-
te entsprechend des gegenwértigen EFRE-Ver-
ordnungsvorschlags im Rahmen der zu entwi-
ckelnden Partnerschaftsvertrige zu erstellen
ist (KOM(2011) 614 endgiiltig 2011: 16).

Somit gilt es fiir die Losung von Verkehrsiiber-
lastungen in Ballungsrdaumen seitens der na-
tionalen Ebene sowohl formelle (Partner-
schaftsvereinbarung) als auch informelle An-
sdtze (Forum Nationale Stadtentwicklungspo-
litik) zu verfolgen. Die vertikale Integration be-
darf dabei des Einschlusses aller Ebenen, von
der nationalen Ebene iiber die Linderebene
bis hin zur Ebene der Kommunen. Gleichzeitig
bedarfes einer horizontalen (Sektor iibergrei-
fenden) Integration. Auf diese Weise wiirde die
Bedeutung des territorialen Zusammenhalts
bzgl. der stddtischen Lebensqualitét auf eine
breitere Basis gestellt.

4.5 Anpassung von Infrastrukturen
an Herausforderungen des
Klimawandels

Obwohl der Klimawandel und die Anpassung
an selbigen im Rahmen des transeuropdischen
Risikomanagements einen wichtigen Stellen-
wert in der TAEU haben, wurden bislang kaum
explizit rdumliche Ziele fiir die Klimapolitik
formuliert. Der Fokus der Ziele richtet sich auf
regionsiibergreifende und verschiedene Fach-
politiken integrierende Ansédtze zum Umgang
mit den - regional unterschiedlichen — Folgen
des Klimawandels (TAEU 2007: 6). Auch die
TA2020 wird bei diesem Thema nicht kon-
kreter. Hier wird als Reaktion auf die Heraus-
forderungen des Klimawandels lediglich die
rdumliche Abstimmung der Fachpolitiken ge-
fordert (TA2020 2011: 6).

Allerdings zdhlen die 20-20-20-Klimaschutz-/
Energieziele zu den fiinf Kernzielen der Euro-
pa 2020-Strategie (KOM(2010) 2020 2010) und
werden im Rahmen der Leitinitiative ,Res-
sourcenschonendes Europa“ (KOM(2011) 21
2011) in differenzierter Weise verankert. Die
Anpassung an den Klimawandel stellt hier-
bei einen wichtigen Aspekt dar, der auch im
Entwurf zum neuen Mittelfristigen Finanz-
rahmen der EU (MFR) hervorgehoben wird
(KOM(2011) 500 endgiiltig Teil I 2011). Da-
nach sollen 20 % aller Ausgaben des zukiinf-
tigen EU-Haushalts eine Klimakomponente
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aufweisen, sich also entweder positiv auf den
Klimaschutz oder auf die Anpassung an den
Klimawandel auswirken.

In den Entwiirfen der EU-Kommission zu den
Struktur- und Kohisionsfonds sind die The-
men Klimaschutz und Anpassung an den Kli-
mawandel mit hohem Stellenwert in Form von
Investitionsprioritdten und im Falle des EFRE
auch in Form von Budgetquoten eingegangen
(KOM(2011) 614 endgiiltig 2011, KOM(2011)
615 endgiiltig 2011).

Die Integration rdumlicher Aspekte in politi-
sche Strategien und Ziele wird in der Delphi-
Befragung als der relevanteste Ansatzpunkt
beziiglich der Anpassung an den Klimawan-
del eingestulft.

4.5.1 Politischer Kontext

Die Herausforderungen des Klimawandels
und der Anpassung an selbigen betrifft nicht
eine einzelne, sondern mehrere Fachpolitiken
wie z. B. die Energie- und die Verkehrspolitik
oder die Stadtentwicklung. Die Klimapolitik
selber ist aufgrund ihres Fachpolitik iibergrei-
fenden Charakters auf EU-Ebene erst seit Kur-
zem in einer eigenen Generaldirektion veran-
kert, in Deutschland fallt sie schwerpunktma-
Rigin den Kompetenzbereich des Bundesum-
weltministeriums. Im Zusammenhang der in
diesem Kapitel im Zentrum stehenden An-
passung von Infrastrukturen an den Klima-
wandel kommt Raumforschung und Raum-
planung zukiinftig eine zunehmende Bedeu-
tung zu, um die rdumlich unterschiedliche Be-
troffenheit besser erfassen und abbilden sowie
entsprechende rdumlich integrierte Losungs-
ansédtze (Strategien, Plane, Projekte) entwi-
ckeln zu kénnen. Die Fragestellung in Bezug
auf die bessere Integration raumlicher Aspek-
te zur Anpassung von Infrastrukturen an den
Klimawandel betrifft hier also neben diversen
Fachpolitiken auch die Raumplanung selbst.

Um den Klimawandel zu bewdéltigen, bedarf
es einer zweigleisigen Reaktionsstrategie: Zum
einen ist es notig, KlimaschutzmaBnahmen
zu ergreifen, d. h. die Emissionen von Treib-
hausgasen zu senken, um die Folgen des Kli-
mawandels so gering wie mdglich zu halten.
Zum anderen miissen Anpassungsstrategien
entwickelt, umgesetzt und verbreitet werden,
um den unvermeidbaren Folgen des Klima-
wandels entgegenzutreten (vgl. KOM(2009)
147 endgiiltig 2009: 3). Besonders wertvoll
sind Anpassungsmalnahmen, die gleichzei-
tig dem Klimaschutz dienen und so Synergie-
effekte mit sich bringen. Dies gilt beispielswei-
se fiir Dach- und Fassadenbegriinungen, die
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erstens im Sinne der Anpassung an den Klima-
wandel fiir eine Abkiihlung sogenannter Hot
Spots fiihren und zweitens durch die Sauer-
stoffproduktion der Pflanzen und die Ver-
ringerung der technischen Kiithlung fiir eine
Emissionsreduktion von CO2 sorgen.

Wichtige Erfahrungen aus
Klimaanpassungsmafsnahmen in dicht
bebauten Ridumen

Der Fokus dieses Kapitels wird auf solche As-
pekte der Anpassung von Infrastrukturen an
den Klimawandel gerichtet, zu denen Raum-
forschung und Raumplanung entweder eigen-
stdndige Beitrdge leisten oder im Sinne eines
integrierten rdumlichen Vorgehens unterstiit-
zende und koordinierende Leistungen erbrin-
gen konnen. Daher soll im Folgenden das The-
ma der KlimaanpassungsmafSnahmen in dicht
bebauten Raumen (GroBstddte/ Gewerbege-
biete) in Bezug auf Anforderungen, Instru-
mente und Umsetzung von Mallnahmen so-
wie im Kontext der Europdischen Struktur-
und Kohisionspolitik, im Zentrum der Auf-
merksambkeit stehen. Dies erscheint deswegen
besonders vielversprechend, weil Infrastruk-
turvorhaben auch von der Raumordnungs-
und der Bauleitplanung abhéngig sind. Raum-
ordnungs- und Bauleitplanung werden aber,
ohne zusitzliche fachpolitische Unterstiitzung
aus anderen Bereichen, ihre Anforderungen
an (raumspezifische) Klimaanpassungsmalf3-
nahmen in der Regel kaum durchsetzen kon-
nen. Dicht bebaute Riume sind am stdrksten
von den Folgen des Klimawandels betroffen
(vgl. KOM(2009) 147 endgiiltig 2009: 5) und ha-
ben in Abhéngigkeit von der jeweiligen Betrof-
fenheit mit &hnlichen Problemen zu kimpfen
(wie Hitzestau im Sommer und regenreichere
Winter mit erh6htem Hochwasserrisiko). Die
konkreten riumlichen Gegebenheiten variie-
ren allerdings von Stadt zu Stadt und von Ge-
werbegebiet zu Gewerbegebiet, was einen je-
weils spezifischen raumplanerischen Ansatz
notwendig macht.

Auch wenn Instrumente zur Anpassung an
den Klimawandel noch wenig erprobt sind,
so liegen doch bereits interessante (Praxis-)
Erfahrungen vor, die mithilfe verschiede-
ner Programme ermoglicht wurden. Auf na-
tionaler Ebene wurden im Rahmen von Kli-
maMORO und KlimaExWoSt (Schlegelmilch
2010; Fahrenkrug 2010) Pilotprojekte in Kom-
munen durchgefiihrt, wie z. B. klimavertrag-
liche Gewerbefldchenentwicklung, Klimaan-
passung als Standortfaktor fiir die Sektoren
Gesundheit, Tourismus und Energie, Griin-
und Freiflichenkonzept, integrierte Klima-

folgenabschidtzung oder Weiterentwicklung
des Stadtklimalotsen (DSS) des UBA. Letzte-
rer bietet einen pragmatischen Einstieg in die
Handlungsméglichkeiten, die jeder Einzelne
in Sachen Klimaanpassung hat.

Das aus EU-Finanzmitteln finanzierte INTER-
REG IVB-Projekt ,Future Cities — urban net-
works to face climate change* stellt eine be-
sonders interessante Struktur zur Anpassung
urbaner Rdume an den Klimawandel und zur
Organisation des Erfahrungsaustausches dar.
In diesem Rahmen werden in zahlreichen Pi-
lotprojekten die Herausforderungen und Mog-
lichkeiten dicht besiedelter Riume (urbane
Rdume, Gewerbegebiete) gepriift, auf die Pha-
nomene des Klimawandels zu reagieren, um
anschlieBend die Mafnahmen, die sich als er-
folgreich herausstellen, zu verbreiten. Ein sol-
ches Vorgehen spart Zeit und Kosten. Die Fu-
ture Cities bilden den Schirm fiir die Arbeit auf
vier Ebenen: Es werden auf Stadt-, Gewerbe-
gebiet-, Gebdude- und allgemeiner Ebene Pi-
lotprojekte durchgefiihrt (siehe Praxisbeispiel
in Textbox).

Politisch-institutionelle Stédrkung des
Themas Klimaschutz und Anpassung an den
Klimawandel

Die Klimapolitik ist auf europdischer Ebene
ein junges, aber zunehmend wichtiger wer-
dendes Politikfeld, das mit Schaffung der Ge-
neraldirektion Climate Action inzwischen
auch strukturell in der EU-Kommission ver-
ankert ist. Die {ibergeordneten Ziele sind im
Europdischen Programm zur Klimaénderung
(ECCP) definiert. Zur besseren Integration von
Klimapolitik in Fachpolitiken hat die EU-Kom-
mission mit dem Weilbuch zur Anpassung an
den Klimawandel (KOM(2009) 147 2009) Vor-
schldge unterbreitet und will mit dem Ansatz
des ,climate proofing of the EU budget Inst-
rumente entwickeln, die gewéhrleisten, dass
zukiinftig Finanzmittel der EU nicht ohne
Bertiicksichtigung der Themen Klimaschutz
und Anpassung an den Klimawandel verge-
ben werden*. Da der Klimawandel innerhalb
der EU sehr unterschiedliche Auswirkungen®
hervorruft, wie das ESPON Projekt zum Clima-
te Change Vulnerability Index zeigt (vgl. ES-
PON 2011: 12), und folglich regional spezifi-
sche Anpassungsstrategien erforderlich sind
(vgl. TA2020 2011: 6), ist das Politikfeld von
hoher Raumrelevanz. Letztlich kénnte der
territoriale Zusammenbhalt innerhalb der EU
durch den Klimawandel sogar negativ beein-
trachtigt werden, wenn sich durch die regio-
nal unterschiedlichen Auswirkungen des Kli-
mawandels bereits vorhandene Disparitdten
noch vergroferten.

35

4)

Hier sei darauf hingewiesen,
dass die politische Strate-
gie des climate proofing einen
Querschnittscharakter wie die
Raumentwicklungspolitik hat
und lber wenig originare fi-
nanzielle Ressourcen verfiigt.
Sie braucht also - ahnlich wie
die Raumentwicklungspolitik -
immer (fachpolitische) Biind-
nispartner, um ihre Wirksam-
keit zu erhéhen.

(©)]

Hierzu gehéren z. B. Wasser-
knappheit und Diirren, Uber-
schwemmungsrisiken, extreme
Klimaereignisse, Gefahrdung
der biologischen Vielfalt.
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Auf nationaler Ebene sind das BMU und das
UBA die wichtigsten Akteure des Klimaschut-
zes. Durch das KomPass (Kompetenzzentrum
Klimafolgen und Anpassung), eine Initiative
des UBA, werden sinnvolle Anpassungsstrate-
gien in den Bereichen Gesundheit, Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft, Bio-
diversitét, Verkehr und Tourismus verbreitet.
Somit soll die Anpassung an den Klimawandel
zusehends stédrker als Querschnittsthema auf
den politischen Agenden auftauchen.

4.5.2 Raumpolitische Ansatzpunkte und
Handlungsempfehlungen

Der Klimawandel betrifft alle Regionen Euro-
pas, allerdings sehr unterschiedlich in Bezug
auf Art und Weise und AusmaRl. Hochgradig
raumrelevant sind seine Auswirkungen, da
die spezifischen Gegebenheiten vor Ort von
groler Bedeutung fiir die Vulnerabilitdt der
und fiir die Folgen in den jeweiligen Regio-
nen sind. In den Stidten wird es zunehmend
wichtiger, den durch die steigenden Nieder-
schlagsmengen (Uberschwemmungen) und
die zunehmende Hitze (Hitzeinseln) verur-
sachten Auswirkungen durch angemessene
Mafnahmen zur Anpassung der Infrastruk-
turen zu begegnen.

Klimafolgenforschung und Entwicklung von
Bewertungsinstrumenten in zukiinftigen
Verordnungen und Programmen der
Europdischen Union verankern

Ein wichtiger raumpolitischer Ansatzpunkt
besteht in der verstirkten Férderung der Er-
forschung und Entwicklung geeigneter Me-
thoden und Instrumente, mit deren Hilfe ers-
tens die rdumliche Folgenabschdtzung des Kli-
mawandels sowie zweitens die Identifizierung
und Bewertung geeigneter Anpassungsmal3-
nahmen verbessert werden kann. Dabei hat
in Bezug auf die Stdadte der Aspekt der mog-
lichst kleinrdumigen Aussagekraft von Folgen-
abschitzungen hohe Bedeutung. Zur rdum-
lichen Folgenabschidtzung ist die Weiterent-
wicklung von Instrumenten zur Expositions-
und Vulnerabilitdtsanalyse erforderlich, auf
deren Grundlage dann geeignete Malnah-
men ergriffen werden kdnnen.

Auf EU-Ebene bietet es sich an, diese raum-
politisch relevanten Forschungsinstrumente
als Themen im zukiinftigen Programm , Hori-
zont 2020, welches den neuen gemeinsamen
strategischen Rahmen fiir Forschung, Inno-
vation und technologische Entwicklung dar-
stellt, zu verankern. Forschungen zu den spe-
zifisch regionalen oder lokalen Klimafolgen
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und Anpassungserfordernissen konnten wei-
terhin im Rahmen des ESPON-Programms ge-
fordert werden. Im Rahmen der Entwicklung
von Methoden zur Identifizierung und Bewer-
tung geeigneter Anpassungsmafnahmen ist
zu berticksichtigen, dass diese sowohl die Kli-
mawirksamkeit als auch die Kosteneffizienz
aufgreifen.

Da im Rahmen der Europédischen Struktur-
und Kohisionspolitik vielfaltige Arten von In-
frastrukturen mit hohem Finanzvolumen ge-
fordert werden, ist die (Weiter-)Entwicklung
von Methoden (z. B. Kriterien, Indikatoren,
Scoring Verfahren) zur Bewertung von Projek-
ten unter den Aspekten Anpassung an den Kli-
mawandel und Klimaschutz ein weiterer An-
satzpunkt, bei dem schon im Vorhinein rdum-
liche Spezifika (rdumliche Lage der geforder-
ten Projekte, besondere Vulnerabilitdt durch
spezifische Exposition oder Konzentration von
Effekten) berticksichtigt werden sollten. Hier
bestiinde zum Beispiel die Moglichkeit, loka-
le oder regionale Klimafolgenabschédtzungen
als Vorbedingung fiir 6ffentliche oder 6ffent-
lich geforderte klimarelevante Investitionen
zu machen.

Das BMVBS sollte sich im Rahmen von Dia-
log- und Ressortabstimmungsverfahren da-
fiir einsetzen, dass die Erforschung von klein-
rdumigen Klimafolgen sowie die Entwicklung
von Instrumenten zur Bestimmung und Be-
wertung geeigneter Anpassungsmafnahmen
durch die Europdischen Férderprogramme
zum Ausbau der Infrastrukturen frithzeitig
und ausreichend beriicksichtigt werden.

Schutz von klimarelevanten Freifldchen als
origindrer Beitrag der Raumplanung
Insbesondere in dicht besiedelten Gebieten
hat der Schutz bzw. das Wiederherstellen von
Freiflichen eine hohe Bedeutung fiir die An-
passung an den Klimawandel, da so z. B. Kor-
ridore fiir den Austausch von Luftmassen er-
halten bzw. geschaffen werden kénnen oder
die Aufheizung sogenannter Hot Spots verhin-
dert bzw. begrenzt werden kann.

Ein wirksamer Freiflaichenschutz bedarf einer-
seits angemessener Analyse- und Planungs-
methoden, um die relevanten Freiflichen in
dicht besiedelten Gebieten identifizieren und
schiitzen zu konnen. Weiterhin sollten die In-
strumente {iber den Schutz einzelner Flichen
hinausreichen und auch den Ursachen des zu-
nehmenden Fldchenverbrauchs entgegenwir-
ken, etwa durch die Wiedernutzung aufgege-
bener Standorte (Flichenrecycling), Schaffung
neuer dichterer Siedlungsformen im ldndli-
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chen Raum, Wiederaufwertung der Innen-
stddte als Wohngebiete oder durch die Ver-
ringerung des Verkehrsflichenbedarfs durch
den gezielten Ausbau des Personennah- und
Schienenverkehrs.

Da Raumplanung und Bauleitplanung dafiir
eine wichtige Rolle spielen, besteht ein Ansatz-
punkt fiir die Raumordnung darin, den Schutz
von Klimafreiflachen mit hoher politischer Pri-
oritdt zu verfolgen und die Handlungsméog-
lichkeiten auf regionaler, nationaler und eu-
ropdischer Ebene zu eruieren. Dies schliel3t
eine Priifung und Weiterentwicklung der ge-
setzlichen Grundlagen und der Planungsins-
trumente mit ein. Hier bietet es sich fiir das
BMVBS und das BBSR an, im Rahmen von Pi-
lotprojekten weitere praktische Erfahrungen
mit der neuen Herausforderung der Anpas-
sung an den Klimawandel zu sammeln. Die-
se Pilotprojekte sollten einen spezifischeren
raum- und stadtplanerischen Schwerpunkt
auf die Freifldchen aufweisen. Vorliegende Er-
fahrungen aus MORO und INTERREG haben
gezeigt, dass in diesem Bereich Nachholbedarf
und Optimierungspotenzial liegen.

Stdrkung integrierter rdumlicher
Anpassungsmajsnahmen und Majfsnahmen
zur Breitenwirksamkeit durch zukiinftige
EU-Forderung

Die Anpassung von Infrastrukturen an den
Klimawandel ist ein noch junges und sich dy-
namisch entwickelndes Aufgabenfeld, fiir das
es bisher kaum Standardlésungen gibt. Vie-
le innovative Leistungen im Bereich der an-
wendungsbezogenen Forschung und Planung
wurden und werden durch spezifische Modell-
vorhaben entwickelt und erprobt. Hierzu zéh-
len in Deutschland zum Beispiel die Vorhaben
KlimaMORO und KlimaExWoSt, auf internati-
onaler Ebene zum Beispiel INTERREG-MaR-
nahmen zum Klimawandel und zur Anpas-
sung an selbigen. Die Untersuchung von Pra-
xisbeispielen im Rahmen dieser Studie (siehe
Beispiel in Textbox) hat gezeigt, dass es nicht
nur einen Bedarf zum Austausch tiber inte-
grierte rdumliche Ansédtze zur Anpassung an
den Klimawandel gibt, sondern dass aus den
Projekten oftmals beispielhafte innovative An-
sdtze hervorgehen, von denen auch andern-
orts gelernt werden kann. Daher betrachten
wir nicht nur die weitere Férderung solcher
Projekte, insbesondere im Rahmen der EU-
Strukturpolitik, als wichtigen Ansatzpunkt.
Auch der Ausbau bzw. die Schaffung weiterer
Verbreitungswege fiir Erkenntnisse und Erfah-
rungen, die im Rahmen solcher Pilotprojek-
te gewonnen werden, stellen ein Handlungs-

Unter Federfuhrung des LIPPEVERBANDES haben sich acht Part-
ner aus funf EU-L&ndern Nordwesteuropas im Projekt Future Cities
(www.future-cities.eu/) zusammengeschlossen, um sich gemeinsam
dem Klimawandel zu stellen und bis zum Jahr 2012 neue Konzepte
fur dicht besiedelte Raume zur Bewaltigung des Klimawandels zu er-
arbeiten. Der Etat des Projekts betragt mit EFRE-Férderung elf Millio-
nen Euro.

1. Am Beispiel von Arnheim wird eine Studie Uber das stadtische
Phanomen der Hitzeinseln (Urban Heat Island: UHI) und mog-
liche AnpassungsmaBnahmen durchgefuhrt. Unter Hitzeinseln
versteht man das Phanomen, dass die Luft in den Stadten um
drei bis vier Grad heiBer ist als in ihrem landlichen Umland. In
der Studie liegt der Fokus auf Grunstrukturen, Wasser-/Feuch-
tigkeitsbalance, Hitze-/Energiebalance und Landschaft bzw.
Oberflachenstruktur.

2. In Tiel, einem Gewerbegebiet zwischen Waal und Amsterdam
soll der Frage nachgegangen werden, wie nachhaltig, klima- und
wasserresilient gebaut werden kann und in welcher Form Was-
sermanagement mit an den Klimawandel angepasster Bauwei-
se und erneuerbaren Energien kombiniert werden kann. Die ge-
wonnenen Erkenntnisse sollen nach einer Testphase offengelegt
werden.

feld fiir die Raumentwicklung dar. So kénnen
Entwicklungskosten verringert und die Brei-
tenwirksamkeit erfolgreich erprobter Metho-
den und Anpassungsmalnahmen gesteigert
werden.

Rdumliche Aspekte zur Anpassung an den
Klimawandel in Investitionsprioritéiten
neuer EU-Verordnungen verankern

Angesichts der aktuellen Fortschreibung der
Europdischen Struktur- und Kohésionspoli-
tik fiir die Jahre 2014-2020 stellt sich die Fra-
ge, wie die einschldgigen thematischen und
Investitionsprioritdten aus rdumlicher Sicht
gestaltet werden sollten.

Die thematische Prioritdt der Férderung der
Anpassung an den Klimawandel sowie der
Risikopriavention und des Risikomanage-
ments ist in der allgemeinen Verordnung
(KOM(2011) 615 endgiiltig 2011: 39) wie auch
in der EFRE Verordnung (KOM(2011) 614 end-
giiltig 2011: 13) und der Kohdsionsfondsver-
ordnung (KOM(2011) 612 endgiiltig 2011: 9)
vorgesehen. Dazu gehort die Unterstiitzung
gezielter Investitionen zur Anpassung an den
Klimawandel und Férderung von Investitio-
nen zur Bewdltigung spezieller Risiken. Im Un-
terschied zum Klimaschutz werden fiir die An-
passungen an den Klimawandel jedoch keine
Budgetquoten vorgeschlagen.

Allerdings sind laut Artikel 7 der EFRE-Verord-
nung mindestens 5 % der auf nationaler Ebe-
ne zugewiesenen EFRE-Mittel fiir integrierte
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Als volatil wird Strom bezeich-
net, der nur unstet produziert
werden kann. Z. B. kann nur
dann Energie von Photovolta-
ikanlagen in das Netz einge-
speist werden, wenn die Son-
ne scheint.

Territorialer Zusammenhalt in der kiinftigen Kohé&sionspolitik

Maflnahmen fiir eine nachhaltige Stadtent-
wicklung zu verwenden. Dazu gehdren auch
die klimatischen Herausforderungen. Hier be-
stehen besonders gute Moglichkeiten, rdumli-
che Aspekte zur Anpassung an den Klimawan-
del zukiinftig zu realisieren, indem verschie-
dene raumrelevante Themen der nachhaltigen
Stadtentwicklung wie z. B. klimarelevante Fra-
gestellungen und Verkehrsiiberlastung mitei-
nander kombiniert werden.

Der EFRE bietet auch dariiber hinaus (d. h. zu-
sétzlich zur thematischen Prioritédt der Anpas-
sung an den Klimawandel und der nachhalti-
gen Stadtentwicklung) im Rahmen der Forde-
rung anderer Prioritdten, wie der technologi-
schen und angewandten Forschung und Infra-
struktur und der Entwicklung umweltfreundli-
cher Verkehrssysteme, Moglichkeiten zur Un-
terstiitzung von Mallnahmen zur Anpassung
an den Klimawandel.

Das BMVBS sollte sich im Rahmen von Dialog-
verfahren, der Ressortabstimmung auf Bun-
desebene wie auch anldsslich von Treffen der
Raumordnungsminister auf EU-Ebene dafiir
einsetzen, eine rdumlich integrierte Sichtwei-
se als Erfordernis fiir die finanzielle Unterstiit-
zung von Anpassungsmalinahmen an den Kli-
mawandel in den zukiinftigen Verordnungen
zu verankern.

4.6 Energienetze

Der Ausbau der transeuropdischen Energie-
netze gehort zu den Politikbereichen mit un-
mittelbarer europdischer Raumrelevanz (vgl.
Deutscher Verband fiir Wohnungswesen,
Stddtebau und Raumordnung e.V. 2009). Die
groffldchige, internationale Dimension zeigt
sich insbesondere am Beispiel des geplanten
Offshore-Netzes in der Nord- und Ostsee, das
Windenergie zu den gro8en Verbrauchszent-
ren transportieren wird und Bestandteil des
Europdischen Verbundnetzes werden soll.

Die TA2020 erkennt im Klimawandel steigen-
de, aber geografisch durchaus unterschiedli-
che Risiken. Um die Entwicklungschancen er-
neuerbarer Energien zu maximieren und die
Versorgungssicherheit entlegener Regionen
zu gewdhrleisten, muss die Abstimmung ver-
schiedener Politiken optimiert werden. Hier-
zu zdhlt nicht zuletzt die Energiepolitik (vgl.
TA2020 2011: 6). Zumindest in Deutschland
ist die rdaumliche Vorsorge fiir den Ausbau er-
neuerbarer Energien {iber Festlegungen von
Gebietstypen in Raumordnungspldnen (Vor-
rang-, Vorbehalts- und Eignungsgebiete) be-
reits weit fortgeschritten (BBSR 2011). Die Fra-
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ge der Energienetze hat jedoch in der Raum-
entwicklung bisher vergleichsweise wenig Be-
achtung gefunden.

Als fiinfte Prioritdt benennt die TA2020 die fai-
re und bezahlbare Anbindung u. a. an trans-
europdische Energienetze, um so die nachhal-
tige, rdumlich harmonische Entwicklung der
Europédischen Union zu stérken. Es wird sich
explizit fiir eine dezentralisierte, effiziente,
sichere und umweltfreundliche Energiepro-
duktion und -versorgung ausgesprochen (vgl.
TA2020 2011: 10).

Um die Ziele des Ausbaus der erneuerbaren
Energien und der Versorgung moglichst aller
Regionen erreichen zu konnen, bedarf es der
Starkung und des Ausbaus der transeuropdi-
schen Netze fiir tragfdhige Infrastrukturkor-
ridore (vgl. Europdisches Parlament und Rat
2009) wie auch der regionalen Verteilnetze.

Auch im Rahmen der Europa 2020-Strategie
spielen die Energiepolitik und damit auch die
Energienetze eine wichtige Rolle im Kontext
des Ziels eines nachhaltigen Wachstums und
der Leitinitiative eines ressourcenschonen-
den Europas.

4.6.1 Politischer Kontext

Im Rahmen der aktuellen Diskussionen iiber
die Realisierung der EU-Klimaziele (Europa
Energie 2020-Strategie; zukiinftige Energiein-
frastrukturprioritdten) nimmt der Ausbau der
Energienetze eine Schliisselrolle ein. Strom
wird aus technischen Griinden iiber verschie-
dene Netzebenen iibertragen, die von unter-
schiedlichen Netzbetreibern unterhalten wer-
den: Grob ist das Netz in Ubertragungs- und
verschiedene Ebenen der Verteilnetze struktu-
riert. Dies ist notwendig, da das Ubertragungs-
netz den verlustarmen Transport von Strom
durch Hochstspannung ermdglicht, wahrend
die unterste Ebene den Strom in Niederspan-
nung an die Haushalte liefert. Beide Netzar-
ten stehen durch die Integration volatiler® er-
neuerbarer Energien vor verdnderten Anforde-
rungen (vgl. Deutsche Energie-Agentur GmbH
(dena) 2010: 25).

Ausbau der Stromnetze als europaweite
Herausforderung fiir den Klimaschutz

Von besonderem Interesse in raumpolitischer
Hinsicht sind auf der Verteilnetzebene die
Vorschlédge zur Installation intelligenter Netze
zur lastabhéngigen Steuerung (,Smart Grids’)
und auf der Ubertragungsnetzebene die Vor-
schldge zum Ausbau des transeuropéischen
Stromnetzes (TEN-E), damit die steigenden
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Mengen dezentral gewonnenen Stromes ver-
lustarm zu den Verbrauchszentren geliefert
werden kdnnen. Nach der Europa 2020-Strate-
gie (KOM(2010) 2020 endgiiltig 2010) sollen bis
2020 europaweit 33 % der Bruttostromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien stammen.
Das europdische Stromnetz, wie es heute ist,
wird diese Mengen an erneuerbarem Strom
nur schwer aufnehmen kdnnen.

Die Erschliefung der Potenziale erneuerba-
rer Energien wie auch die Einbindung mog-
lichst aller Regionen in die Energieerzeugung
und Versorgung erfordert den Um- und Aus-
bau des bestehenden Stromnetzes, insbeson-
dere auf der Verteilnetzebene. Diese Umge-
staltung der Verteilnetze soll in Zukunft gestat-
ten, Strom bidirektional zu transportieren, da-
mit jeder Haushalt je nach Bedarf als ,Produ-
cer' oder ,Consumer‘ auf dem Markt agieren
kann. Aus der Kombination beider Rollen er-
gibt sich der Begriff des ,Prosumers‘, der Strom
sowohl verbraucht als auch selbst erzeugt und
daher je nach Bedarfin das Netz einspeist oder
aus dem Netz konsumiert.

Die EU-Kommission hat im Stromsektor vier
vorrangige EU-Korridore ausgewiesen, um
Europas Stromnetze fiir die Bewiltigung der
Anforderungen im Jahr 2020 zu riisten (vgl.
KOM(2010) 677 endgiiltig 2010: 11; IP/10/1512
2010). Sie sollen im Zentrum der gemeinsa-
men Bemiihungen stehen, um die fristgerech-
te Anbindung und Integration der erneuerba-
ren Energietriager zu gewéhrleisten. Im Einzel-
nen handelt es sich um:

e ein Offshore-Netzin den nérdlichen Mee-
ren und Anbindung an Nord- und Mittel-
europa, um den von Offshore-Windparks
erzeugten Strom zu den Verbrauchern in
den Grof3stddten zu transportieren und
Strom in den Pumpspeicherkraftwerken in
den Alpen und den nérdlichen Landern zu
speichern

e Verbindungsleitungen in Stidwesteuropa,
um Strom aus Wind- und Sonnenenergie
sowie Wasserkraft zu den anderen Lidn-
dern des Kontinents zu transportieren

e Verbindungen in Mittelost- und Siidost-
europa zur Verstirkung des regionalen
Netzes

e Integration des Energiemarkts des Ostsee-
raums in den europdischen Markt.

Der Ausbau der Offshore-Windenergieerzeu-
gung wird momentan noch ,durch unzurei-
chende Netzanschliisse sowohl im Meer als
auch an Land behindert“ (KOM(2010) 677
endgiiltig 2010: 4). Die Menge an Strom aus
erneuerbaren Energien wird in den kommen-

den Jahren massiv ansteigen, insbesondere
Offshore: Rund 1.500 Windrdder in Nord- und
Ostsee sind genehmigt und warten derzeit auf
ihre Realisierung. Damit diese Windrader an-
geschlossen werden kdnnen, muss eine Infra-
struktur geschaffen werden, um den erzeug-
ten Strom ins Netz zu integrieren — ein deut-
sches Overlay-Netz, ,das in einen européi-
schen Verbund integriert wird“, ist dringend
erforderlich (Bundesregierung 2010: 21). Hin-
zu kommt, dass Deutschland im europédischen
Kontext als Transitland fungiert. Diese Funkti-
on bringt die Verantwortung der Vermeidung
von Ubertragungsengpéssen mit sich.

Hoher Bedarf an rdumlicher Abstimmung
beim Ausbau der Stromnetze

In raumpolitischer Hinsicht geht es beim Aus-
bau der Stromnetze um die Fragen des Einbe-
ziehens auch der ldndlichen Regionen, um die
Koordination des Netzausbaus ggf. mit dem
Ausbau anderer Infrastrukturen, um die Be-
schleunigung der Realisierung geplanter Pro-
jekte durch die Klarung der Zustdndigkeiten
und die Verbesserung der Prozesse (unter Be-
riicksichtigung ihrer Raumvertréglichkeit) so-
wie um den Umgang mit eventuellen Wider-
stinden aus der Bevolkerung vor Ort.

Die bisher unter Versorgungsgesichtspunk-
ten eher schlechter gestellten landlichen Re-
gionen werden zukiinftig unter Produkti-
onsgesichtspunkten bedeutsamer, da gera-
de sie grole Flachenpotenziale fiir den Aus-
bau von Sonnen-, Wind- und Biomasse-Ener-
gie aufweisen (vgl. www.de.inforapid.org/in-
dex.php5?search=Kraft-W%C3%A4rme-Kopp-
lung). Allerdings gibt es in Bezug auf die Fla-
chennutzung Nutzungskonkurrenzen, insbe-
sondere zur Nahrungsmittelproduktion und
zu Erfordernissen des Naturschutzes, die im
Rahmen der Netzplanung zu berticksichtigen
sind.

Aufgrund von lokalen Widerstdnden verge-
hen bisher hdufig mehr als zehn Jahre zwi-
schen Planungsbeginn und Inbetriebnahme
von Energienetzen (vgl. KOM(2010) 677 end-
giiltig 2010: 9). Da der Netzausbau inzwischen
als Engpassfaktor in Bezug auf die Verwirkli-
chung der europidischen wie auch der deut-
schen Energiestrategie gilt, bedarf es verbes-
serter Malnahmen zur Kommunikation der
Ziele des Netzausbaus und Akzeptanz stei-
gernder Malnahmen. Hier stellt sich die Fra-
ge, welche Rolle die Raumplanung dabei spie-
len kann.
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VPS (Virtual Power Systems)
stellen eine Form des Strom-
managements dar, bei dem das
Angebot von mehreren Strom-
produzenten (z. B. Kraftwerke,
PV- oder Windkraftanlagen)
mit der Nachfrage bestimm-
ter Nutzer so kombiniert wird,
dass trotz teilweise diskontinu-
ierlicher Produktion und nicht
konstanter Nachfrage jederzeit
eine Deckung der geforderter
Nachfrage zustande kommt.

Territorialer Zusammenhalt in der kiinftigen Kohé&sionspolitik

Die Planung der groRraumigen Ubertragungs-
leitungen der Energienetze wird angesichts
der neuen energie- und klimapolitischen He-
rausforderungen immer stdrker zu einer nur
auf europdischer Ebene wirksam zu l6senden
Aufgabe. Hier zeichnen sich im Rahmen der
energiepolitischen Strategien (KOM(2010) 639
endgiiltig 2010) und Energieinfrastrukturpri-
oritdten zunehmende Koordinationsbedarfe
ab, die zum Beispiel im Zusammenhang des
TEN-E-Ausbaus oder des SET-Plans (Europé-
ischer strategischer Plan fiir Energietechno-
logien) beriicksichtigt werden. Die Durchfiih-
rung von Projekten von europdischem Inter-
esse soll ,durch neue Instrumente wie verbes-
serte regionale Zusammenarbeit, Genehmi-
gungsverfahren, bessere Methoden und Infor-
mation der Entscheidungstrager und Biirger
sowie innovative Finanzinstrumente“ unter-
stiitzt werden (KOM(2010) 677 endgiiltig 2010:
10). Zudem sieht die EU-Kommission eine kla-
re Politik und gemeinsame Standards fiir die
intelligente Verbrauchserfassung und fiir in-
telligente Netze als notwendig an, um die In-
teroperabilitit im gesamten Netz zu gewéhr-
leisten (KOM(2010) 639 endgiiltig 2010: 12).

Die Forderung nach einer verstdrkten fachpo-
litischen Abstimmung bei raumpolitisch re-
levanten Planungen im Bereich der Energie-
netze korrespondiert mit dem Befund aus der
Delphi-Studie, nach dem die mangelnde fach-
politische Abstimmung als groStes Hindernis
in Bezug auf die Infrastrukturen angesehen
wird. Als koordinierende Instanz auf EU-Ebe-
ne spielt die Generaldirektion Energie hierbei
die fithrende Rolle, widhrend auf nationaler
Ebene das Bundesministerium fiir Wirtschaft
und Technologie bzw. die Bundesnetzagentur
hauptverantwortlich fiir Planung und Ausbau
der Netze ist.

AlpEnergy - Virtual Power Systems in grenziiberschreitender Zu-
sammenarbeit fir eine nachhaltige Energieversorgung (www.al-
penergy.net/) befasst sich mit der Entwicklung, der Demonstration,
der Evaluation und dem Transfer von virtuellen Kraftwerken (VPS: Vir-
tual Power Systems)” in sechs Alpenregionen. Die Herausforderung
besteht darin, das Stromangebot aus erneuerbaren Energiequellen
(Wind und Sonne) und ihren schwankenden Ertragen mit der Nach-
frage in Einklang zu bringen, da der diskontinuierlich erzeugte Strom
aus erneuerbaren Energien heute noch nicht in ausreichendem
MaBe gespeichert werden kann. Eine Lésung flr diese Problematik
sind VPS-Modelle. VPS haben den Vorteil, dass sie die Einbindung
einer groBen Zahl an volatilen, erneuerbaren Energiekraftwerken in
ein Stromnetz ermoéglichen. Dieses Projekt ist auch deswegen in be-
sonderer Weise raumpolitisch interessant, weil es eine grenziber-
schreitende Kooperation beinhaltet und sich an funktionalraumlichen
Besonderheiten der Energieproduktion und des Konsums orientiert.
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4.6.2 Raumpolitische Ansatzpunkte und
Handlungsempfehlungen

Die Positionierung des BMVBS/BBSR in dem
hoch raumrelevanten Politikfeld des Ausbaus
der Energienetze sollte vor allem schnell und
entschlossen erfolgen, da aktuell mit der Ener-
giewende Deutschlands Entscheidungen auf
Bundes-, regionaler und lokaler Ebene ge-
troffen werden und zugleich auf EU-Ebene
die Weichen neu gestellt werden. Dies wird
betrdchtliche Auswirkungen auf die zukiinf-
tige rdumliche Entwicklung der Bundesrepu-
blik und besonders auf ihre Rolle als Energie-
Transitland haben.

Raumordnungsdialog auf nationaler und
europdischer Ebene intensivieren

Wichtige Akteure und Entscheider auf natio-
naler Ebene sind das BMWi und die Bundes-
netzagentur sowie auf EU-Ebene die General-
direktion Energie der Europdischen Kommis-
sion. Die Kontakte zu diesen sollten gepflegt
und der Dialog verstiarkt werden, um die As-
pekte der Raumentwicklung im Zusammen-
hang mit dem Ausbau der Energienetze besser
zur Geltung zu bringen. Fiir das BMVBS wiirde
es sich hierbei anbieten, die nationalen Leit-
bilder der Raumordnung , Daseinsvorsorge si-
chern“, ,Ressourcen bewahren, Kulturland-
schaften gestalten® in die laufenden Prozes-
se einzubringen, um diese zu befruchten und
der offenkundig bestehenden Raumrelevanz
des Themas auf Bundes- und EU-Ebene Ge-
hor zu verschaffen.

Dass die Beriicksichtigung derartiger neuer
Anforderungen an die zukiinftigen Energie-
netze technisch méglich und auch im euro-
pdischen Rahmen realisierbar ist, zeigen die
unten genannten Praxisbeispiele.

Die Akteure der Raumordnung kénnen durch
ihr Mitwirken einen Beitrag zur Umsetzung
der fuinften Prioritdt der TA2020 leisten, die
eine faire und bezahlbare Anbindung u. a. an
transeuropdische Energienetze fordert, um so
die nachhaltige, rdumlich harmonische Ent-
wicklung der Europdischen Union zu stérken,
und sich explizit fiir eine dezentralisierte, effi-
ziente, sichere und umweltfreundliche Ener-
gieproduktion und -versorgung ausspricht
(TA2020 2011: 10). Die rdumlich ausgewoge-
ne Entwicklung und Anbindung aller europé-
ischen Regionen sowie die Entwicklung endo-
gener Potenziale werden im Rahmen der Del-
phi-Befragung als die wichtigsten Entwick-
lungslinien territorialer Kohdsion benannt.
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BMVBS und BBSR sollten vorrangig den Dia-
log tiber raumpolitische Aspekte des Ausbaus
der Energienetze unter Beriicksichtigung und
Nutzung der bestehenden fachpolitischen
und raumpolitischen Gremien und Prozesse
intensivieren.

Im Rahmen des EDeMa-Projektes — durch Entwicklung dezentral
vernetzter Energiesysteme hin zum Internetmarktplatz der Ener-
gie (www.e-dema.com/de/index.html) soll ein integriertes Daten- und
Energienetz mit neuen Ideen im Hinblick auf Strukturen und Funkti-
onalitaten entstehen. Sogenannte ,Smart Gateways’ beispielsweise
verknUpfen private Haushalte mit den Stromanbietern und ermégli-
chen dadurch den sténdigen, bidirektionalen Abgleich von Stroman-
gebot und Nachfrage. Der Verbraucher wird zum aktiven Marktteil-
nehmer, so entsteht das Konzept des ,Prosumers': eine Kombination
aus ,Consumer’ und ,Producer’. Das Projekt wird durch das E-Ener-
gy-Programm des BMWi in Partnerschaft mit dem BMU geférdert.

Einen wichtigen Ansatzpunkt dazu bietet die
weitere Planung der Energienetze. Hier sollte
darauf hingewirkt werden, die raumentwick-
lungspolitischen Leitbilder in der Fortschrei-
bung der TEN-E-Ausbauplédne wie auch in Be-

zug auf Plane zum Ausbau der regionalen Ver-
teilnetze stirker zu verankern. Dabei sollten
im Sinne einer Koordinierung verschiedener
Fachpolitiken die folgenden weiteren Aspek-
te bertiicksichtigt werden: Einbindung/Ver-
sorgung mdoglichst aller Regionen im Sin-
ne der Daseinsvorsorge, Forderung 6kono-
mischer Potenziale zur Nutzung der erneu-
erbaren Energien, Natur- und Landschafts-
schutz, ggf. die Koordination des Netzaus-
baus mit dem Ausbau anderer Infrastruktu-
ren. So kdnnten die verschiedenen Nutzungs-
anforderungen aufeinander abgestimmt wer-
den. Aulerdem sollte eine Initiative zum Di-
alog mit den Fachbehdrden initiiert werden,
um zu diskutieren, wie die erforderliche Ko-
ordination erreicht werden kann.

In Bezug auf den Ausbau der bidirektional ar-
beitenden Verteilnetze kdnnte eine Aufgabe
der Raumordnung in der Identifizierung ge-
eigneter Riume fiir den Netzausbau bestehen.
Hierbei sind die unterschiedlichen, unter Um-
stdnden in Konflikt zueinanderstehenden An-
forderungen wie z. B. Flichennutzungskon-
kurrenzen zu berticksichtigen und abzuwégen.

Aufnationaler Ebene kdnnten sich BMVBS und
BBSR an der stindigen Plattform , Zukunfts-
fahige Energienetze® (www.bmwi.de/BMWi/
Navigation/Energie/stromnetze,did=404758.
html) beteiligen, die vom BMWi betrieben
wird und die die wesentlichen Interessenver-
treter — Netzbetreiber, Bundes- und Linderin-
stitutionen sowie Verbdnde — beteiligen will,
um gemeinsam Losungsvorschldge zum Netz-
ausbau und zur Modernisierung der Strom-
netze zu entwickeln. Die inhaltlichen Schwer-
punkte betreffen auch Themen mit raumpla-
nerischer Bedeutung, wie die gesellschaftli-
che Akzeptanz des Stromleitungsbaus oder
Planungs- und Genehmigungsverfahren fiir
Stromleitungen.

Bei der von der EU-Kommission geplanten Er-
stellung einer Energieinfrastruktur-Karte fiir
ein europdisches intelligentes Supernetz soll-
te ebenfalls darauf hingewirkt werden, raum-
planerische Aspekte einzubringen. Eine Mog-
lichkeit besteht darin, dafiir zukiinftig die ES-
PON-Kompetenzen zu nutzen.

Dem Bau von Energienetzen stehen oftmals
Widerstdnde der Bevolkerung oder von inter-
essierten Gruppen entgegen. Dabei fiihren er-
wartete und negativ bewertete Verdnderungen
des unmittelbar durch den Bau betroffenen
Raums, wie z. B. Storungen durch neue Hoch-
spannungsleitungen, zu Ablehnung und Wi-
derstand vor Ort. Dabei wird hdufig vernach-
lassigt, dass solche Verdnderungen meistens
im Einklang mit iberregionalen, oftmals eu-
ropdischen Zielen des Netzausbaus bzw. der
Klimapolitik stehen, die von den Gegnern vor
Ort durchaus geteilt werden. Hier stellt sich
die Frage, ob durch die Weiterentwicklung von
raumpolitischen Beteiligungsverfahren die
Akzeptanz gefordert und letztlich der Ausbau
beschleunigt werden kann. Daher sehen wir
einen Ansatzpunkt fiir die bessere Integration
der raumplanerischen Aspekte in die Energie-
politik darin, durch die Unterstiitzung der For-
schung innovative Beteiligungsformen entwi-
ckeln und praktisch erproben zu lassen. Dies
konnte zum Beispiel im Rahmen der Européa-
ischen Struktur- und Kohisionspolitik, vor al-
lem unter Beriicksichtigung der territorialen
Kooperation, aber auch durch ,Horizont 2020“
erfolgen. Auf nationaler Ebene kénnten dazu
die MORO eingesetzt werden.
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5 Territorialer Zusammenhalt in der trans-
nationalen Zusammenarbeit

Die Bedeutung rdumlicher Ziele und Wir-
kungen wird in der Aufnahme des territoria-
len Zusammenbhalts als Ziel der EU und in der
TA2020 deutlich. Im Rahmen der transnati-
onalen Zusammenarbeit INTERREG B) lei-
tet sich dieses Ziel bereits aus der Genese ab,
die in ihren Urspriingen einen klaren Bezug
zu rdumlichen Strategien und Visionen hatte.
Im Verlauf der Weiterentwicklung der trans-
nationalen Zusammenarbeit ist dieser rdum-
liche Bezug in den Hintergrund gertickt bzw.
weniger explizit geworden.

Dieser Bezug innerhalb der transnationalen
Zusammenarbeit kann in der ndchsten EU-
Strukturfondsperiode wieder deutlicher ge-
macht werden, indem mit der transnationa-
len Zusammenarbeit explizit eine harmoni-
sche, ausgeglichene und nachhaltige Entwick-
lung angestrebt wird, die auch raumlichen Un-
gleichgewichten, Potenzialen und Herausfor-
derungen Rechnung tragt. Mit der Einfiihrung
der makroregionalen Strategien sind weitere
landertiibergreifende Strukturen der internati-
onalen Zusammenarbeit geschaffen worden,
die sich rdumlich stark mit jenen der trans-
nationalen Zusammenarbeit iiberschneiden.
Obgleich die makroregionalen Strategien stark
sektorpolitisch ausgerichtet sind, spielt die
transnationale Zusammenarbeit in deren bis-
heriger Umsetzung eine gro3e Rolle (vgl. z. B.
GoOrmar 2010: 585f.). Somit ergibt sich ein zu-
sédtzliches Spannungsverhéltnis zwischen der
transnationalen Zusammenarbeit und dem
Ziel des territorialen Zusammenhalts.

Im Folgenden wird aufgezeigt, wie die raumli-
chen Zielsetzungen in der zukiinftigen trans-
nationalen Zusammenarbeit (INTERREG B)
gestiarkt werden konnen. Die Ansatzpunkte
reichen von den relevanten EU-Verordnun-
gen liber die Programmierung, die Entwick-
lung von Prioritdten, Projektgenese und Pro-
jektbewertung bis hin zum Verhaltnis von IN-
TERREG B zu den makroregionalen Strategien.

5.1 Die vorgeschlagene ETZ-
Verordnung

Anfang Oktober 2011 hat die EU-Kommission
ihre Vorschlége fiir die ndchsten EU-Struktur-
fondsverordnungen vorgelegt, darunter auch
die Verordnung mit besonderen Bestimmun-
gen zur Unterstiitzung des Zieles der Eu-
ropdischen territorialen Zusammenarbeit

(KOM(2011) 611 endgiiltig 2011). Insgesamt
ist es begriilenswert, dass rdumliche Fragen
und die territoriale Kohdsion in den Verord-
nungsvorschldgen eine grolere Aufmerksam-
keit erhalten als in der aktuellen Periode.

Mit Bezug auf die territoriale Zusammenarbeit
ist es besonders begriilenswert, dass eine ei-
gene Verordnung zu diesem Thema vorge-
schlagen wird und die territoriale Zusammen-
arbeit nicht wie in der aktuellen Periode in der
EFRE-Verordnung behandelt wird.

Um das Verbesserungspotenzial der territoria-
len Zusammenarbeit voll ausschépfen zu kon-
nen, bedarf es jedoch einer stdrkeren Integra-
tion rdumlicher Ziele in die Verordnung und
entsprechender Referenzen zu der TA2020
und ihren Prioritdten. So weisen auch die Stel-
lungnahmen der MKRO (2011) und des Bun-
desrates (2012) auf fehlende Beziige zur euro-
pdischen Raumentwicklung hin. Mit Blick auf
die transnationale Zusammenarbeit gilt dies
sowohl fiir eine Reihe von Artikeln der IN-
TERREG-Verordnung als auch der Allgemei-
nen Verordnung, insbesondere fiir die folgen-
den Artikel:

INTERREG-Verordnung

e Art. 5 - Thematische Konzentration: Die
vorgeschlagene Konzentration auf maxi-
mal vier Themen kénnte prinzipiell niitz-
lich sein fiir eine Biindelung der Krafte und
damit fiir eine verbesserte Sichtbarkeit der
Ergebnisse. Jedoch ist die dieser Auswahl
zugrunde liegende Themenliste der allge-
meinen Verordnung aufgrund ihrer star-
ken fachpolitischen Ausrichtung eher kon-
traproduktiv fiir die angestrebte integrierte
Raumentwicklung. Daher wére eine the-
matische Offnung der transnationalen
Programme oder zumindest eine geson-
derte thematische Liste fiir die territoriale
Zusammenarbeit mit explizitem Bezug auf
die Ziele der TA2020 besser, um den integ-
rativen und raumbezogenen Charakter der
Zusammenarbeit zu unterstreichen und zu
fordern.

e Art. 6 - Investitionsprioritdten: Als Inves-
titionsprioritat fiir die transnationale Zu-
sammenarbeit wird hier die Entwicklung
und Umsetzung von makroregionalen
Strategien und Strategien fiir die Meeres-
becken genannt. Damit kann die territori-
ale Zusammenarbeit potenziell als Instru-
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ment zur Umsetzung der makroregionalen
Strategien gestdrkt werden. Gleichzeitig
wird nicht deutlich, dass sie sich nicht als
alleiniges oder dominierendes Instrument
zur Umsetzung dieser Strategien eignet.
Deshalb wire es wiinschenswert, dass die
Verordnung deutlich macht, welche (ein-
geschrédnkte) Rolle die transnationale Zu-
sammenarbeit bei der Umsetzung der ma-
kroregionalen Strategien nur spielen kann
bzw. soll.

e Art.7-Inhalt der Kooperationsprogram-
me: Sie miissen laut Verordnungsentwurf
bestimmte Informationen zu jeder Prio-
ritdtsachse und zu ihrem Beitrag zur Eu-
ropa 2020-Strategie enthalten. Diese wei-
sen jedoch keine Beziige zu rdumlichen
Zielsetzungen auf. Wiinschenswert wére
ein direkter rdumlicher Bezug sowohl
hinsichtlich der Ausgestaltung der Priori-
titsachsen als auch des Bezugs zur Euro-
pa 2020-Strategie. Hier konnte z. B. eine
entsprechende Referenz zur TA2020 und
anderen strategischen Dokumenten der
transnationalen Raumentwicklung ein-
gefordert werden.

e Art. 15 - Indikatoren fiir das Ziel , Euro-
pdische territoriale Zusammenarbeit*:
Eine begrenzte Anzahl gemeinsamer Indi-
katoren ist grundsétzlich begriiBenswert,
sie miissen jedoch geschickt ausgewihlt
werden, um die Ergebnisse und Erfolge der
territorialen Zusammenarbeit abbilden zu
konnen. Dies bedarf sowohl einer entspre-
chenden inhaltlichen Ausrichtung, die u.
a. qualitative Einschédtzungen beriicksich-
tigt, als auch einer rdumlichen Differenzie-
rung unterhalb der Programmebene, die
bisher nicht gegeben ist und ergénzt wer-
den sollte.

Allgemeine Verordnung

e Art.9-Thematische Ziele: Die vorgeschla-
genen Themen haben eine klare fachpoli-
tische Dimension. Dadurch wird die Ent-
wicklung von entsprechenden sektoralen
Projekten zu Lasten integrierter Projekte
und Regionalentwicklungsansétze erleich-
tert. In der Tat diirfte es schwierig sein, die
Ziele der TA2020 bei dieser Themenaus-
wahl in die Programm- und Projektent-
wicklung einzubringen und dadurch in
Einklang mit dem Grundgedanken der
transnationalen Zusammenarbeit zu brin-
gen. Die fachpolitisch ausgerichteten In-
vestitionsprioritdten der Strukturfonds
sollten deshalb so umgearbeitet werden,
dass sie eine integrierte Regional- und
Raumentwicklung und die Umsetzung der
TA2020 besser férdern.

e Art.11-Inhalt: Die Auswahl der im Artikel
genannten Raumtypen, deren wichtigsten
Herausforderungen begegnet werden soll,
erscheint etwas zufillig und nimmtkeinen
Bezug auf die damit verbundenen Poten-
ziale und Hindernisse. Vor allem der aus-
driickliche Fokus auf Regionen in dul8ers-
ter Randlage scheint zweifelhaft, da die
Entwicklungsherausforderungen dieser
Gebiete nicht notwendigerweise schlech-
ter sind als in anderen Teilen der Uni-
on. Eine explizite Berticksichtigung der
rdumlichen Entwicklungsvoraussetzun-
gen und der rdumlichen Vielfalt wére
wiinschenswert.

e Art.14-Partnerschaftsvereinbarung: Die
bilateralen Partnerschaftsvereinbarungen
zwischen den Mitgliedstaaten und der Eu-
ropdischen Kommission diirften wenig ge-
eignet sein, die transnationale Zusammen-
arbeit strategisch auszurichten. Deshalb
ist zu tiberlegen, ob fiir die transnationale
Zusammenarbeit ein anderes Formatnot-
wendigist, um diese strategische Orientie-
rung zu leisten.

e Art. 24 — Operationelle Programme: Die
in diesem Artikel geregelten Inhalte der
Operationellen Programme nehmen kei-
nen expliziten Bezug auf rdumliche Be-
lange. Es wére wichtig, dass die raumli-
chen Entwicklungsvoraussetzungen und
die Vielfalt der Programmgebiete in den
Operationellen Programmen aufgegriffen
werden. Dies gilt fiir die Analyse des Pro-
grammgebietes, die Formulierung der Pri-
oritditen und MaBnahmen, die Auswahlkri-
terien der Projekte und das Monitoring.

5.2 Programme zur transnationa-
len Zusammenarbeit
(INTERREG B)

Die Grundlage fiir eine starke Beriicksichti-
gung rdumlicher Aspekte in der transnatio-
nalen Zusammenarbeit (INTERREG B) wird
in den Programmen gelegt. In der Beschrei-
bung und Analyse des Programmraumes wer-
den der Handlungsbedarf und dessen raumli-
che Spezifika dargelegt. Dies wird dann in Zie-
le und Mallnahmen tibersetzt, die sowohl den
allgemeinen Anforderungen der entsprechen-
den EU-Verordnungen als auch den raumspe-
zifischen Bedarfen des Programmraumes ge-
recht werden miissen.

Seitens des Bundesministeriums fiir Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) werden
ausgewdhlte INTERREG B-Projekte dariiber
hinaus durch Mittel aus dem Bundespro-
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gramm ,Transnationale Zusammenarbeit*
unterstiitzt. Dabei handelt es sich um Projekte,
die aufgrund ihres thematischen und rdumli-
chen Schwerpunktes auf nationaler und eu-
ropdischer Ebene besonders bedeutsam sind.
Damit ist die Verankerung der territorialen Ko-
hésion in den Programmen der transnationa-
len Zusammenarbeit auch bedeutend fiir das
Bundesprogramm und die Realisierung seiner
rdumlichen Zielsetzungen.

Derzeit beginnen die ersten Vorarbeiten fiir
die Erarbeitung der INTERREG B-Programme
2014-2020. Seit der Erarbeitung der Program-
me fiir die aktuelle Periode gab es viele Ver-
dnderungen im Bereich der rdumlichen Poli-
tik auf EU-Ebene. So gibt es inzwischen u. a.
neue raumlich ausgerichtete Referenzdoku-
mente wie das Griinbuch zur territorialen Ko-
hésion (Europdische Kommission 2008), die
Territoriale Agenda 2020 (TA2020 2011) sowie
die von der polnischen Ratsprasidentschaft er-
arbeiteten Unterlagen (Bohme u. a. 2011). Die-
se Dokumente sollten bei der Erarbeitung der
neuen Programme beriicksichtigt werden und
konnen hoffentlich dazu beitragen, den raum-
bezogenen Ansatz der INTERREG B-Program-
me zu festigen bzw. zu stdrken.

Gleichzeitig wurden mit der Europa 2020-Stra-
tegie (KOM(2010) 2020 endgiiltig 2010) auch
politikfelderiibergreifende Ziele festgelegt, die
von den zukiinftigen INTERREG-Programmen
bedient werden miissen.

Um die rdumlichen Bediirfnisse in den Pro-
grammen besser zu beriicksichtigen, bedarf es
nicht nur Referenzen zu den entsprechenden
Politikdokumenten, sondern auch einer raum-
spezifischen Analyse der Programmgebiete.
Die SWOT-Analysen der Programme miis-
sen rdaumlich ausgerichtet sein und die Her-
ausforderungen und Chancen der Raument-
wicklung sowie die rdumlichen Charakteristi-
ka der Programmgebiete beleuchten. In die-
sem Zusammenhang kann der Hintergrund-
bericht ,How to strenghten the territorial di-
mension of Europe 2020 and the EU Cohesi-
on Policy“ der polnischen Ratsprasidentschaft
von Interesse sein (B6hme u. a. 2011). Weiter-
hin lassen sich die raumlichen Zielsetzungen
starken, indem auf Programmebene weiterge-
hende Aufgaben und Mafnahmen festgelegt
werden, die es im Laufe der Programmperio-
de umzusetzen gilt. Diese sollten mafgeblich
seitens des jeweiligen Gemeinsamen Techni-
schen Sekretariats (GTS) sowie der Contact
Points, wie dem BBSR, eingefordert werden.
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Dazu gehoren vor allem

e auf den Programmraum bezogene Aus-
wertungen des Programms bzw. von the-
matischen und rdumlichen Projektgrup-
pen, die z. B. hinterfragen, inwieweit das
abgedeckte Themenspektrum zu einer in-
tegrierten Raumentwicklung beitragt

e Auswertungen, die programmraumiiber-
greifend auf Teilrdume (z. B. Norddeutsch-
land, einzelne oder funktional stark ver-
flochtene Bundesldnder) und deren
Raumentwicklung eingehen

e die Umsetzung von Kapitalisierungspro-
jekten mit ausgewiesenem Raumbezug,
die es nicht in INTERREG involvierten Ak-
teuren moglich machen INTERREG-Er-
gebnisse zu nutzen

e eineexplizitaufrdumliche Entwicklungen
und Ziele fokussierende Offentlichkeitsar-
beit, die sich die aufgefiihrten Auswertun-
gen und Projekte zunutze machen sollte,
um eine breitere Offentlichkeit als die mit
INTERREG befassten Personen- und Ins-
titutionenkreise zu erreichen.

5.2.1 Rdumliche Prioritdten im Lichte der
vorgeschlagenen EU-Verordnung

Nach den Vorschldgen der Europdischen
Kommission sollen sich die Programme der
nichsten Periode durch eine deutlich stérkere
thematische Fokussierung auszeichnen. Dazu
wurde in Artikel 9 des Vorschlages zur allge-
meinen Verordnung eine thematische Liste
prasentiert. Gemal Artikel 5 der vorgeschlage-
nen ETZ-Verordnung darfjedes INTERREG B-
Programm bis zu vier Themen aus dieser Liste
auswihlen. Diese Ambitionen stehen im Wi-
derspruch zu einer Starkung raumlicher Ziele
in der ndchsten Forderperiode.

Eine thematische Fokussierung kann zwar
niitzlich sein, um durch die damit einherge-
hende Biindelung die Schlagkraft der territo-
rialen Zusammenarbeit im Allgemeinen und
der transnationalen Zusammenarbeit im Be-
sonderen zu eth6hen und den Mehrwert bes-
ser demonstrieren zu konnen; doch ist die in
Artikel 9 vorgelegte Liste eher kontraproduk-
tiv. Die vorgeschlagenen Themen haben eine
zu starke fachpolitische Ausrichtung. Dadurch
wird die Entwicklung von sektoralen Projekten
zulasten integrierter Projekte und Raument-
wicklungsansétze erleichtert. In der Tat diirf-
te es schwierig sein, die angestrebte integrier-
te Raumentwicklung mit diesen Investitions-
prioritdten zu fordern, da unter den einzel-
nen Themen rdumliche Fragen zumeist nur
punktuell aufgegriffen werden kénnen. Fer-
ner diirfte es schwierig werden, die Ziele der
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TA2020 mit dieser Themenauswahl in die Pro-
gramm- und Projektentwicklung einzubrin-
gen, ohne sie dabei auf einzelne Teilaspekte
zureduzieren. Im Sinne der Starkung der ter-
ritorialen Kohésion ergeben sich fiir die wei-
tere Erarbeitung der relevanten Verordnungen
und Programme folgende Optionen:

e Verdnderung der ETZ-Verordnung und
moglichst auch der Allgemeinen EFRE-
Verordnung im Sinne der integrierten
Raumentwicklung

e Bisherige Verordnungsentwiirfe werden
weitgehend den endgiiltigen Verordnun-
gen entsprechen.

Um die erste Alternative zu realisieren, muss
die Kritik an den Investitionsprioritdten des
Verordnungsvorschlags im Zusammenhang
mit den Aufgaben und Zielsetzungen der
transnationalen Zusammenarbeit, wie sie u.
a. von der MKRO (2011) und dem Bundes-
rat (2012) formuliert worden sind, durch die
in INTERREG involvierten zentralen Akteure
(u. a. BMVBS, BBSR, GTS) an die Europdische
Kommission kommuniziert werden.

Um diese Anderungen zu erwirken, kénn-
ten fiir die ETZ-Verordnung zwei alternati-
ve Herangehensweisen fiir die Themenaus-
wahl vorgeschlagen werden. Die erste Alter-
native bestiinde dann darin, fiir die ETZ-Ver-
ordnung eine eigene Themenliste vorzuschla-
gen, die einen expliziten Bezug zu den Zielen
der TA2020 aufweist. Im Rahmen dieser The-
menliste konnten dann wiederum eine Aus-
wahl und damit eine thematische Fokussie-
rung erfolgen, die an die jeweiligen Bediirf-
nisse der Programmrdume angepasst ist. Als
zweite Alternative kdnnte zwar die in Artikel 9
der Allgemeinen EFRE-Verordnung aufgefiihr-
te Themenliste zur Anwendung kommen. In
der ETZ-Verordnung wére dann jedoch die Be-
schrankung auf die bisher vorgesehene fach-
politische Auswahl aufzuheben. Eine Fokus-
sierung in den Programmen der territorialen
Zusammenarbeit kénnte dann quer zu den
fachpolitischen Themen durch Fokussierung
auf ausgewdhlte rdumliche Zielsetzungen —
etwa entsprechend der TA2020 — ohne fach-
politische Fokussierung erfolgen.

Ist es nicht mdéglich diese Verdnderungen in
den Verordnungen zu erreichen, so diirften
die Verordnungsentwiirfe weitgehend den
endgiiltigen Verordnungen entsprechen. In
diesem Fall stellt sich die Frage, ob entweder
der Status der Liste auf den einer Empfehlung
heruntergestuft werden kann oder wie man
mit der vorgegebenen Liste und der Auswahl
von nur vier Themen die Ziele der integrierten
Raumentwicklung am besten erreichen kann.

Abb. 7 illustriert vereinfacht, wie die Ziele der
TA2020 in INTERREG so aufgegriffen werden
kénnen, dass sie zu den in der Verordnung
vorgeschlagenen Themen passen. Dabei han-
delt es sich um mogliche Beispiele. Die unter-
schiedlichen Felder konnen ggf. noch differen-
zierter ausgefiillt werden.

Die Tabelle zeigt, wie sich trotz der mangeln-
den Beriicksichtigung des Raumes in den The-
men Verbindungen mit den Zielen der TA2020
herstellen lassen. Wie genau diese Verbindun-
gen aussehen, hidngt von den rdumlichen Ge-
gebenheiten der INTERREG B-Rdume ab.
Insgesamt lassen sich zu allen Prioritdten der
TA2020 Beziehungen aus den Verordnungs-
themen ableiten. Gleichwohl macht die Tabel-
le deutlich, dass die ,Dichte‘ der potenziellen
Verbindungen zwischen den Prioritdten vari-
iert, mit anderen Worten: Nicht alle TA2020
Prioritdten kdnnen im gleichen Ausmal3 mit
den in der Verordnung genannten Themen in
Verbindung gebracht werden. Auch wenn die
vorgeschlagenen Themen durchaus Moglich-
keiten fiir eine transnationale Zusammenar-
beit zur Erreichung der Ziele der integrierten
Raumentwicklung bieten, bleiben dennoch
drei entscheidende Aspekte offen:

e Relevante Themen: Fiir jeden INTERREG
B-Programmraum wire zu kldren, ob
durch die Themen der Allgemeinen EF-
RE-Verordnung wichtige rdumliche Ent-
wicklungsfragen ausgeklammert werden.
Sollten die Themen dieser Verordnung
wichtige Entwicklungsfragen in einem
Raum ausschlieBen, setzt die Beschrin-
kung auf diese Themen die falschen Si-
gnale und ggf. werden entscheidende
rdumliche Entwicklungsfragen in einem
Programm nicht adressiert. Dies kdonnte
zeitnah im Rahmen der derzeit beginnen-
den SWOT-Analysen fiir die néchste Pro-
grammperiode von den Programmen ge-
priift und entsprechende Themen kénnten
in die derzeit laufenden Konsultationspro-
zesse eingebracht werden.

¢ Integrierte Raumentwicklung: Bemiihun-
gen, aus der Kombination von TA2020-
Prioritdten und den Themen der Allge-
meinen EFRE-Verordnung eine Auswahl
zu treffen, riskieren, dass die ausgewdhl-
ten Themen zu eng fiir eine integrier-
te Raumentwicklung sind, wie in Abb. 7
deutlich wird. Eine integrierte Raument-
wicklung, die unterschiedliche relevante
Entwicklungsdimensionen zusammen-
fiihrt, wire nicht mdéglich — ebenso wenig
wie die gezielte Arbeit mit der Umsetzung
der TA2020-Prioritdten.
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Rdumlich zusammenhingende Heraus-
forderungen und Entwicklungschancen:
Die Themen, die sich aus Abb. 7 ergeben,
legen vor allem eine Zusammenarbeit im
Bereich von rdumlich getrennten Heraus-
forderungen und Entwicklungschancen
nahe. Dadurch kann ein groles Potenzi-
al der transnationalen Zusammenarbeit
nicht ausgeschopft werden. Eine thema-
tische Fokussierung auf die Prioritdten der
TA2020 ohne fachpolitische Differenzie-
rung sowie eine Beschriankung auf rdum-
lich zusammenhéngende Probleme und
Potenziale wiére im Sinne der integrierten
Raumentwicklung und territorialen Kohé-
sion zielfithrender.
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Zur Starkung raumlicher Belange und des An-
satzes der integrierten Raumentwicklung wére
es daher begriilenswert, wenn die TA2020
oder ihre einzelnen Prioritdten in die The-
menliste der Allgemeinen EFRE-Verordnung
oder zumindest der ETZ-Verordnung aufge-
nommen werden konnten. Um dies zu errei-
chen, bedarf es der Einforderung raumbezo-
gener Themen in den Verordnungen durch
die relevanten Akteure. Neben GTS, Contact
Points etc. wére auch zu {iberlegen, inwieweit
sich das NTCCP hierbei einbringen kann.
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Abbildung 7: Die Themen der EFRE-Verordnung und der TA2020 als Basis der INTERREG B-Programme

Themen
TA2020

Themen
EFRE-Verordnung

Starkung von For-
schung, techno-
logischer Ent-
wicklung und
Innovation

Verbesserung der
Zuganglichkeit so-
wie der Nutzung
und Qualitat der In-
formations- und
Kommunikations-
technologien

Starkung der Wett-
bewerbsfahigkeit
kleiner und mittle-
rer Unternehmen,
des Agrarsektors
(beim ELER) und
des Fischerei- und
Aquakultursektors
(beim EMFF);

Férderung der Be-
strebungen zur
Verringerung der
CO2-Emissionen in
allen Branchen der
Wirtschaft

Férderung der An-
passung an den
Klimawandel sowie
der Risikopraventi-
on und des Risiko-
managements

Umweltschutz und
Foérderung der
Ressourceneffizienz

Férderung von
Nachhaltigkeit im
Verkehr und Besei-
tigung von Engpas-
sen in wichtigen
Netzinfrastrukturen

Férderung von Be-
schaftigung und
Unterstiitzung

der Mobilitat der
Arbeitskrafte

Férderung der so-
zialen Eingliede-
rung und Bekamp-
fung der Armut

Investitionen in Bil-
dung, Kompeten-
zen und lebenslan-
ges Lernen

Verbesserung der

institutionellen Ka-
pazitdten und For-
derung einer effizi-
enten o6ffentlichen

Verwaltung

Férderung ei-

ner polyzentri-
schen und aus-
gewogenen
Raumentwicklung

® Polyzentrische
FuE, d.h. Abmilde-
rung der Konzentra-
tionstendenzen im
FuE Bereich

¢ Kleinteilige Inno-
vation mit raumspe-
zifischen Anséatzen

e Raumlich ausge-
wogener Zugang
zu IKT- Infrastruktur
und Diensten

® Polyzentrische
Strukturen zur For-
derung des Mit-
telstands, d.h.
Bremsung von wirt-
schaftlichen Zentra-
lisierungstendenzen
und regionale Wirt-
schaftsnetze

® Polyzentrische
Raumstrukturen zur
Verringerung regi-
onaler Transport-
wege

e Polyzentrische
Strukturen fur le-
benslanges Lernen

Quelle: eigene Darstellung

Foérderung der in-
tegrierten Ent-
wicklung in Stad-
ten, landlichen
Gebieten und
Sonderregionen

e Raumlich ausge-
wogener Zugang
zu IKT- Infrastruktur
und Diensten

e Stadt-Land-Be-
ziehungen zur For-
derung des Mit-
telstands und
kleinraumige Pro-
duktions- und Kon-
sumtionsmuster

e Nachhaltige
Transportlésungen
fur Stadt-Land-Be-
ziehungen

® Bestimmte Fra-
gen koénnen nur ge-
meinsam gelost
werden

Territoriale Inte-
gration in grenz-
uberschreitenden
und transnationa-
len funktionalen
Regionen

e GrenzUberschrei-
tende FuE und In-
novationsprojekte

e KT-Lésungen und
Dienste zur Stéar-
kung / Integration
grenzibergreifen-
der Regionen

® Funktionsraum-
liche Integration

zur Starkung des
grenzUberschreiten-
den Absatzmarkts

e GrenzUberschrei-
tende Arbeit mit Ri-
sikopravention und
Risikomanagement

e GrenzUberschrei-
tende Arbeit zum
Umweltschutz und
der Ressourcenef-
fizienz

e Nachhaltige Lo-
sungen fur Eng-
passe in grenz-
Uberschreitenden
Netzen

* grenzlberschrei-
tende funktions-
raumliche Arbeits-
und Bildungsmérkte

e grenzUberschrei-
tende funktions-
raumliche Arbeits-
und Bildungsméarkte

® Bestimmte Fra-
gen koénnen nur ge-
meinsam gelost
werden

Gewahrleistung der
globalen Wettbe-
werbsfahigkeit von
Regionen durch
eine starke lokale
Wirtschaft

® Globale Wettbe-
werbsfahigkeit von
Regionen durch in-
novative und FUE
starke lokale und
regionale Wirtschaft

e GrenzUbergrei-
fende IKT-Lésungen
und Dienste zur
Starkung der loka-
len und regionalen
Wirtschaft

e Funktionsraumli-
che Integration zur
Starkung der globa-
len Konkurrenzkraft
(Image, Netzwerke,
Cluster)

e CO2-neutrale
bzw. -arme lokale
und regionale Wirt-
schaft

e grenzUberschrei-
tende funktions-
raumliche Arbeits-
und Bildungsméarkte

® grenzUberschrei-
tende funktions-
raumliche Arbeits-
und Bildungsméarkte

Verbesserung der
territorialen Anbin-
dung fir den Ein-
zelnen, fur Ge-
meinden und
Unternehmen

e Raumlich ausge-
wogener Zugang
zu IKT- Infrastruktur
und Diensten

e Raumliche Anbin-

dung zur Starkung
von Handelbezie-
hungen

¢ Nachhaltige Ver-
kehrsgestaltung
durch Abschéatzung
und Minimierung
von negativen Ver-
kehrswirkungen

Verwaltung und
Verknupfung der
Umwelt, Land-
schafts und Kul-
turgtiter von
Regionen

® Integration und
Abstimmung der
EinzelmaBnahmen
in Ubergreifenden
Ansatzen

o Effizienzsteige-
rung durch gemein-
sames Agieren und
gemeinsame Stra-
tegien
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5.2.2 Projektausschreibung und
-generierung

Geht man von dem aktuellen Entwurf der ETZ-
Verordnung aus, werden auf Programmebene
die Prioritdten — dhnlich wie in der laufenden
Programmperiode - fachpolitisch und nicht
rdumlich formuliert sein. Dies hat Auswir-
kungen auf die thematische Ausrichtung von
Projektausschreibungen bzw. die Projektge-
nerierung. An dieser Stelle muss die Uberset-
zungsleistung von der fachpolitischen auf die
rdumliche Orientierung erfolgen, indem bei
der Projektausschreibung und -generierung
ein expliziter Beitrag zur integrierten rdumli-
chen Entwicklung eingefordert wird.

Eine zentrale Rolle spielen dabei (a) die rdum-
lichen Besonderheiten des Programmgebie-
tes, z. B. im Vergleich zu anderen Teilen Eu-
ropas, und (b) die unterschiedlichen Raum-
typen innerhalb des Programmgebietes. Ent-
lang dieser beiden Punkte kdnnen die rdum-
lich eher unspezifischen Themen rdumlich zu-
gespitzt werden und somit zu einer integrier-
ten Raumentwicklung beitragen. Hierbei sol-
len raumrelevante Uberlegungen die Tiefen-
schérfe erreichen, die notwendig ist, um den
raumlichen Spezifika und der Vielfalt der Pro-
grammrdume gerecht zu werden. Gleichzeitig
darf die rdumliche Differenzierung (innerhalb
des Programmgebietes) nicht so verengt wer-
den, dass sie die Umsetzung der Programme
erschwert bzw. innerhalb der Programme Gra-
benkdmpfe zwischen unterschiedlichen Teil-
rdumen heraufbeschwort.

Um eine nachhaltige Integration der rdum-
lichen Aspekte in INTERREG B-Projekten si-
cherzustellen, sollten bei der Projektausschrei-
bung bzw. der Generierung von Projekten fol-
gende Punkte beachtet werden:

¢ Notwendigkeit: INTERREG B fordert die
Projektzusammenarbeit {iber nationale
Grenzen. Dabei sollen Herausforderun-
gen und Entwicklungsméglichkeiten im
Vordergrund stehen, die ohne die Zusam-
menarbeit mit Partnern in anderen Lan-
dern nicht oder nicht so gut gelost werden
konnten. Daher ist eine der zentralen Fra-
gen, inwiefern die Zusammenarbeit zur
Losung der Aufgabe notwendigist. Im Sin-
ne der TA2020 geht es dabei auch um die
Notwendigkeit des Projektes fiir die Raum-
entwicklung im Programmgebiet.

¢ Raumbezug: INTERREG hat eine Veranke-
rung in der Raumentwicklung und daher
sollen auch die einzelnen Projekte einen
Raumbezug haben und zu den Zielen der
Raumentwicklungbeitragen. Einen deutli-
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chen Bezugzu den Zielen der TA2020, eine
Raumrelevanz des Projektthemas oder kla-
re Beziige zu den rdumlichen Charakteris-
tika des Programmraums oder bestimmter
Teilrdume konnen den Raumbezug illust-
rieren. In der Projektentwicklung sollte der
Raumbezug eines Projektes daher deutlich
herausgearbeitet werden.

¢ Rédumlich zusammenhéngende Heraus-
forderung: Erfahrungen aus fritheren Pro-
grammperioden haben gezeigt, dass der
(tiber die Projektteilnehmer hinausgehen-
de) Mehrwert der transnationalen Zusam-
menarbeit oft besser erkennbar ist, wenn
Projekte sich mit rdumlich zusammen-
hingenden Herausforderungen beschif-
tigen, die nur gemeinsam gemeistert wer-
den kénnen. Diese Projekte kdnnen den
Mehrwert der transnationalen Arbeit kla-
rer darstellen und einfacher vermitteln.
Daher wiére es sinnvoll, in Zukunft mehr
Projekte dieser Art zu férdern. Bei Projek-
ten zu rdumlich voneinander getrennten
Herausforderungen sollte das Raumty-
pische im Vordergrund stehen. In diesen
Projekten spielt oft der Erfahrungsaus-
tausch eine groBere Rolle.

e Raumrelevante Partner: INTERREGist ein
Instrument, bei dem der Partnerschaftsge-
dankeim Vordergrund steht. Fiirdie Raum-
entwicklungist die Teilnahme derlokalen,
regionalen und/oder fachlichen Entschei-
dungstriger ein wichtiger Schliissel zum
Erfolg. Daher sollte eine Projektausschrei-
bungund Projektentwicklung auch immer
Raum fiir neue Ideen und Ansétze und ins-
besondere fiir die Integration relevanter
und neuer Akteursgruppen bieten. Die Zu-
sammenarbeit mit neuen Akteuren und/
oder zu neuen Themen stehtjedoch groRe-
ren Herausforderungen gegeniiber als die
Arbeit mit althergebrachten Themen und
Partnerschaften. Hier sollten andere MaR-
stdbe der Erfolgskontrolle angelegt werden
als bei etablierten Akteuren und Themen.
Aullerdem bediirfen sie u. U. einer spezi-
fischen Projektbetreuung.

Zusammenfassend ergibt sich eine Reihe von
Punkten, die bei der Projektausschreibung
und bei der Entwicklung von Projektideen be-
achtet werden sollte — abgesehen von den for-
malen Aspekten, die sich aus den Forderstruk-
turen ergeben. Die Textbox enthélt einen ent-
sprechenden Vorschlag fiir Formulierungen,
die in zukiinftigen Ausschreibungen benutzt
werden kénnten.



Territorialer Zusammenhalt in der transnationalen Zusammenarbeit

INTERREG B férdert

e Projekte zu Raumentwicklungsfragen, die eine transnationale Zusammenarbeit not-
wendig machen bzw. in Zusammenarbeit besser geldst werden kénnen.

e Projekte mit deutlichem Bezug zu den Zielen der TA2020 und klaren Bezligen zu den
rdumlichen Herausforderungen des Programmraums oder bestimmter Teilrdume.

e Projekte zur Bearbeitung von raumlich zusammenhangenden Herausforderungen
oder Entwicklungschancen. Bei raumlich getrennten Herausforderungen oder Ent-
wicklungschancen sollte das Raumtypische im Vordergrund stehen.

e Projekte, bei denen fur die Raumentwicklung relevante Entscheidungstréager in neuen
Konstellationen zusammenarbeiten und somit innovative ,Durchbriche’ in wichtigen

Raumentwicklungsfragen erzielen kénnen.

5.2.3 Projektbewertung

Die Bewertung von Projektideen und Projekt-
antrigen ist entscheidend fiir den spéteren Er-
folg des Programms. Daher sollte der zu er-
wartende Mehrwert der Projekte besonders
beriicksichtigt werden. Um die rdumlichen
Belange zu stdrken, sollte dabei auch die Fra-
ge beriicksichtigt werden, wie ein Projekt zur
Erreichung rdumlicher Ziele beitrégt.

Der Mehrwert von INTERREG-Projekten ist
sehr facettenreich. Der grundlegende Gedan-
ke ist stets, dass man in Zusammenarbeit iiber
nationale Grenzen - sei es im grenzregionalen
oder transnationalen Bereich - eine Heraus-
forderung meistern kann, die man nicht meis-
tern konnte, ohne {iber die Grenzen zu gehen.

Der Diskussion des Mehrwerts der transna-
tionalen Zusammenarbeit liegen implizit oft
auch raumliche Uberlegungen zugrunde. Dies
gilt sowohl hinsichtlich der Kooperationsgeo-
grafie als auch der raumlichen Ebenen, fiir die
ein Mehrwert erzielt werden soll. Um den Bei-
trag zu den Zielen der Raumentwicklung deut-
lich zu machen, sollten jedoch auch noch ei-
nige andere Punkte bei der Projektbewertung
beriicksichtigt werden:
¢ Relevanz fiir die Raumentwicklung: Die
iibergreifende Frage ist dabei, ob die ge-
planten Projektthemen fiir die Raument-
wicklung in der Programmregion relevant
sind. Diese sehr komplexe Frage kann z.
B. auch vereinfacht abgepriift werden, in-
dem man den Bezug zur SWOT-Analyse
des Programmes abfragt. Dort sollten die
wichtigen Fragen der Raumentwicklung
des Programmgebietes erfasst sein.

Bezug zu den TA2020-Zielen: Wenn IN-
TERREG zur Umsetzung der TA2020 bei-
tragen soll, sollte ganz klassisch auch der
Bezug zu den Zielen der TA2020 abgefragt
werden. Dazu ist es natiirlich notwen-
dig, dass die Referenzdokumente auf eu-
ropdischer und Programmebene auf die
TA2020 verweisen (vgl. Vorschldge in Ab-
schnitt 5.2.1).

Spezifika des Programmraums: Jeder Pro-
grammraum hat bestimmte rdumliche
Spezifika. Die Raumrelevanz eines Pro-
jektes kann z. B. auch dadurch zum Aus-
druckkommen, dass das Projekt Bezug auf
die spezifischen raumlichen Charakteris-
tika, Potenziale oder Hindernisse des Pro-
grammraums Bezug nimmt.
Teilrdumliche Differenzierung: Je nach
Projektthema kann es schwierig sein, ei-
nen Bezug zu den rdumlichen Charak-
teristika des gesamten Programmrau-
mes herzustellen. Der Raumbezug kann
auch durch teilrdumliche Differenzierun-
gen zum Ausdruck kommen. Dies kon-
nen z. B. stadtische oder lindliche Rdume
sein, Kiisten- oder Berggebiete, periphere
oder altindustrielle Rdume. Projekte, die
ihre Fragestellungen direkt auf bestimm-
te rdumliche Typen innerhalb des Pro-
grammgebietes ausrichten, haben auch
eine klare rdumliche Perspektive.
Horizontale Integration: In INTERREG
und der Raumentwicklung im Allgemei-
nen spielt die fachiibergreifende Dimen-
sion eine wichtige Rolle. Die Kooperati-
on von Raumentwicklung und relevanten
Fachpolitiken wird in vielen INTERREG-
Projekten erfolgreich betrieben. Um sie
auch in zukiinftigen Projekten weiter zu
verfolgen, sollte die fachiibergreifende Ko-
operation bei der Projektbewertung be-
riicksichtigt werden.
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Abbildung 8: Checkliste zur Projektbewertung
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Ggf. Einschatzung des
Programmpréferenzen Projekts

Ist das Projekt relevant fir die Raumentwicklung im Programmgebiet

(Bezug zur Programm-SWOT)?

Hat das Projekt einen Bezug zu den TA2020 Zielen?

Nimmt das Projekt Bezug auf die raumlichen Charakteristika des

Programmraumes?

Arbeitet das Projekt mit einer teilrdumlichen Differenzierung innerhalb

des Programmraumes?

Tragt das Projekt zur horizontalen Integration bei?

Sind die fiir das Projektthema relevanten lokalen Akteure
eingebunden?

Quelle: eigene Darstellung

¢ Relevante Akteure: Barca (2009) unter-
streicht in seinen Ausfithrungen, dass die
Involvierung der relevanten ,lokalen Eli-
ten‘ wichtig fiir die integrierte rdumliche
Entwicklung ist. Mit Bezug auf INTER-
REG bedeutet dies im Prinzip, dass die fiir
die Projektthemen relevanten lokalen Ak-
teure mit an Bord sein miissen. Sie brau-
chen nicht unbedingt als Partner dabei zu
sein, sollten aber im Projektdesign bertick-
sichtigt werden. Fiir die Projektbewertung
bedeutet dies, dass jeweils zu priifen ist,
inwieweit die wichtigen Akteure aller re-
levanten Ebenen einbezogen worden sind.

Zusammenfassend ergibt sich eine Reihe von
Aspekten, die bei der Projektbewertung bzgl.
des zu erwartenden Mehrwerts und der Be-
riicksichtigung der rdumlichen Ziele beriick-
sichtigt werden sollten. Wir haben diese Punk-
te kurz in einer Checkliste mit unterschiedli-
chen Schliisselfragen zusammengestellt (Abb.
8). Dabei werden unterschiedliche Punkte of-
fen abgefragt, um die Projekte vergleichbar zu
machen und Bewusstsein fiir die relevanten
Fragen zu schaffen. Da die Fragen per se keine
Wertung enthalten, wurde eine separate Spal-
te eingefiigt, in der die fiir die Programmge-
staltung verantwortlichen Akteure z. B. die ei-
genen Préferenzen dokumentieren und diese
somit zur Bewertung nutzen kénnen.

5.3 Makroregionale Strategien

Makroregionale Strategien sind ein neues Ins-
trument in der EU, das aktuell in ersten Regio-
nen getestet wird. Die Ansétze gehen im Prin-
zip auf verschiedene Initiativen zur regiona-
len Profilierung und zur europédischen Wahr-

nehmung regionaler Herausforderungen (z. B.
Ostseerauminitiative, EU-Mittelmeerstrategie)
(vgl. Gérmar 2010: 581) sowie auf die Uberle-
gungen im Rahmen der Nordlichen Dimensi-
on 2004 zuriick. Im Dezember 2007 riefen die
Mitgliedstaaten die Kommission dazu auf, un-
ter der Leitung der Generaldirektion Regional-
politik eine Strategie fiir den Ostseeraum zu
entwickeln. Inzwischen sind zwei makroregi-
onale Strategien vom Europdischen Rat ver-
abschiedet worden: 2009 fiir den Ostseeraum
und 2011 fiir den Donauraum. Dariiber hinaus
sind weitere makroregionale Strategien in der
Diskussion bzw. in Arbeit, z. B. im Alpen- und
im Nordseeraum.

5.3.1 Motivation und Zielsetzungen
makroregionaler Strategien

Die Strategien, Ziele und Aktionsprogramme
werden in komplexen Prozessen erarbeitet, die
— etwas {iberspitzt — auf zwei wichtigen Annah-
men beruhen:

e Zusammenarbeitsbedarf: Es gibt be-
stimmte politisch relevante Fragen, die
in Zusammenarbeit auf makroregionaler
Ebene besser gelost werden kénnen als
von den einzelnen Mitgliedstaaten oder
auf EU-Ebene.

¢ Bestehende Akteursgeflechte: In den Ma-
kroregionen gibt es unterschiedliche Ak-
teure, die relevante Fragen mit unter-
schiedlichen (auch transnationalen)
Aktionsbereichen, Instrumenten und Pro-
grammen bearbeiten. Die makroregiona-
len Strategien sollen nicht in Konkurrenz
zu diesen stehen, sondern vielmehr eine
Koordinationsplattform fiir die bestehen-
den Strukturen bieten.
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Letztlich sollen die Ziele der Strategien durch
eine Reihe von MaRnahmen erreicht werden,
die auch einen wichtigen Beitrag zur Umset-
zung der umfassenderen Europa 2020-Stra-
tegie fiir intelligentes, nachhaltiges und inte-
gratives Wachstum leisten. Einigen Autoren
zufolge sollen die Makrostrategien dariiber
hinaus zur praktischen Umsetzung des Zie-
les der territorialen Kohésion beitragen (vgl.
Schymik 2011).

Die Strategien bauen dabei auf dem Prinzip
der ,drei Neins‘ auf, die die Umsetzungsspiel-
rdume entscheidend bestimmen (vgl. z. B.
Schymik 2011):

e Nein zu zusétzlichen EU-Geldern oder
Forderprogrammen: Die Umsetzung der
Strategien soll somit aus bestehenden eu-
ropdischen Férderprogrammen und nati-
onalen sowie regionalen Mitteln erfolgen.
Demnach sollen existierende Instrumen-
te unterschiedlicher rdumlicher Ebenen
innerhalb des jeweiligen Strategieraumes
(auch) in den Dienst der Strategie gestellt
werden.

e Nein zu neuen Institutionen: Die bereits
bestehenden Strukturen der Zusammen-
arbeit auf unterschiedlichen rdumlichen
Ebenen sollen genutzt, ausgebaut und in-
tensiviert werden, um die Ziele der Strate-
gien zu verfolgen, ohne dass diese institu-
tionell verankert werden.

e Nein zu neuen EU-Gesetzen: Der fiir die
Umsetzung der Strategien notwendige
Rechtsrahmen bezieht sich {iberwiegend
auf die nationale Ebene der beteiligten
Lander sowie die jeweilige makroregiona-
le Ebene. Damit wird in den Gesetzen ein
expliziter Bezug zu den makroregionalen
Bediirfnissen hergestellt.

Die Definition von Makroregionen und da-
mit die rdumliche Abgrenzung fiir die Stra-
tegien wird von Fall zu Fall pragmatisch po-
litisch gekldrt. Gormar (2010) und Dubois u.
a. (2009) haben das entsprechende Vorgehen
eingehend diskutiert und sind dabei auf die
beiden unterschiedlichen Typen von Makro-
regionen eingegangen, mit denen die Euro-
pdische Kommission arbeitet. An dieser Stelle
sei nur kurz darauf verwiesen, dass es sich bei
Ostsee- und Donauraum um Regionen han-
delt, denen einerseits funktionale (Verkehrs-
und Wirtschaftsrdume) und andererseits na-
turrdumliche Abgrenzungen zugrunde liegen.

Die Strategien wurden erstellt, da erkannt
wurde, dass sich bestimmte politische Fragen
besser in der Zusammenarbeit 16sen lassen.
Auch wenn der Ursprung einen klaren rdum-

lichen Bezug hat, ist damit nicht gesagt, dass
die Strategien automatisch auch zur Starkung
der rdumlichen Wahrnehmung und der Um-
setzung rdumlicher Ziele beitragen:

Eine Realisierung der rdumlichen Zielsetzun-
gen scheint in den makroregionalen Strate-
gien ndmlich eher schwierig zu sein. Bezii-
ge zu den konkreten Themen der TA2020 fin-
den sich zumeist nur indirekt, da die Themen
der makroregionalen Strategien sektoral und
nicht raumlich formuliert sind. Dennoch ist,
dhnlich wie bei der transnationalen Zusam-
menarbeit, davon auszugehen, dass sich bei
der Umsetzung Moglichkeiten ergeben, die
rdumliche Komponente starker zu bearbei-
ten und somit fachpolitische Beitrage zu den
rdumlichen Zielen der TA2020 zu leisten. Da
viele Projekte im Rahmen der territorialen Zu-
sammenarbeit finanziert werden (Savback u.
a.2011) und die INTERREG-,Gemeinde’ einen
GroQRteil der Projekttrédger stellt, ist davon aus-
zugehen, dass das rdumliche Gedankengut so-
mit durch die Hintertiire Eingang in die fach-
politischen Themen findet. Eine detaillierte
Untersuchung hierzu bedarf jedoch einer ei-
genen Studie.

Somit fordern die makroregionalen Strategien
nur indirekt das raumliche Denken, die Errei-
chung der Ziele der TA2020 und des territori-
alen Zusammenbhalts. Dubois u. a. (2009) ge-
hen jedoch davon aus, dass die Strategien auf
jeden Fall zur rdumlichen Integration beitra-
gen. Sie bringen unterschiedliche Akteure, Po-
litiken und Instrumente zusammen und leis-
ten somit einen Beitrag zur vertikalen und ho-
rizontalen Integration.

Der groBte Mehrwert der makroregiona-
len Strategien liegt in der Identifikation der
wichtigsten Themen, die in den Makroregio-
nen in Zusammenarbeit geldst werden miis-
sen. Ebenso zentral ist die Mobilisierung bzw.
Zusammenfiihrung unterschiedlicher Akteu-
re und Forderinstrumente, um an diesen The-
men zu arbeiten. Es wére zu viel, zu erwarten,
mit den makroregionalen Strategien dariiber
hinaus auch die inhaltlichen Ziele der TA2020
umsetzen zu konnen.

Fiir die Zielerreichung der makroregionalen
Strategien stellen die Flagship-Projekte® ein
wichtiges Element dar. Der zum Teil hohe
raumliche Konkretisierungsgrad der Flagship-
Projekte konnte das Einbringen von rdumli-
chen Fragestellungen und ggf. die Umset-
zung der TA2020 im Kleinen fordern. Derzeit
scheinen jedoch die meisten Flagship-Pro-
jekte rdumliche Aspekte oder gar die TA2020
nicht zu beachten. Insbesondere Multifonds-
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Dies sind als Vorzeigeprojekte
deklarierte Projekte und MaB-
nahmen, die in besonderer Wei-
se zur Zielerreichung der jewei-
ligen Strategie beitragen.
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Flagship-Projekte konnten eine Chance bie-
ten, gezielt raumliche Teilprojekte in die un-
terschiedlichen Flagship-Projekte zu integ-
rieren und damit rdumliche Zielsetzungen zu
stdrken.

5.3.2 INTERREG und die makroregionalen
Strategien

Makroregionale Strategien machen sich bisher
die territoriale und insbesondere transnatio-
nale Zusammenarbeit deutlich zunutze, um
die gesetzten Ziele zu erreichen. Durch &hnli-
che Abgrenzungen und Benennungen bleiben
die Unterschiede zwischen makroregionalen
Strategien und transnationalen Programmen
fiir den Laien oft unklar. Es gilt jedoch festzu-
halten, dass es sich dabei um zwei grundver-
schiedene Dinge handelt und die Strategien
keineswegs direkt an ein transnationales Pro-
gramm ankniipfen, weder geografisch noch
inhaltlich oder organisatorisch. Vielmehr kann
die Umsetzung der Strategien durch ein wei-
tes Spektrum unterschiedlichster Instrumen-
te gefordert werden, wobei ein territoriales Zu-
sammenarbeitsprogramm nur eines von vie-
len Instrumententypen ist. Im Ostseeraum z.
B. kann die Umsetzung der Strategie auf iiber
100 unterschiedliche Finanzierungsmoglich-
keiten zuriickgreifen, auch wenn dies in vie-
len Féllen eher eine theoretische Mdglichkeit
zu sein scheint und in Wirklichkeit die Finan-
zierung durch territoriale Zusammenarbeits-
programme — vor allem das Ostseeraumpro-
gramm — dominiert (Savbdck u. a. 2011). So-
mit sind de facto die territorialen Zusammen-
arbeitsprogramme, und hier insbesondere die
der transnationalen Zusammenarbeit, heute
einer der wichtigsten Stiitzpfeiler der Umset-
zung makroregionaler Strategien.

Im Zusammenhang mit den oben erlduter-
ten Flagship-Projekten stellt sich in diesem
Zusammenhang die Frage nach der Vergabe
und Bedeutung dieses ,Glitesiegels‘ bzw. Eti-
ketts. Aktuell wird das Etikett durch die Priori-
ty Area Coordinators, d. h. durch die innerhalb
einer Strategie fiir bestimmte Themen Haupt-
verantwortlichen, vergeben. Dabei werden je
nach Thema und hauptverantwortlichen Per-
sonen unterschiedliche Kriterien angelegt. Da
die Themen fachpolitisch und nicht raumpo-
litisch sind, werden rdumliche Uberlegungen
und Ziele bei der Etikettierung nicht beriick-
sichtigt. Damit stellt sich auch die Frage, was
das Etikett fiir ein Projekt oder einen Projekt-
antrag in einem INTERREG B-Programm be-
deuten soll. Da INTERREG B andere Ziele ver-
folgt als die makroregionalen Strategien und
auch einen anderen Mehrwert hat, sollte sich
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die transnationale Zusammenarbeit nicht vor-
rangig von den Etiketten der makroregionalen
Strategien — etwa bei der Projektgenehmigung
—leiten lassen.

Fur Forderinstrumente, die nicht von vornhe-
rein einen grenziiberschreitenden oder trans-
nationalen Charakter haben, wie z. B. nationa-
le oder regionale Programme, ist es oft schwie-
rig, Projekte zu fordern, die sich iiber das ei-
gene Programmgebiet hinaus erstrecken.
Da die Programme ihre Legitimitdt aus ih-
ren Programmgebieten schopfen, besteht der
Wunsch, das Geld auch in den eigenen Pro-
grammgebieten auszugeben und nicht unbe-
dingt Aktivitdten auerhalb des eigenen Pro-
grammgebietes zu férdern, auch wenn die-
se zum Wohle des eigenen Programmgebie-
tes sind. Zumindest fiir die EU-Programme
erlaubt das Regelwerk, bedingt Gelder au-
Berhalb des Programmgebietes auszugeben.
Ferner bewirbt die EU-Kommission regelrecht
das ,Aligning of Funding’, also die gegenseiti-
ge Anpassung und Abstimmung tiber die zu
verwendenden Mittel, wenn auch ohne gro-
Rere Erfolge.

Derzeit ist die Umsetzung der makroregiona-
len Strategien noch nicht weit fortgeschritten
und Uberlegungen fiir besser zugeschnittene
Fordermdoglichkeiten sind notwendig (Sav-
béck u. a. 2011). Die Diskussion der nidchsten
Strukturfondsperiode und die Entwicklung der
entsprechenden Programme bietet eine gute
Maoglichkeit, das Verhiltnis von territorialer
Zusammenarbeit und makroregionalen Stra-
tegien zu iiberdenken. Dabei ist auch zu fra-
gen, ob den transnationalen Kooperationspro-
grammen zukiinftig eine Schliisselrolle zuge-
wiesen werden sollte. Um die Diskussion zu
fordern, folgen hier einige Uberlegungen zu
moglichen Alternativen:

e Thematische Steuerung: Der aktuelle Vor-
schlag der Strukturfondsverordnungen
lasst vermuten, dass sich insbesondere
Programme der territorialen Zusammen-
arbeit thematisch an den makroregionalen
Strategien orientieren sollen. Somit tiber-
ndhmen die Strategien bei der Program-
mentwicklung und -umsetzung die Funk-
tionvon Leitbildern. Dabei bestehtjedoch
die Gefahr, dass die territorialen Program-
me als hauptsdchliche Umsetzungsinst-
rumente der Strategien gesehen werden.
Andere, sektoral orientierte Programme
koénnten sich somit aus der Verantwortung
genommen fiihlen, ohne dass die territo-
rialen Programme eigentlich die entspre-
chende Ausstattung und das entsprechen-
de Mandat bekommen hétten.
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e Strategie = Programm: Ausgewdhlte trans-
nationale Programme bekommen eine
Schliisselrolle bei der Umsetzung zuge-
wiesen und werden entsprechend finanzi-
ell ausgestattet und thematisch ausgerich-
tet, sodass sie vornehmlich der Umsetzung
einer makroregionalen Strategie dienen.
Dabei wiirde jedoch die Frage aufgewor-
fen, inwiefern diese Moglichkeit den oben
diskutierten thematisch integrativen Cha-
rakter der makroregionalen Strategien
schwicht und damit der urspriinglichen
Idee der Strategien zuwiderlduft.

¢ Makroregionale Strategietopfe & Sekre-
tariate: Bei dieser Alternative miissten alle
EU-Programme innerhalb einer Makrore-
gion einen bestimmten Prozentsatz ihrer
Fordermittel fiir die Umsetzung der ma-
kroregionalen Strategie bereitstellen. Um
den koordinierten Einsatz dieser Mittel zu
sichern, werden sie in einen gemeinsamen
Topf eingezahlt, iber den die Programm-
gremien gemeinschaftlich entscheiden.
Die technische Umsetzung bzw. Sekretari-
atsfunktion konnte dabeivon einem trans-
nationalen Programm unterstiitzt werden,
das Erfahrung mit transnationalen Umset-
zungsmechanismen hat.

e Komplementire Programme: Ein Gegen-
vorschlag zur thematischen Steuerung
wire es, die — aus Sicht der Raumentwick-
lung - thematischen Liicken in den mak-
roregionalen Strategien mit territorialen
und insbesondere den transnationalen
Programmen zu schlieBen. Dann wiirden
sich die territorialen Programme starker an
der TA2020 orientieren und komplemen-
tdr zu den makroregionalen Strategien ar-
beiten, die dann von den anderen EU- und
nationalen Programmen umzusetzen wa-
ren. Diese Variante wiirde zwar die rdumli-
che Komponente stédrken, erscheintjedoch
politisch unrealistisch und wiirde ggf. so-
gar sowohl die makroregionalen Strategi-
en als auch die territorialen Programme in
ihrer Bedeutung schwichen.

¢ INTERREG-Fokus auf Raumentwicklung:
Alternativ konnten INTERREG-Program-
me auch unabhéngig von den makroregi-
onalen Strategien entwickelt werden. Da-
bei wiirden die Programme die Fragen der
Raumentwicklung in den Vordergrund
stellen. An manchen Punkten kdme es
dann zu Uberschneidungen mit den ma-
kroregionalen Strategien, d. h., in diesen
Fillen wiirde INTERREG zu deren Umset-
zung beitragen. Fiir die Programme stiin-
dejedoch nicht dieser Beitrag, sondern die
Forderung von fiir die Raumentwicklung
im Programmraum relevanten Projekten
im Vordergrund.

Insgesamt erscheint es eher wahrscheinlich,
dass die makroregionalen Strategien und die
territorialen Programme in Zukunft in der ei-
nen oder anderen Form noch néher zusam-
menriicken. Um die Eigenstdndigkeit der IN-
TERREG-Programme zu bewahren, miissen in
Zukunft auch die Sektorprogramme und die
regionalen und nationalen Strukturfonds-
programme einen stiarkeren Beitrag zur Um-
setzung der Strategien ausweisen. Ansonsten
besteht die Gefahr, dass sowohl der Ansatz
und die Governance-Dimension der Strategi-
en als auch das rdumlich integrative Denken
der transnationalen Zusammenarbeit abge-
schwécht werden.

In Hinblick auf die Berticksichtigung rdumli-
cher Belange in INTERREG ist es wichtig, dass
die INTERREG-Programme ihre eigenen Pri-
oritdten entwickeln und nicht per Definition
die Prioritdten der makroregionalen Strate-
gien ibernehmen. In diesem Sinne wére die
oben diskutierte Variante ,INTERREG-Fokus
auf Raumentwicklung” erstrebenswert. Paral-
lel dazu kann die Umsetzung der makroregi-
onalen Strategien durch die Einrichtung von
makroregionalen Strategietopfen und Sekre-
tariaten gefordert werden.

Daher sollten sich die in die territorialen Pro-
gramme involvierten Akteure fiir (a) eine star-
kere Einbindung anderer Programme in die
Strategien, und (b) eine Starkung der rdum-
lichen Ziele in den Strategien und insbeson-
dere ihrer Umsetzungen (Stichwort TA2020)
einsetzen.
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6 Handlungsempfehlungen

Im Mittelpunkt dieses Berichts steht die Aus-
differenzierung der raumpolitischen Ansatz-
punkte, um die rdumlichen Zielsetzungen
starker in die zukiinftige EU-Kohé&sionspoli-
tik, aber auch andere Politiken einzubringen.
Dabei spielt der ,place-based approach’ eine
zentrale Rolle. Wie in den Zahnréddern der Ab-
bildung zum Ausdruck kommt, liegt der Fokus
vor allem auf der horizontalen und vertikalen
Integration sowie den rdumlichen Aspekten
von Fachpolitiken (Abb. 9).

Die im Folgenden dargestellten Handlungs-
empfehlungen basieren auf den vorangegan-
genen Uberlegungen in den Kapiteln 4 und 5.
Hieraus werden die tibergeordneten Hand-
lungsempfehlungen abgeleitet. Die vertie-
fende Analyse der vorangegangenen Kapitel
hat gezeigt, dass insbesondere die fiir die Stra-
tegie- und Programmentwicklung relevanten
Malnahmen eine herausgehobene Bedeutung
fiir die Integration raumpolitischer Belange in
Fachpolitiken haben. Dabei ist das unmittel-
bare Beeinflussungspotenzial der Mitgestal-
tung tendenziell umso gréBer, je besser die
Kontakte zur entsprechenden Fachpolitik be-
reits ausgebildet sind.

Wie in den vorangegangenen Kapiteln deut-
lich wurde, lassen sich potenzielle raumpo-
litische Ansatzpunkte der Strategieentwick-
lung in verschiedenen der untersuchten The-
menfelder finden. Sie reichen von der Mitar-
beit an den zu vereinbarenden Partnerschafts-
vereinbarungen, in denen rdumliche Belan-
ge durch die explizite Beriicksichtigung von
Stadt-Land-Beziehungen und zur Daseins-
vorsorge realisiert werden konnen, bis hin zur
Mitarbeit bei der Entwicklung von Verkehrs-
und Energieausbaupldnen.

Die moglichen raumpolitischen Ansatzpunk-
te der Programmentwicklung sind ebenfalls
vielféltig. Sie umfassen insbesondere die ex-
plizite Benennung rdaumlicher Ziele sowohl
in den relevanten Verordnungen als auch in
den Programmdokumenten, insbesondere in
den OPs der verschiedenen Fachpolitiken ein-
schlieflich INTERREG.

Programme und Strategien werden auf unter-
schiedlichen Verwaltungsebenen und in na-
hezu allen Fachpolitiken entwickelt. Die Ana-
lyse unterschiedlicher raumrelevanter The-
men sowie die begleitende Delphi-Studie ha-
ben gezeigt, dass die raumlichen Ziele vor al-
lem auf der europdischen und der regionalen
bzw. Lander-Ebene gestarkt werden sollten.

Als wichtigstes Hindernis wurde von den Ex-
perten in der Delphi-Studie grundsétzlich das
mangelnde Bewusstsein des Ziels der territo-
rialen Kohésion identifiziert. Auf der europa-
ischen, Bundes- und Landesebene wurde in
der Studie auBerdem Nachholbedarf in den
Bereichen der Abstimmung zwischen den
Fachpolitiken sowie (fiir die Bundes- und Lan-
desebene) bei der Herausbildung des politi-
schen Willens gesehen. Als weiteres Hinder-
nis wurde auf Landesebene die mangelnde fi-
nanzielle Ausstattung genannt.

Die groBBten Potenziale fiir eine starkere Um-
setzung der territorialen Kohédsion werden auf
europdischer Ebene vor allem in der Beeinflus-
sung zukiinftiger Programme, gefolgt von An-
satzpunkten, die im INTERREG-Bereich veror-
tet werden konnen (konkrete Zusammenar-
beit zur Raumentwicklung), gesehen. Auf re-
gionaler Ebene liegt das Potenzial demnach
hauptséchlich im Bereich der konkreten Zu-
sammenarbeit. Die Landesebene wurde als die
drittwichtigste Ebene eingeschitzt und auch

Abbildung 9: Raumpolitische Integrationspotenziale und Ansatzpunkte
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hier stehen demnach die Beeinflussung zu-
kiinftiger Programme und die konkrete Zu-
sammenarbeit vorne an. Uber alle Raumebe-
nen hinweg wurde somit die Beeinflussung zu-
kiinftiger Programme sowie die konkrete Zu-
sammenarbeit in der Raumentwicklung als die
wichtigsten Ansatzpunkte eingeschétzt (vgl.
Abb. 10).

Aus diesen Einschdtzungen wurden Hand-
lungsempfehlungen abgeleitet, die sowohl
an den verschiedenen Verwaltungsebenen an-
setzen als auch inhaltlich erfolgversprechend
erscheinen.

6.1 Fachpolitikiibergreifende
Politikgestaltung

Das Herzstiick einer raumbezogenen Politik
und der Umsetzung der TA2020 liegt in der
fachiibergreifenden Politikgestaltung. Dabei
sind unterschiedliche Politiken von besonde-
rem Interesse. Zum einen sind dies Politiken
mit besonderer Raumbedeutung (vgl. Kapitel
2.1), zum anderen sind es Politiken, die einen
Beitrag zur Umsetzung der Europa 2020-Stra-
tegie leisten und somit fiir eine raumlich dif-
ferenzierte Umsetzung der Strategie von be-
sonderer Bedeutung sind.? Daher wird hier
die fachiibergreifende Politikgestaltung vor-
rangig fiir die deutschen Bundes- und Landes-
politiken in den Bereichen Regionalentwick-
lung, Verkehr, Energie und ldndliche Riume
vorgeschlagen. Dariiber hinaus kann auch der
Umweltbereich beriicksichtigt werden, der je-
doch schon jetzt deutlich raumlicher orien-
tiert ist als die anderen, oben aufgefiihrten
Fachpolitiken.

Auf der tibergreifenden Ebene bestehen vor
allem folgende Ansatzpunkte:

¢ DialogaufAugenhohe: Die TA2020 spricht
von Koordination, was jedoch eher als Dia-
logzuinterpretierenist. Dies bedeutet, dass
Koordination in diesem Zusammenhang
nichtim Sinne einer hierarchischen Uber-
und Unterordnung, sondern vielmehr als
gemeinsamer Ansatz auf Augenhohe ver-
standen werden kann. Langfristig miissen
die Ziele der TA2020 in unterschiedliche
Fachpolitiken integriert werden. Hierzu
bedarf es einer gezielten, punktuellen In-
formation von Fachpolitiken durch konst-
ruktive, Fachpolitik iibergreifende Dialoge.
Aus diesen Uberlegungen ergeben sich
verschiedene Dialogpotenziale. Im Vor-
dergrund des Dialogs auf Ministerialebe-
ne sollten zwei Aspekte im Vordergrund
stehen. Einerseits der fachiibergreifende

Abbildung 10: Raumpolitische Ansatzpunkte differenziert nach
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Dialog zwischen den Bundesministerien
und andererseits der Ebenen {ibergrei-
fende Dialog mit den Landern und Regi-
onen. Im Rahmen von kurzen informel-
len Treffen ist ein thematisch fokussierter
Austausch anzustreben, der den Mehrwert
des Dialoges fiir alle Beteiligten deutlich
herausstellt. Parallel zu den fachiibergrei-
fenden Dialogen auf ministerieller Ebene
sollten solche Dialoge zu thematisch fo-
kussierten Querschnittsfragen auch auf
der Ebene der Fachbehorden angestrebt
werden und jene auf ministerieller Ebene
ergdnzen. Dieser konstruktive Dialogkann
grob in vier Schritte unterteilt werden:

1. Aufzeigen rdumlicher Potenziale, Hin-
dernisse und Effekte: Zum einen sollte
aufgezeigt werden, wie die Berticksichti-
gung der rdumlichen Ziele und Wirkun-
gen einzelnen Fachpolitiken helfen kann,
ihre eigenen Ziele besser zu erreichen.
Zum anderen sollten, aufbauend auf dem
von ESPON ARTS entwickelten Verfahren,
die rdumlichen Effekte von Fachpolitiken
ermittelt und ein rdumlich differenzier-
tes Bild der Potenziale und Hindernisse
bei der Erreichung der Ziele der Europa
2020-Strategie erstellt werden.

2. Win-win-Dialog: Aufbauend auf Schritt
1 sollte der Dialog mit den unterschiedli-
chen Fachpolitiken gesucht werden. Da-
bei sollte der Fokus auf der Frage liegen,
wie die Beriicksichtigung einer rdumli-
chen Sichtweise die Erreichung der Euro-
pa 2020-Ziele erleichtern bzw. effizienter
gestalten kann.

3. Ridumliche Belange in den Politikzyk-
len: Die rdumlichen Belange konnen im
néchsten Schritt in Zusammenarbeit mit
den Fachpolitiken in den Politikzyklus ein-

()

Bei der Einschéatzung der Po-
tenzialbereiche war jeweils nur
eine Nennung fir die Raume-
bene méglich, die als am er-
folgversprechendsten einge-
schéatzt wurde. Die Balkenlange
gibt somit an, welchen Anteil
die jeweilige Raumebene an
allen Nennungen hatte.

Die kommunale Ebene stand
auch zur Auswahl, erreichte
aber nicht einmal 2 % und wird
hier daher nicht aufgefiihrt.

9)

2007 identifizierte Sweco in
einer internationalen Delphi-
Studie die EU-Politiken mit be-
sonderer Bedeutung fiir eine
stéarkere rédumliche Umset-
zung der Lissabon-Agenda.
Dabei wurde vor allem die For-
schungs- und Innovationspoli-
tik als eine Politik identifiziert,
die durch eine verstarkte Be-
riicksichtigung rédumlicher Be-
lange einen besseren Beitrag
zur Erreichung der EU-Ziele
beitragen koénnte. Dies war ge-
folgt von der Agrar-, Regional-,
Energie- und Transport- sowie
Ausbildungspolitik.
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Auf den Tagungen, die den all-
gemeinen Angelegenheiten ge-
widmet sind, befasst sich der
Rat mit Dossiers, die mehr als
einen Politikbereich der Uni-
on betreffen, wie beispiels-
weise Verhandlungen (iber die
Erweiterung der EU, die Aus-
arbeitung der mehrjéhrigen Fi-
nanzplanung der Union oder in-
stitutionelle und administrative
Fragen.
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gearbeitet werden. Dabei sollte das Augen-
merk auf die Zielformulierung, rdumlich
differenzierte, quantifizierte Zielvorgaben
(fiir Stadte und Regionen) und die Umset-
zungsmechanismen gelegt werden. Des
Weiteren sollten spezifische Elemente der
Fachpolitiken in die laufende Raumbeob-
achtung integriert und rdumliche Fragen
in die Evaluierungen der Fachpolitiken
aufgenommen werden.

4. Raumordnungsbericht als Einladung
zum fachiibergreifenden Dialog: Der ak-
tuelle Raumordnungsbericht sollte unter
Leitung des BBSR, aber in intensiver Ein-
beziehung der oben angefiihrten Fach-
politiken diskutiert werden. Dabei soll-
te der Fokus auf der Identifikation von
Win-win-Situationen zwischen Fach- und
Raumordnungspolitik liegen sowie auf der
Identifikation von rdumlichen Potenzia-
len und Hindernissen fiir die Erreichung
der Europa 2020-Ziele. Zu diesem Zweck
ist eine Reihe von Veranstaltungen denk-
bar, beidenen z. B. unter Leitung des BBSR
hochrangige Vertreter aus dem BMVBS so-
wie anderen relevanten Bundesministe-
rien eingeladen werden, um den Raum-
ordnungsbericht zu diskutieren. Zudem
konnten ggf. auch noch Vertreter aus an-
deren EU-Lindern eingeladen werden,
um die Debatte mit internationalen Bei-
spielen oder Kommentaren zu bereichern.
Implizit geht es dabei dann auch um eine
Starkung des raumbezogenen Dialogs mit
anderen Fachpolitiken und somit um die
Umsetzung der TA2020.

Strategische Nutzung européischer Gre-
mien: Aus raumentwicklungspolitischer
Sicht gibt es unterschiedliche Gremien,
in denen Fragen der territorialen Kohési-
on diskutiert werden sollten, um diese zu
stirken. Insbesondere bieten sich dafiir die
mitgliedstaatliche Zusammenarbeit und
der EU-Rat fiir Allgemeine Angelegenhei-
ten an:

1. NTCCP und TA2020 Roadmap: Die mit-
gliedstaatliche Zusammenarbeit im Rah-
men des NTCCP (National Territorial Co-
hesion Contact Point) und anderer Foren
zur Umsetzung der TA2020 konnte als
strategischer Kommunikationsweg ge-
nutzt werden, um den Einfluss auf die eu-
ropdischen Politiken zu stidrken. Um dies
zu erreichen, hat die polnische Ratspra-
sidentschaft 2011 eine Roadmap zur stér-
keren raumbewussten Orientierung der
zukiinftigen Strukturfonds vorgelegt. Ein
weiterer Schritt ist mit der Annahme der
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TA2020 Roadmap sowie der Beschiftigung
der Kommission mit dem Territorial Im-
pact Assessment (TIA) gemacht. Dadurch
entsteht erstmalig eine Uberlagerung von
mitgliedstaatlicher Zusammenarbeit und
den Strukturfondsprogrammen. Es wire
begriiBenswert, wenn Deutschland die
Umsetzung der Roadmap weiter aktiv vo-
ranbringen wiirde.

2. EU-Rat fiir Allgemeine Angelegenhei-
ten: Eine Institutionalisierung der terri-
torialen Kohédsion auf Ratsebene bedeu-
tet einen Bedeutungszuwachs und eine
Starkung rdumlicher Belange in der EU-
Politik wie auch in den nationalen Politi-
ken. Die makroregionalen Strategien fiir
den Ostseeraum und den Donauraum ha-
ben gezeigt, dass auch raumrelevante Fra-
gen im Rat fiir Allgemeine Angelegenhei-
ten' behandelt werden kdnnen. Warum
sollte es dann nicht mdglich sein, im Rat
inregelméBigen Abstdnden raumrelevan-
te Fragen aufzugreifen und vor allem ein
strategisches Rahmendokument zur Rau-
mentwicklung in der EU zu verabschie-
den? Die Eruierung dieser Frage im deut-
schen Kontext hat dazu gefiihrt, dass die
MKRO (2011) sich fiir eine Diskussion ter-
ritorialer Angelegenheiten im EU-Rat fiir
Allgemeine Angelegenheiten ausgespro-
chen hat. Nun gilt es, die Mdglichkeiten
der Zusammenarbeit auch innerhalb des
NTCCP auszuloten. Die erstmalige Bera-
tung der Verordnungsentwiirfe im EU-Rat
ist ein erster Schritt in diese Richtung.

Fachiibergreifende Rahmendokumente:
Dariiber hinaus sollten sich BMVBS und
BBSR auch fiir die Erarbeitung fachiiber-
greifender Rahmendokumente einsetzen.
Dabei sollten keine neuen Dokumente ge-
schaffen, sondern vielmehr Rahmendo-
kumente, die sowieso auszuarbeiten sind,
rdumlich und fachpolitisch integrativ ge-
staltet werden. Mit einer expliziten rium-
lichen Differenzierung in Rahmendoku-
menten konnten die rdumlichen Ziele und
die Umsetzung der TA2020 in Deutschland
gestdrkt werden. Gleichzeitig wiirde ver-
deutlicht, dass die Beriicksichtigung rdum-
licher Zielsetzungen zu einer Steigerung
der Effektivitiat unterschiedlicher Fachpo-
litiken beitragen kann, und dass den Lén-
dernund Regionen bei der Umsetzung des
,place-based approach‘ eine besondere
Verantwortung zukommt. Das Hauptau-
genmerkliegt dabei auf zwei Dokumenten:

1. Partnerschaftsvereinbarung: Im Rahmen
der Gestaltung der nachsten EU-Struktur-



Handlungsempfehlungen

fondsperiode werden die Mitgliedstaaten
eine Partnerschaftsvereinbarung erarbei-
ten miissen. Dabei konnte die fachiiber-
greifende Dimension deutlicher heraus-
gearbeitet werden als im aktuellen NSRP
oder auch im Kohésionsbericht. Zudem
bietet diese Vereinbarung die Chance,
einen deutlichen Fokus auf eine rdum-
lich differenzierte Umsetzung der Euro-
pa 2020-Strategie zu prédsentieren, bei der
fiir unterschiedliche Regionstypen unter-
schiedliche Kombinationen von Manah-
men aus mehreren Fachpolitiken prasen-
tiert werden.

2. Nationales Reformprogramm: Das Na-
tionale Reformprogramm zur Erreichung
der Ziele der Europa 2020-Strategie wur-
de vom BMWi in Zusammenarbeit mit
anderen relevanten Fachpolitiken erar-
beitet. Aufbauend auf Analysen zur rdum-
lichen Differenzierung der Potenziale und
Hindernisse bei der Erreichung der Ziele
kénnten dabei fiir die Umsetzung bzw.
Weiterentwicklung unterschiedliche Ziel-
vorgaben und Ansitze fiir verschiedene
Regions- und Stadttypen in Deutschland
entwickelt werden. Diese rdumlich diffe-
renzierte Herangehensweise erhoht die
Effizienz bei der Erreichung der Ziele und
wirkt zu starken rdumlichen Konzentrati-
onen entgegen.

e Fachpolitikiibergreifende Beeinflussung
zukiinftiger EU-Verordnungen und EU-
Programme: Derzeit werden die Weichen
fiir die ndchste EU-Budgetperiode sowohl
fiir die EU-Kohisionspolitik als auch in an-
deren Fachpolitiken gestellt. Im Rahmen
verschiedener  Konsultationsprozesse
bringt das BMVBS eigene Positionen ein,
um z.B. rdumliche Ziele in verschiedenen
relevanten Verordnungen zu verankern.
Im Rahmen der néchsten Strukturfonds-
periode wird es eine Offnung fiir Multi-
fondsprogramme geben. Um die fach-
ibergreifende Politikgestaltung (und
somit die rdumliche Differenzierung) zu
starken, konnten sich das BMVBS und das
BBSR fiir eine Erarbeitung von Fonds iiber-
greifenden Programmen einsetzen, die zu
einem integrierten Ansatz der regionalen
bzw. rdumlichen Entwicklung beitragen.

¢ Laufende Raumbeobachtung von Fach-
politiken: Wihrend das Aufzeigen des
Nutzens rdumlicher Belange fiir die Fach-
politiken von Interesse sein kann, ist die
Analyse der Effekte der Fachpolitiken nach
wie vor wichtig fiir die integrierte Raum-
planung. Daher sollte versucht werden,

die rdumlichen Effekte der Fachpolitiken
in Deutschland systematisch zu untersu-
chen und die wichtigsten Elemente in die
laufende Raumbeobachtung zu integrie-
ren. Dies kann auch als deutscher Beitrag
zum Aktionspunkt 2 der Roadmap zur Um-
setzung der TA2020 gewertet werden.

Erfolgreiche Uberzeugungsarbeit braucht ein
tatkréftiges Vorgehen. Daher ist die Arbeit von
BMVBS und BBSR von besonderer Bedeutung.
Dies gilt insbesondere bei der Identifikation
moglicher Win-win-Situationen bzw. geeig-
neter Themen und Zeitpunkte fiir einen fach-
tibergreifenden Dialog und der Vorbereitung
entsprechender Unterlagen, die die Vortei-
le eines rdumlich differenzierten Ansatzes
zur Umsetzung der Europa 2020-Strategie
unterstreichen.

6.2 Ebenen iibergreifende
Politikgestaltung

Der Fokus auf regionale und lokale Entwick-
lungspotenziale und Hindernisse kann nicht
ohne die Beteiligung relevanter Akteure auf al-
len administrativen und politischen Ebenen
erreicht werden. Das Wissen und die Instru-
mente aller Ebenen, von der lokalen bis zur
europdischen, miissen bei der Umsetzung der
Europa 2020-Strategie und der TA2020 einbe-
zogen werden. Im deutschen Kontext sind die
Mechanismen des Gegenstromprinzips dabei
von besonderer Bedeutung.

Auf der tibergreifenden Ebene bestehen vor
allem folgende Ansatzpunkte:

e Mehrebenen-Governance: Fiir die Umset-
zung der Europa 2020-Strategie und der
TA2020 ist besonderes Gewicht auf die Ein-
bindung von regionalen und lokalen Ak-
teurenzulegen. Dabeisollten diese Akteure
sowohl bei der rdumlichen Differenzie-
rung der Zielvorgaben als auch in die Dis-
kussion der iibergreifenden Rahmendoku-
mente aktiv eingebunden werden. Diese
Einbindung sollte in einem offenen Dia-
log erfolgen, bei dem es nicht nur um die
formelle Beteiligung geht, sondern um die
gemeinsame Identifikation der rdumlich
spezifischen Potenziale und Hindernisse.

Ein besonders geeignetes Instrument
zur Férderung nicht nur der fach-, sondern
auch der Ebenen {ibergreifenden Zusam-
menarbeit ist die transnationale Zusam-
menarbeit im Rahmen von INTERREG.
Daher ist es wichtig, dass das BBSR seine
Bemiihungen fortsetzt, die integrierte Rau-
mentwicklung als einen zentralen Pfeiler
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von INTERREG B zu erhalten und zu ei-
ner moglichst breiten Beteiligung an IN-
TERREG-Projekten zu ermuntern.

Einbindung ,lokaler Eliten‘ zur Nutzung
von tacit knowledge’ etc.: Fiir den ,place-
based approach‘ nach Barca und vor al-
lem fiir eine rdumlich differenzierte Um-
setzung der Europa 2020-Strategie bedarf
es des ,tacit knowledge* lokaler und regi-
onaler Eliten. Nur mit deren Wissen iiber
ihre Regionen und Stddte, inklusive der in-
formellen Mechanismen oder Dynamiken,
koénnen angepasste Zielvorgaben und Um-
setzungsideen entwickelt werden.

Referenzen zu den einzelnen Politiken:
Der Mehrebenenansatz und die Nut-
zung von ,tacit knowledge‘ in den Regi-
onen und Stiddten sollten nicht nur auf
Fragen der Raumplanung und Regional-
politik bezogen werden. Auf lokaler und
regionaler Ebene werden die Effekte un-
terschiedlichster nationaler und europa-
ischer Politiken sichtbar und maogliche
Synergien bzw. gegenseitige Blockaden
unterschiedlicher Politiken kommen zum
Tragen. Daher muss die Mehrebenen-
arbeit auch fachpolitisch breit angelegt
sein und Referenzen zu unterschied-
lichen relevanten Politiken machen.

Einen konkreten Ansatzpunkt bietet sich
in diesem Zusammenhang mit der Erar-
beitung einer Pilotstudie, die den Nutzen
der Integration rdumlicher Belange in ei-
ner Fachpolitik vertieft analysiert. Um
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Fachpolitiken und deren Akteure von der
Wichtigkeit der rdiumlichen Zielsetzungen
zu liberzeugen, ist es wichtig, den direkten
Nutzen fiir die Erreichung der fachpoliti-
schen Ziele illustrieren zu konnen. Lange
Zeitwurde hauptsdchlich tiber die raumli-
chen Effekte von Fachpolitiken diskutiert,
ohne jedoch die Politiken damit zu errei-
chen. Eine solche Studie kann gleichzeitig
als deutscher Beitrag zum Aktionspunkt 1
der Roadmap zur Umsetzung der TA2020
gewertet werden.

Raumordnungsbericht als Einladung
zum Dialog mit Landervertretern: Der ak-
tuelle Raumordnungsbericht kann - dhn-
lich wie fiir den horizontalen Dialog - fiir
den vertikalen Dialog genutzt werden. Da-
bei kénnte z. B. in jedem Bundesland in
Zusammenarbeit mit dem jeweils fiir Lan-
desentwicklung zustdndigen Landesmi-
nisterium eine Veranstaltung zum Raum-
ordnungsbericht organisiert werden. Zu
diesen Veranstaltungen kdnnten relevan-
te Akteure aus dem jeweiligen Bundes-
land eingeladen werden, um den Raum-
ordnungsbericht zu diskutieren. Implizit
geht es dabei auch um eine Starkung des
Dialoges zu rdumlichen Fragestellungen
mit anderen Fachpolitiken und somit um
die Umsetzung der TA2020. Vorzugsweise
wiirden diese Veranstaltungen von hoch-
rangigen Rednern des BMVBS und der ent-
sprechenden Landerministerien erdffnet.
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	6.2 Ebenen übergreifende Politikgestaltung

	Literaturverzeichnis



Ein-/Ausgabehilfebericht



		Dateiname: 

		Forschungen_155_Komplett.pdf






		Bericht erstellt von: 

		Christian Lüer


		Firma: 

		





 [Persönliche und Firmenangaben aus Dialogfeld „Voreinstellungen > Identität“.]


Zusammenfassung


Beim Prüfen sind Probleme gefunden worden, die eventuell den Vollzugriff auf das Dokument verhindern.



		Manuelle Prüfung erforderlich: 2


		Manuell bestanden: 0


		Manuell nicht bestanden: 0


		Übersprungen: 1


		Bestanden: 26


		Fehlgeschlagen: 3





Detaillierter Bericht



		Dokument




		Regelname		Status		Beschreibung


		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit		Bestanden		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit muss festgelegt werden.


		PDF (nur Bilder)		Bestanden		Dokument ist nicht eine nur aus Bildern bestehende PDF-Datei


		PDF (mit Tags)		Fehlgeschlagen		Dokument ist PDF (mit Tags)


		Logische Lesereihenfolge 		Manuelle Prüfung erforderlich		Dokumentstruktur ist logisch in Lesereihenfolge geordnet


		Hauptsprache		Bestanden		Sprache ist im Text festgelegt


		Titel		Fehlgeschlagen		Dokumenttitel ist in Titelleiste sichtbar


		Lesezeichen		Bestanden		In umfangreichen Dokumenten sind Lesezeichen vorhanden


		Farbkontrast		Manuelle Prüfung erforderlich		Dokument verfügt über geeigneten Farbkontrast


		Seiteninhalt




		Regelname		Status		Beschreibung


		Inhalt mit Tags		Fehlgeschlagen		Alle Seiteninhalte verfügen über Tags


		Anmerkungen mit Tags		Bestanden		Alle Anmerkungen verfügen über Tags


		Tab-Reihenfolge		Bestanden		Tab-Reihenfolge ist mit der Ordnungsstruktur konsistent


		Zeichenkodierung		Bestanden		Zuverlässige Zeichenkodierung ist vorhanden


		Multimedia mit Tags		Bestanden		Alle Multimediaobjekte verfügen über Tags


		Bildschirmflackern		Bestanden		Seite verursacht kein Bildschirmflackern


		Skripten		Bestanden		Keine unzugänglichen Skripts


		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten


		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht


		Formulare




		Regelname		Status		Beschreibung


		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags


		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf


		Alternativtext




		Regelname		Status		Beschreibung


		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext


		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird


		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein


		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken


		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern


		Tabellen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein


		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein


		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen


		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen


		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben


		Listen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein


		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein


		Überschriften




		Regelname		Status		Beschreibung


		Geeignete Verschachtelung		Bestanden		Geeignete Verschachtelung







Zurück zum Anfang


